


Es ist an der Zeit für die Einsicht .. . 

Am 12. Februar 1990 beschlag­
nahmte die Staatsanwaltschaft am 
Landgericht Dortmund e inen Spritzen­
automaten der AIDS- Hilfe Nordrhein­
\oJestfalen. Grundlage dafür ist ein 
Beschluß des Landgerichts Dortmund 
gewesen. Nach Auffassung der Dort­
:nunder Richter ist in der Aufstellung 
solcher Automaten ein Verstoß gegen 
das Betäubungsmittelgesetz § 29 Abs. 
1 Ziffer 10 zu sehen. Die zweite 
Strafkammer argumentierte, daß 
durch die Spritzenautomaten vorsätz­
lich eine "Gelegenheit zum unbefug­
ten Gebrauch von Betäubungsmitteln" 
geschaffen Wird. 

Die Deutsche AIDS-Hil fe e . V. und 
die AIDS-Hilfe Nordrhein- \'lestfalen 
kcttisierten diesen Beschluß scharf: 
"Er zerstört eine der wichtigsten 
Säulen der AIDS-Prävention: die Ver­
hinderung des sogenannten needle­
sharing unter i.v.-Drogengebrau­
chern". 

Die angebliche Strafbarkeit des 
Aufstellens von Spritzenautomaten, 
die Beschlagnahmung und Demontage 
eines der AIDS-Prävention dienen­
den Spritzenautomatens durch die 
Staatsanwaltschaft muß großen 
Anlaß zur Besorgnis hervorrufen. Zu 
den effektivsten Mitteln der AIDS­
Vorsorge gehört nun mal die Vergabe 
steriler Spritzen an intravenös 
Drogengebrauchende. Bereits die 
AIDS- Enquete- Kommission des Deut­
schen Bundestages hat in ihrem z.,.,1-
schenbericht 1988 vorgeschlagen 
klarzustellen, "daß der Besitz von 
Spritzen und die Vergabe von 
Spritzen an Betäubungsmittelabhän­
gige nicht rechtswidrig und daher 
nicht strafbar sind". (AIDS, Fakten 
und Konsequenzen, Zwischenbericht 
der Enquete-Kommission des 11. 
Deutschen Bundestages, Bonn 1988, 
Seite 201. ) 
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Mit der Vergabe von Spritz­
best ecken wird keinesfalls der 
Drogengebrauch edeichtert; sie dient 
allein der Eindämmun~ der ganz 
erheblichen Gesundheitsrisiken, die 
damit verbunden sind. Es ist auch ein 
Irrtum anzunehmen, daß mit der Ver­
teilung von Spritzen mehr intrave­
nöse Drogen konsumiert werden oder 
daß sich die Zahl der Abhängigen 
dadurch erhöhen wUrde. Vielmehr 
verringert sich durch den erleich­
terten Zugang zu sterilem Spritz­
besteck die Gefahr, daß sich AlDS in 
der- Drogenszene und darüber hinaus 
verbreitet. 

Das Aufstellen von Spritzenauto­
rnaren darf nicht länger als strafbar 
angesehen werden. Es ist an der Zeit 
für die Einsicht, eine gesetzliche 
Regelung zu schaffen, wie sie von 
der AIDS-Enquete-Kommission des 
Deutschen Bundestages vorgeschlagen 
wurde. Die Anzahl der AIDS-Opfer 
darf nicht durch Uneinsichtigkeit un­
nötig erhöht werden. 
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mit der ersten Ausgabe des neuen Jahres ist es uns 
gelungen, fast pünktlich zu erscheinen - . mit nur 
einer Woche Verspätung aufgrund kleinerer technischer 
Probleme. Für diese Ausgabe war eigentlich als Titel­
blatt der neue Plakatentwurf der Deutschen AIDS-Hilfe 
geplant. Auch hier gab es technische Schwierigkeiten, 
so daß der Nachdruck und der angekündigte Bericht auf 
das nächste Heft verschoben werden müssen . 

Wie dem Impressum zu entnehmen ist, hat die Redak­
tionsgemeinschaft ein neues Ehrenmitglied, auf das 
sie besonders stolz ist: Herrn Prof. Dr. Dr. Ernst 
Heini tz . Als Dank und Anerkennung und in Würdigung 
seiner Arbeit und Verdienste hatte die Lichtblick­
Redaktion Herrn Prof . Heini.tz am 21. Februar zum 
Ehrenredakteur des Lichtblicks ernannt. Die Verlei­
hung fand in einem feierlichen Rahmen im großen Kon­
ferenzsaal der Anstaltsleitung der Justizvollzugs­
anstalt Tege l statt. Bei der Verleihung waren auch 
die Justizsenatorin, der Anstaltsleiter, sein Stell­
vertreter und Pressevertreter anwesend. Uber die 
Ehrung berichten wir auf Seite 11. 

In der letzten Ausgabe hatten wir ein Interview mit 
der Justizsenator in, Frau Prof. Dr . Jutta Limbach, 
angekündigt. Nach vielen Terminschwierigkeiten konnte 
es endlich am 29 . Januar stattfinden. Zu diesem Anlaß 
wurde dem verantwortlichen Redakteur eine Ausführung 
gewährt, um mit der Senatorin das Interview in ihren 
Diensträumen in der Salzburger Straße führen zu 
können. Mit dabei war der Leiter der Abteilung V, 
Herr Flügge. Er übernahm die Beantwortung von zwei 
Fragen , weil er inhaltlich mehr dazu sagen konnte. 
Das Interview ist auf den Seiten 8 bis 10 nachzu­
lesen . 

In der Senatsverwaltung für Justiz ist man leider 
immer noch recht maßvoll in der Entscheidungsfreudig­
keit. Die Organisationskonferenzen sind abgeschlos­
sen - ohne Mitwirkung der Insassenvertretungen, deren 
Teilnahme die Justizsenatorin etwas leichtfertig zu­
gesagt hatte. Von ihren über das Gesetz vertrauteren 
Beamten wurde sie eines Besseren belehrt . Und hin­
sichtlich des Ergebnisses der Organisationskonferen­
zen zeigt man sich nicht sehr auskunftsfreudig. 
Dieser Tage beginnen die Koordinierungskonferenzen. 
Mal sehen, was sich dann in Tegel tut. Bisher sta­
gniert alles , nur die Gerüchteküche brodelt. 

Kein Gerücht hingegen ist es, daß sich unser Spenden­
konto in existenzbedrohlicher Nähe bewegt. Wem der 
Lichtblick am Herzen liegt, und wer etwas entbehren 
kann, sollte an uns denken. Herzlichen Dank im voraus. 
Aber auch Mitarbeiter können wir gebrauchen : zum 
Schreiben und für den Druck . Die nächste Ausgabe 
soll am 23. April erscheinen. 
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Am Freitag, dem 19. Januar 1990, 
beging die Sozialtherapeutische An­
stalt in der Justizvollzugsanstalt 
Tegel ihr 20jähriges Bestehen. Der 
Anstaltsleiter und seine Mitarbeiter 
hatten dazu ' eingeladen, sich an 
diesem Tag mit Vertretern der 
Senatsverwaltung und Presse, mit 
ehemaligen und derzeitigen Mitarbei­
tern und weiteren Gästen sowie 
Klienten der SothA über die Entwick­
lung der konzeptionellen Vorstellun­
gen und der Zukunft der SothA ge­
danklich auszutauschen. 

Mit der Begrüßungsansprache 
durch den Anstaltsleiter, Herrn 
Lange-Lehngut, begann die Feier zum 
Geburtstag des "jüngsten und begab­
testen Kindes im Strafvollzug". Für 
die justizsenatorin, Frau Prof. Dr. 
jutta Limbach, die im Anschluß an 
den Anstaltsleiter das Wort ergriff, 
waren 20 Jahre Sozialtherapie "Zeit 
genug für eine Zwischenbilanz und 
ein willkommener Anlaß, die üblichen 
Amtsgeschäfte für einige Stunden zu 
unterbrechen, um uns über einige 
Aspekte der bisherigen und der künf­
tigen Entwicklung der Sozialtherapie 
auszutauschen" . ln der folgenden 
Ansprache von Frau Dr. Essler, 
Leiterin der Sozialtherapeutischen 
Anstalt, lautete die zentrale Frage: 
"Ist die Behandlung eines Straftäters 
überhaupt möglich und ist sie an 
einem Ort möglich, an dem Gegen­
sätze und Widersprüche im Obermaß 
vorhanden sind?" 20 Jahre Sozial­
thera.pie - für die Leiterin der SothA 
auch "ein RUckblick auf knapp 2000 
Klienten, die in diesem Haus behan­
delt und von hier aus entlassen 
wurden und ein Rückblick auf viele 
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:0.1itarbeiter. die die Herausforderung 
angenommen haben, in einer totalen 
Institution therapeutisch zu arbei­
ten". 

Zunächst jedoch ein RUckblick auf 
die Anfänge der Sozialtherapie in 
Tegel. Unter dem Eindruck zahlloser 
Unruhen, die den Tegeler Knastalltag 
bereicherten und auslösendes Moment 
für die Errichtung einer sozialthera­
peutischen Abteilung waren, begann 
die sozialtherapeutische Arbeit am 
19. Januar 1970 auf einer Station im 
Haus IV - einem 1968 errichteten 
Neubau der ]VA Tegel. Initiatoren 
und MitbegrUnder dieser Konzeption 
sind der damalige Justizsenator Bau­
mann und Dr. Heinrich Kremer - zu 
dieser Zeit Anstaltsarzt und haupt­
amtlicher Leiter von Haus lV - ge­
wesen. Dr. l<remer entwickelte ein 
Konzept mit 20 "Vollzugsstörern", 
das versuchte, mit einem Minimum an 
Reglementierungen auszukommen und 
als wesentliches Modell das Prinzip 
des Gruppenvollzuges zu implizieren. 
So entstand Fachbereich I, Sozial­
therapie. 

Hier wurden Einzel- mit Gruppen­
behandlungen kombiniert; um so den 
Versuch zu unternehmen, die Fehlent­
wicklung des Inhaftierten zu be­
heben. ln so~.;enannten Aktionsfeldern 
allgemeiner -Art Ubte man soziale 
Verhaltensweisen. Daneben existierte 
noch ein Fachbereich I I: Schulsta­
tion. Sie bestand aus einer Haupt­
schulklasse mir ca. 30 Schülern und 
einer Realschulklasse mit etwa 20 
Schülern. Ungefähr 80 Plätze standen 
für den Fachbereich 111 zur Ver­
fügung: Soziales Training. Hier 

wurden gruppendynamische Veranstal­
tungen und Einzelgespräche sowie 
Trainingskurse durchgeführt. Als 
Trainingsbasis existierte eine l(on­
fliktkommission, in der Probleme in 
Gegenwart von Bediensteten bespro­
chen wurden. 

Der große Freiraum im Haus IV 
gegenüber den anderen Teilanstalten 
führte zu paradoxen Situationen. die 
heute noch genauso Gültigkeit be­
sitzen, z. B.: "Sie sollen offen zu 
mir sein, auch wenn Sie sich damit 
selbst gefährden können. Sie ent­
scheiden selbst, aber ich bestimme, 
was Sie zu entscheiden haben. Sie 
haben Ihre Pflichten freiwillig zu er­
füllen, aber wir können Sie auch 
dazu zwingen!" (Siehe Brief von DUrr 
an den Leiter des Fachbereichs 
Soziales Training, zitiert nach: 
Arbeitsgemeinschaft Sozialpolitischer 
Arbeitskreis AG SPAK, Rundbrief 
Strafvollzug/Fürsorgeerziehung April 
1978. s. 1~ . ) 

Der Arbeitskreis Soziales Training 
im Haus IV zog darum die Konsequen­
zen und beendete im April 78 die 
Arbeit dort . Schon mit der Verab­
schiedung des Strafvollzugsgesetzes 
im Frühjahr 1976 ergab siel-t für Haus 
IV eine groteske Situation. Dazu hat 
sich Dr. Kremer (im Rahmen einer 
Befragung in dem Buch "Kriminal­
politik und Strafvollzug". 1. Auflage 
November 1978, Herausgeber Jörg 
Staiber) folgendennaßen geäußert: 

"Als das Strafvollzugsgesetz im 
Frühjahr 1976 verabschiedet wurde, 
war ich völlig verblüfft, wie die 
Therapeuten darauf reagierten. Näm-



lieh mit einer nicht zu übersehenden 
Abwehr. Sie ließen plötzlich Sprüche 
los: 'Wir brauchen doch kein Gesetz. 
Man braucht uns doch nicht gesetz­
lich vorzuschreiben was wir tun oder 
lassen sollen'. In diesem Gefühl aus 
eigener Omnipotenz mit Menschen 
umzugehen, die sich zu unterwerfen 
haben, fühlten sie sich eingeschränkt. 
Denn das, was sie als Berufsaufgabe 
tun, geschieht nicht mehr aus eige­
nem Omnipotenzgefühl heraus, son­
dern ganz schlicht, weil es gesetz­
lich vorgeschrieben ist. Und damit ist 
es kontrollierbar. Das gilt für alle 
Berufsgruppen im Strafvollzug, die 
bis dahin sozusagen unkontrollierbar 
gearbeitet haben: der höhere Dienst, 
die Juristen, di.e Psychologen, die 
Ärzte und auch die Gruppe der 
Sozialarbeiter" . Soweit Dr. Kremer 
zum Strafvollzugsgesetz und zum 
therapeutischen Freiraum. 

Diesem Gesetz kann von der 
rechtlichen Seite her das Gute ab­
gewonnen werden, daß Sicherheits­
interessen nicht Vorrang vor der 
Resozialisierung haben dürfen. Ziel 
ist soziales Training, sich allein in 
der Gesellschaft behaupten zu können, 
wie es im § !. StVollzG konkretisiert 
wird. Die Bereitschaft des Gefan­
genen ist zu fördern und zu wecken. 
"Der Mitwirkungspflicht des Ge­
fangenen steht die Förderungs­
pflicht der Anstalt gegenüber (Dr. 
Kremer).'' 

Vor dem lnkrafttreten des Straf­
vollzugsgesetzes galt der § 65 Straf­
gesetzbuch für die sozialtherapeuti­
schen Anstalten, nach dem lnkraft­
treten war es der § 9 StVollzG, der 

Schule 
fürs Leben? 
20 Jahre Sozialtherapie in der JVA Tegel 

besagt, daß innerhalb des Vollzuges 
sozialtherapeutische Bereiche ge­
schaffen werden können, in denen 
der Leiter der SothA das alleinige 
Aufnahme- und Rückverlegungsrecht 
hat. 14 Tage vor seinem Rücktritt im 
Juni 1978 hatte der damalige Justiz­
senator Baumann noch verfügt, daß 
das gesamte Haus IV zur Sozialthera­
peutischen Anstalt wird - was Dr. 
Kremer wegen der Gefahr der Bildung 
klinischer Ghettos immer abgelehnt 
hatte. Und heute will man noch einen 
Schritt weitergehen: Loslösung der 
SothA vom übrigen Anstaltsbereich 
und Verselbständigung dieses Berei­
ches. Ergebnis eines Protokolls einer 
Organisationskonferenz im Haus IV 
und auch Bestandteil der Rede von 
Frau Dr. Essler. In einer kleinen 
Broschüre, die anläßlich dieser Feier 
gefertigt und an die Gäste verteilt 
wurde, heißt es zu diesem Thema: 

"Vorteile dieser Anhindung an die 
Gesamtanstalt sind: 

- unbürokratisches und schnelles 
Aufnahme- und Rückverlegungsver­
fahren gern. § 9 StVollzG 

- Nutzung des umfangreichen An­
gebotes von Ausbildungs- und Ar­
beitsplätzen 

- Vollzugspolitische und vollzugs­
technische Beeinflussung des übri­
gen Vollzuges durch die Sozial­
therapeutische Anstalt 

Den Vorteilen gegenüber stehen 
jedoch auch eine Reihe von Nach­
teilen: 

- Subkulturelle Einflüsse durch den 
übrigen Vollzugsbereich 

Gleichbehandlungsdruck aus dem 
unterschiedlichen Sicherheitsstan­
dart der Sozialtherapeutischen An­
stalt einerseits und einer Gesamt­
anstalt andererseits 

- Einengung der Entwicklungsmöglich­
keiten der Sozialtherapeutischen 
Anstalt 

- 'Überfremdung' der Sozialtherapeu­
tischen Anstalt durch therapie­
ferne Einflüsse" 

Die Justizsenatorin ging in ihrer 
Rede nicht auf die Forderung nach 
Loslösung der SothA vom übrigen 
Anstaltsbereich ein. Sie äußerte sich 
aber dazu, "ein offenes Ohr für die 
Kritiker zu haben und die eigene 
Position im Streit mit diesen zu 
überprüfen, zu stabilisieren oder zu 
variieren''. Frau Prof. Limbach sprach 
auch darüber, "daß' die sozialthera­
peutische Einrichtung von Anfang an 
von kritischen Stinunen begleitet 
wurde, die in der Ve rbindung von 
Therapie und Strafvollzug einen un­
korrigierbaren Konstruktionsfehler 
sehen. Vertrauen und Freiwilligkeit 
vertrügen sich nicht mit Zwang. Und 
Zwang ist ja ein Bestandteil der 
Inhaftierung' '. 

Die internationale Wissenschaft 
hatte schon in den 70er Jahr en über 
Psychotherapie im Knast gesagt: 
Nothing works! Nichts funktioniert! 
In Deutschland setzte man jedoch 
auf das l(onzept "Therapie statt 
Strafe" . Und das Fazit von RUdiger 
Ortmann, Mitarbeiter der Forschungs­
gruppe für Kriminologie des Max­
Planck-lnstituts Freiburg für auslän­
disches und internationales Straf-
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recht: "Die Chancen für eine Verhal­
tensänderung durch Therapie im 
Strafvollzug seien zwar nicht null, 
aber gering. Der Grund: Ein Leben im 
l<nast einzurichten, das dem draußen 
"'eitgehend gleicht, sei hoffnungslos 
gescheitert ( 'taz'-Bericht 'Chancen 
fUr Therapie gering' vom 20.1.1990 
Uber eine Veranstaltung der AL- Frak­
tion am 15.1.1990 mit Experten zu 
einer kritischen Bestandsaufnahme 
Uber Psychotherapie im Knast)". 

In ihrer Ansprache sagte Frau Dr. 
Essler: "Es muß uns gelingen, daß 
der Klient begreift, daß er - so 
paradox es klingen mag - in der 
Haftsituation lernen muß, in Freiheit 
zu leben." Aber sie glaubt mittler­
weile, "daß es nicht so sehr der Ort 
ist, auf den es ankommt, sondern 
darauf, ~e glaubwrdig der Behand­
ler ist und welche Mittel ihm an die 
Hand gegeben werden" . Statistisch 
gesehen scheint das Konzept der 
SothA aufzugehen: Die Außenmaß­
nahmen v.rurU.en um 30 % erweitert; 
durchschnittlich werden pro Jahr 
2500 Tagesausgänge und Urlaube ge­
"'ährt . Und bei nur 0,2 % aller Maß­
nahmen kam es zum Verdacht einer 
Straftat bzw. eines Mißbrauchs. 

Zusammengefaßt gibt es für die 
Leiterin der SothA "drei Hindernisse 
zu unterscheiden, die mit dem Be­
handlungserfolg eng verbunden sind, 
das sind 

1. die Konflikte und Lebenshaltungen 
im Klienten selbst. Sie sind Inhalt 
und Aufgabe der Sozialtherapie. 

2. Die Konflii(te und Schwierigkeiten, 
die im Behandler selbst liegen und 
denen w durch Selbstreflektion, 
Fachlichkeit und Außenkontrolle 
zu bege'5nen versuchen und das 
sind 

3. Etngrenzungen 
möglichkeiten 

der Behandlungs­
und andere nega-
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(Der Tagesspiege 1 vom 20.1.1990) 

Heute dürfen Häftlinge auch 
eine Armbanduhr tragen 

20 Jahre SO'Zialtheraple 1n der Justizvollzugsanstalt Tegel 
Kann man einen Straftäter ilberbaupt sotial· 

therapeutis<:h behandeln? .Dies ist die zentrale 
Frage unset'el' Arbeit", sagte die Leiterin der 
Sozialtherapeutischen Anstalt, Brig!tle .Essler, 
gestern in Ihrem Vortrag zum 20jl!hrigen 
Besteb.en der Sozialtherapeutischen Anstalt ln 
der JusUrvoUzugsanstalt (JVA) Tegel. 

Am 19. Januar 1970 richtete die Analalt 
erstmals eine sozialtherapeutische Station mit 
30 Plätten ein. .Aus damaliger Sicht war du 
ungeheuerlich". sagte der Leiter der JV A TegeL 
Klaus Lehngut. Immerbio sei diea e1De Zeit 
gewesen. ln der Gefangene keine Armbauduhr 
besitz.eD dwiten. Eine Uhr könnte heUen. eine 
Pl11cht zu koordl.nleren. dachten damala die 
Verantwortlichen. Auch hätten sie nur ein Bild 
von einem Angehörigen aufstellen dürfen. 

Heute dilrlen die Gefangenen natürlich viele 
Bilder in ihren etwa acht Quadratmeter kleine 
Zellen aufbewahren und Armbanduhren tragen. 
Erlaubt sind auch eigene MöbeL Pflanzen oder 
ein Aquarium. Insgesamt 160 Haftpll!m bat 
inn.ischeu die Station. 

Brig!tte Essler: • Wenn die Gefangenen lieh 
vom Regelvollzug biether bewerben. alnd sle 
am Ende e!iler Sackgasse, hoffen nur noch auf 
Vollzugsvorteile." Sie seien voller MJ.ßtrauen, 
W11t und Hall. Die Trauer dahinter spilrten sie 
oft nicht. Das Ziel der Therapie: Die Menschen 
sollen lernen, Ihr bisheriges soziales Verbalten 
zu korrigieren. Dazu gehört zum Beispiel. 

tive Einflüsse von außen, die 
möglicherweise gut gemeint und 
rechtlich unangreifbar sind, die in 
ihren Auswirkungen jedoch die 
Differenzierung der Behandlungs­
angebote und die modellhafte 
\'leiterentwicklung der Sozialthera­
pie verhindern". 

Zu den "Festtagsrednern" gehörte 
auch ein lnsassenvertreter, der nach 
Frau Dr. Essler den Platz hinter dem 
Mikrofon einnahm. Mit seinem Beitrag 
dUrfte er zwcUellos den meisten 
Diskussionsstoff ~eliefert haben: "lm 

Koullikte nicht mit Gewalt. sondern mit Worten 
auszutragen. 

Einmal in der Woche hat jeder Gefangene 
eine Stunde Geaprach mit einem Therapeuten. 
.Wohngruppen als das größere soziale U~d 
ergänzen diese El.nzeltherapie•, saate Brlgitte 
Essler. 

Hlndemisse fü.r eine Therapie gibt ea viele: 
Da sei der Spott der .Knacldes• auJ dem 
Regelvollzug bel der gemeinsamen Arbeit lll 
den Gel!ngniswerkstltten. sagt der Insassen· 
vertreter der Sozlaltherapeutischen Anstalt. 
Oder ein anderer Gefangener: .Wu brlnat alle 
Therapie, wen.n leb herauskomme und habe 
80000 DM Schulden?" Eine angemeseene Be­
zahlung der Arbeit sei notwendig. damit die 
Gefangenen Geld sparen und Schulden UJaen 
köDllen. Bei einem Lohn von etwa 8 DM sei 
dies nicht möglich. Uneingeschränkter Kontakt 
mit der Famllle sei notwendig. damit vor allem 
die Ehen nicht ltoputtgehen. Bei zwei Stunden 
Spr«hzeit pro Tag köDllten keine Beziehungs­
probl_eme gelöst werden. 

Das Angebot an AU5blldungen milllte v!e!fal. 
Uger sein, auch kau!männlsche Berufe wnfas­
sen. Und mit das Wichtigste? .Dall dle draußen 
auch begreifen. daJI wir Menschen sind und 
auch unseren Wert haben." U. H. 

Normalvollzug waren wir Inhaftierte 
oder Knackies, die Menschen mit den 
Uberproportionierten SchlUsseln waren 
Beamte oder Schließer . ... Wir hörten 
von der SothA . .. schrieben unsere 
Be"'erbungen. Wir ~en aufgenom­
men, und plötzlich waren ~r nicht 
mehr Knackies, sondern l(lienten, und 
die Menschen mit den Oberproportio­
nierten SchlUssein waren nicht mehr 
Schließer. sondern Betreuer. Wir 
fUhlten uns ein wenig ~e .die Putz­
frau, die zur Raumpflegerin wurde: 
bedeutungslose Begriffskosmetik". Die 
Abkopplung der SothA vom Ubrigen 
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,,Plötzlich hießen wir nicht mehr Gefangene ••• 4c 
Die Sozialtherapeutische Anstalt in Tegel feierte gestern 20jähriges Jubiläum I 2000 Getangene wurden hier im Laute der Jahre 

durchgeschleust I Insassen und Therapeuten fordern Eigenständigkeif I Justizsenatorin ging auf die Forderung nicht ein 
Um den 20. Geburtstag des •jüng­
sten und begabtesten Kindes im 
Strafvollzugr zu feiern, hatten ge­
stern der Anstaltsleiter Lange­
Lehngut und seine Milllrbeiter in 
den Tegler Knast geladen. Das 
• Kind• ist die Sozialtherapeutische 
Anstah,lcurzSoThAgenannt,dieim 
Haus IV am Rande des Anstaltsge­
ländes untergebracht ist, über 160 
Haftplätze für Gefangene verfügt 
und in den 20Jahren ihres Bestehens 
rund 2000 ·Klienten• behandelt hat. 
Das. Konzept der So.ThA: Bei den 
Gefangenen soll durch Sozial- und 
Verhaltenstherapie • Eigenverant­
wortlichkeit und soziale Verantwor­
rung• geweckt werden. Ziel ist eine 
· Reintegration in die Gesellschaft• 
und ein Leben ohne Straftaten, das 
durch schrittweisen Ausgang und 
Urlaub •erprobt wird•. Die SothA 

hältsich zugute, daßsieproJahrins­
gesamt2500Tagesausflüge und Ur­
laubegewähn und es nur bei 0,2 Pro­
zent dieser Maßnahmen zum Ver­
dacht einer Straftat beziehungweise 
zu Rückfallen kam. Trotzdem istdas 
Konzept •Therapie im Knast• bei 
fortschrittlich eingestellten Ken­
nern des Strafvollzugs äußerst um­
stritten (siehe Kasten unten links). 

Justizsenatorin Limbach, die ge­
stern als Fesnagsrednerin geladen 
war. versicherte in ihrer Ansprache 
•ein offenes Ohr• fürdie Kritiker zu 
haben, hatte aber •persönlich• kei­
nenZweifeldaran,daßdieGefange­
nen über soviel Freiheit verfügten, 
daßsie mit vertrauenswürdigen Per­
sonen ein •stabiles therapeutisches 
Bündnis eingehen• könnten. Lim­
bacb regte an, in Zukunft auch ver­
stärkt externe Therapeuten zur Fon-

entwicklungder Sozialtherapie her· 
anzu:tiehen. vermiedesaber,aufdie 
Forderung nach Loslösung der 
SoThA aus dem übrigen Knast und 
auf eine Verselbständigpng der An­
stalt einzugehen. 

Diese Forderung hatte die Leite­
rinderSoThA, Esseler, mitHinweis 
darauf erhoben, daß vom übrigen 
Knast negative Einflüsse ausgingen. 
Nachteile bringe auch, daß die 
SothA in Sicherheitsfragen einem 
Gleichbehandlungsdruck ausge­
setzt sti . Ein Gefangener. der stell­
vertretend für die Insassen seiner 
Station am Mikrophon das Wort er­
griff. beschrieb, wie es ist. vom 
•normalen• Knast indieSothA ver­
legt zu werden: •Im Normalvollzug 
waren wir Inhaftierte oder Knak­
kies. die Menschen mitden überpro­
portionalen Schlüsseln waren Be· 
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amte oder Schließer. Als wir in die 
SothA aufgenommen wurden. wa­
ren wir plötzlich nicht mehr Knak­
kies. sondern Klienten und die Men­
schen mit dem überproportionalen 
Schlüssel waren nicht mehr Schlie­
ßer, sondern Betreuer. Wir fühlten 
uns ein wenig wie die Putzfrau, die 
zur Raumpflegerin wurde•. DerGe­
fangene forderte gleichfalls die Ab· 
trennung der SothA vom übrigen 
Knast. Er begründetedies zumeinen 
mitdem Neid, derden SothA-lnsas­
sen von den übrigen Gefangenen am 
gemeinsamen Arbeitsplatz wie 
·fauler Atem• entgegenschlage. 
Der Neid münde darin. daß die Ge­
fangenen der SothA damit beleidigt 
würden. sie seinen ·keine echten 
Knackies•und sie ließen sich• in der 
Birne rumpfuschen•. Von emer Ab­
koppelung erhoffte sich der Gefan-

gene, daß die SothA dann eher eine 
An •Schule• für"s Leben werden 
könne. Andere Gefangene, die die 
tazbeim Rundgangdurch dieStatio· 
nen traf, äußerten als Hauptprob­
lem, ~ständig einem psychologi­
schen Dru,ck• ausgesetzt zu sein. 
Auf die Frage. warum sie sich dann 
uberhaupt für die SothA beworben 
hätten, erklärten sie, sie hätten sich 
davon eine frühere Entlassung und 
mehr Voneile versprochen. Seit rot· 
grün dran sei, sei die Warteliste der 
Gefangenen flirdieAufnahme in der 
SothAauch längst nicht mehr so lang 
wie früher: ·Die Gefangenenwollen 
natürlich liebergleich indenoffenen 
Vollzug als in die SothA•. erklärte 
ein Insasse .• ]nder Richtung hatsich 
zwar überhaupt noch nichts getan, 
aber die haben die Hoffung noch 
nicht aufgegeben•. p/u 

sanunentreffen. Ein Verhältnis, das 
der Insassenvertreter folgendermaßen 
beschreibt: " ... wenn uns die Reak­
tion der Häftlinge ... wie fauler Atem 
entgegenschlägt. Ein Gefühl, kreiert 
aus Unkenntnis und Neid, drückt sich 
aus in Feststellungen wie 'Ihr seid 
keine echten Knackies, ihr laßt euch 
einwickeln, ihr laßt euch in der 
Birne rumpfuschen' usw." 

Beiln anschließenden Rundgang auf 
den Stationen bekam man aber auch 
gänzlich andere Meinungen zu hören 
und scharfe Kritik am Beitrag des 
Insassenvertreters. Viele Insassen 
sehen sich in einer Zwickmühle und 
einem ständigen psychologischen 
Druck ausgesetzt. Handelt man thera­
peutenkonform, handelt man damit 
gegen eigene Interessen. Orientiert 
man sich an eigenen Vorstellungen, 
muß mit einer Disziplinierung ge­
rechnet werden. Das hat mitunter zur 
Folge, Gefangener seiner eigenen 
Psyche zu werden. In diesem Zusam­
menhang stellt sich natürlich die 
Frage. warum sich Gefangene in die 
SothA be;verben, bzw. dort verbleiben 

trotz des psychischen Drucks. 

Anstaltsbereich ist nach seiner Auf­
fassung unabdingbar: "Es wird uns 
dann auch leichter fg.llen, die SothA 
als das zu sehen was sie sein will: 
Eine Schule, in der wir lernen 
können, in einer Gesellschaft zu 
leben, in der zu leben es sich lohnt, 
ohne daß sie unser Verhalten sank­
tionieren muß, um sich vor uns zu 
schützen, weil wir ihre Interessen 
tangieren. Eine Schule in der wir 
lernen können, diese Interessen zu 
respektieren, zu verstehen und zu 
akzeptieren. Dann werden wir nicht 
mehr Zeit damit verschwenden, uns 

mit dem Wert oder Um-1ert eines 
l(nackieethos auseinanderzusetzen, 
nach dessen Normen wir uns Aner­
kennung und Status mit der Glorifi­
zierung dessen verschaffen müssen, 
was uns in diese Unfreiheit gebracht 
hat." 

Bei der abschließenden Diskus­
sionsronde bestätigte sich der Ein­
druck, den man vorher schon beiln 
Stationsrundgang gewinnen konnte: 
Die Zahl der Befürworter und Gegner 
einer Abkopplung der SothA ist etwa 
gleich groß - sowohl unter Bedienste­
ten wie unter den Insassen. Man darf 
gespannt sein, wie sich die Justiz­
verwaltung dazu stellt. Aber der Er­
folg jeder noch so guten Konzeption 
ist ohnehin davon abhängig, wie 
ernst es dem Anwender und Benutzer 
ist, wie ehrlich er damit umgeht. Und 
in dieser Hinsicht scheint es in der 
SothA nicht zum Besten zu steheiY. 

Mit diesen Ausführungen dürfte 
meiner Meinung nach kaum dazu bei­
getragen werden," das häufig ge­
spannte Verhältnis zwischen Klienten 
der SothA und Häftlingen aus den 
anderen Teilanstalten zu verbessern, 
wenn sie in Anstaltsbetrieben zu-

- rdh-
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libli; Frau Prof. Dr. Limbach, Refor­
men, so wie sie aus den Koalitions­
vereinbarungen von SPD/AL bekannt 
sind, lassen auf sich warten. Viele 
zweifeln überhaupt an dem Reform­
willen der Senatsverwaltung für 
Justiz. Wie verhält es steh konkret 
mit der \\iederaufnahme der justiz­
vollzugsreform, mit der Umsetzung 
der Koalitionsvereinbarungen und der 
Motivation der Mitarbeiter in den 
Anstalten? 

Prof. Dr. Limbach: Ich weiß sehr 
wohl, daß vielen unsere Arbeit nicht 
schnell genug geht. Doch müssen wir 
zunächst versuchen, alle Mitarbeiter 
in den Anstalten fUr die justizvoll­
zugsreform zu gewinnen. Ein erster 
Schritt ist die Einrichtung der Orga­
nisationskonferenzen gewesen. Wir 
haben jetzt von fast allen Anstalten 
die Berichte über die Ergebnisse der 
Organisationskonferenzen erhalten 
und sind gerade dabei, die Koordi­
nierungskonferenz vorzubereiten. \~ir 
haben diese Organisationskonferenzen 
nicht nur eingerichtet, weil wir zu­
we mg Ideen gehabt hätten was zu 
verändern sei, sondern weil wir er­
reichen wollten, daß die Mitarbeiter, 
vor allem auch die Vollzugsbedien­
steten, an diesem Prozeß teilnehmen, 
ihre e1genen Gedanken einbringen. 

Das ist eine Form des Gewinnens von 
Akzeptanz. Ohne daß wir die Köpfe 
unserer Mitarbeiterinnen und Mit­
arbeiter in den Anstalten gewinnen, 
setzen wir das, was wir quasi per 
Anordnung machen könnten, oft nicht 
durch. Ich meine aber, daß sich das 
eine oder andere schon verändert 
hat. ln fast allen Anstalten haben 
wir jetzt lnsassenvertretungen, in 
Tegel eine Gesamtinsassenvertretung. 

8 'der lichtblick' 
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"Gewinnen 
von Akzeptanz" 
Im Gespräch mit der Senatorin für Justiz, 
Frau Prof. Dr. Limbach, und dem Leiter 
der Abteilung V, Herrn Flügge. 

Und in einzelnen Anstalten - etwa in 
der Frauenvollzugsanstalt haben 
wir auch d1e ~todalitäten des Besuchs 
geändert. Vieles im Bereich der 
Untersuchungshaft ist geändert 
worden; denken Sie an die Abschaf­
fung von Sicherheitsbeaufträgten und 
Sicherungsgruppe sowie die Entwi.d­
mung des Hochsicherheitstraktes. Mir 
fallen nach und nach noch Punkte 
ein, die zeigen, daß wir, wenn auch 
behutsam. einige der Versprechungen 
eingelöst haben. 

libli: Anläßlich des Gespräches mit 
den Insassenvertretern im vergan­
geneo Jahr sagten Sie, daß alle 
Betroffenen - Bedienstete und Gefan­
gene an der Neuordnung im 
Strafvollzug mitarbeiten sollen. 
Warum eigentlich diese Unsicherheit 
Von Frühjahr 1982 bis Herbst 1984 
haben viele Fachleute - und zwar 
die Enquete-Kommission Strafvollzug 
- sich schon mit dieser Neuordnung 
beschäftigt . lst Ihnen das Ergebms 
dieser Enquete-Kommission bekannt, 
und wenn ja, warum greift man nicht 
auf ihre Erfahrungen und Erqebnisse 
zurück? 

Prof. Dr. Limbach: Die Ergebnisse 
dieser Enquete-Kommission sind uns 
sehr wohl vertraut und werden von 
uns durchaus konstruktiv diskutiert. 
Wir wollen aber erreichen, daß der 
Reformwill e von unten herausgebildet 
wird und deshalb dieser \Yeg, Organi­
sationskonferenzen einzurichteh. 
\Venn wir ohne diese Organisations­
konferenzen gehandelt hätten, wUrde 
es bei der Zahl der Anstalten auch 
eine ge'Wlsse Zeit dauern, ehe alles 
etwa in Gestalt neuer Anordnungen 
umgesetzt worden ist und dann auch 
im Anstaltsleben verwirklicht werden 
kann. Ich denke, es braucht in der 
Tat mehr Geduld, und wir brauchten 
nicht einmal die Enquete-Kommission, 
denn wir sind der Meinung, daß 
allein die Durchsetzung des Straf­
vollzugsgesetzes schon Zielvorstel­
lung genug fUr uns ist . 

Ich hatte et\\•as leichtfertig gesagt, 
daß auch die Insassenvertretungen 
an diesen Organisationskonferenzen 
mitwirken dUrfen. Von meinen Uber 
das Gesetz vertrauteren Beamten ist 
mir dann dargetan \\."Orden, daß die 
Insassenvertretungen nicht direkt 
mitarbeiten können. Es ist aber in 
fast allen Anstalten erreicht worden. 
sie anzuhören, vor allem auch zu 
speziellen Problemen. 
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libli: Der offene Vollzug sollte die 
Regel und nicht die Ausnahme sein. 
Dazu müßten neue Haftplätze ge­
schaffen werden. Wie viele neue 
Haftplätze im offenen Vollzug sind 
seit Ihrem Amtsantritt eingerichtet 
worden und wie viele sind noch 
geplant? 

Prof. Dr. Limbach: Was die bisherigen 
zusätzlichen Plätze angeht, haben 
wir die Anstalt in der Söhtstraße 
wiedereröffnet . Dadurch sind über 50 
Plätze hinzugekommen. Das ist natür­
lich nicht genug, wenn man von der 
Zielvorst ellung des Vollzugsgesetzes 
ausgeht. Auch das wird Gegenstand 
der Koordinierungskonferenz sein, 
daß wir uns überlegen, welche 
unserer Anstalten in eine Anstalt des 
offenen Vollzuges umgewandelt 
werden kann. Dazu kann ich derzeit 
konkret noch nichts sagen, weil wir 
die Ergebnisse der Konferenz ab­
warten müssen; auch wenn wir eigene 
konkrete Vorstellungen haben. 

libli: Ein Reformpunkt ist die Akten­
einsicht in die Ge fangenen-Personal­
akten. Ist es zutreffend , daß die 
Gewährung zur Akteneinsicht noch 
immer im Ermessen der Vollzugs­
anstalten liegt? 

A K T U E L L E I N T E R V I E W 

Flügge: Die Neuregelung für die 
Akteneinsicht in die Gefangenen­
Personalakten liegt im zweiten Ent­
wurf vor, kann aber erst nach Ab­
stimmung mit den Strafvollzugsbehör­
den der anderen Bundesländer in 
Kraft treten, weil es sich hier um 
völliges Neuland handelt. Im Vor­
griff auf diese allgemeine Regelung 
ist aber schon seit einigen Monaten 
angeordnet, daß Akteneinsicht in die 
Vollzugspläne gewährt wird und dies­
bezüglich auch Ablichtungen der 
Vollzugspläne genehmigt werden. Hier 
er folgt schon em. Stück mehr Rechts­
sicherheit und Uberschaubarkeit der 
Vollzugsplanung für die Gefangenen. 

libli: Mit großem Interesse erwarten 
die Gefangenen die neuen Ausfüh­
rungsvorschriften zu Vollzugslocke­
rungen in bezu~ au f die §§ 10, 13, 
15, und 35 Strafvollzugsgesetz. Wird 
auch gleichzeitig die Abstellungs­
praxis der Vollzugsanstalten gemäß 
§ 57 Strafgesetzbuch geändert, denn 
bisher wird größtenteils ·von Voll­
verbüßung einer Strafe ausgegangen? 

Prof . Dr. Limbach: Wir haben jetzt 
einen Entwurf der neuen Ausfl.ih­
rungsvorschriften zu § 10 des Straf­
vollzugsgesetzes gemacht und den 

Anstalten und anderen Stellen zur 
Stellungnahme zugesandt. Die Ant­
worten liegen uns weitgehend vor. 
Aber praktisch hängt die Ausführung 
bzw. Durchsetzung dieser neuen Aus­
führungsvorschriften auch davon ab, 
daß wir mehr Möglichkeiten des 
offenen Vollzuges anbieten können. 
Dann können wir sie in Kraft setzen. 

Die Praxis der Strafvollstreci<ungs­
kammern in Berlin gilt als recht 
streng. Die Mitarbeiter in den An­
stalten haben sich auf diese Praxis 
eingerichtet und gehen in der Tat 
vielfach davon aus, daß die Strafe 
voll verbüßt werden muß. Das führt 
in vielen . Fällen dazu, daß die 
Vollzugspläne nicht rechtzeitig die 
Möglichkeiten für Vollzugslockerungen 
und den offenen Vollzug vorsehen. 
Das ist mißlich. Wir wollen errei­
chen, daß unabhängig von der 
Praxis der Strafvollstreckungskam­
mern - in den Vollzugsplänen künftig 
ein früherer Zeitpunkt der Strafver­
büßung ins Auge gefaßt wird. Wenig­
stens die Vollzugsplangestaltung soll 
rechtzeitig auf solche Möglichkeiten 
abgestellt sein. 

libli: \'leitere Reformpunkte sind die 
Gliederung des Vollzuges in kleinere 
Anstalten und eine anderweitige 
Nutzung der Frauenhaftanstalt, z. B. 
als Anstalt für den geschlossenen 
Männervollzug. \<lelche Ergebnisse 
haben die Organisationskonferenzen 
in dieser Hinsicht bisher gebracht? 

Prof~ Dr. Limbach: In diesem Punkt 
sind wir nicht sehr auskunftsfreudig. 
Das ist ganz klar. Ein Hauptthema 
der Koordinierungskonferenz wird 
sein, was mit der Frauenvollzugs­
anstalt geschieht. Ob sie tatsächlich 
für den geschlossenen Märu1ervollzug 
zur Verfügung gestellt wird, hängt 
auch davon ab, ob wir für die 
Frauen gleichwertige Unterbringungs­
möglichkeiten bekommen. Die 
Mehrzahl der Frauen müßte nicht in 
einer geschlossenen Justizvollzugs­
anstalt untergebracht werden. Für sie 
sollten mehr Möglichkeiten des 
offenen Vollzuges zur Verfügung 
stehen. Das würde uns sicherlich 
auch die Entscheidung hinsichtlich 
des künftigen Schicksals dieser sehr 
gesicherten Anstalt erleichtern. 
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libli: Die medizinische Versorgung im 
Strafvollzug und insbesondere die 
hygienischen Verhältnisse im 
Kranl<enhaus der Justizvollzugsanstalt 
Moabit sind als katastrophal zu 
bezeichnen. Das ist nicht nur eine 
Erkenntnis der ÖTV, die sie bereits 
im Juni 1989 in einem Papier for­
muliert hat. \ofelche Konsequenzen 
haben sich bis jetzt daraus für die 
Senatsverwaltung für Justiz ergeben, 
welche Veränderungen sind beabsich­
tigt, z . B. die Angliederung an 
städtische Einrichtungen, Übergabe 
der Fachaufsicht an die Senatsver­
waltung für Gesundheit und Soziales 
usw.? 

Flügge: Dies ist eines der wichtigsten 
und gleichzeitig schwierigsten Pro­
bleme, weil "die Justizverwaltung hier 
fast nichts alleine machen kann, 
sondern zusammenwirken muß mit der 
Gesundheitsverwaltung, mit der 
\ofissenschaftsverwaltung, mit anderen 
Krankenhäusern in den Bezirken. 
Diese Zusammenarbeit ist begonnen 
worden, aber wir haben hier noch 
keine Ergebnisse, weil das alles sehr 
viel Geld kostet, das erst in den 
Haushalt einzustellen ist. 

Wenn man ein funktionstüchtiges 
Krankenhaus wo auch unmer -
haben will. muß man das gründliehst 
vorbereiten. Die Mittel werden uns 
erst in einigen Jahren dafür zur Ver­
fUgung stehen. Sie sind angemeldet, 
und welches Ergebnis die gegen­
wärtigen Bemühungen haben, wissen 
wir heute noch nicht. Wir haben nur 
gemerkt, daß verschiedene Institu­
tionen wie z. B. das Deutsche Rote 
Kreuz und das Humboldt-Krankenhaus, 
aber auch a ndere Einrichtungen ihre 
Hilfe angeboten haben und an einer 
Neustrukturierung mitwirken. Sie wird 
sicherlich im Ergebnis eine Verlage­
rung der Fachaufsicht für Gesund­
heitsfragen an kompetentere Stellen 
beinhalten, als es die Justizverwal­
tung von der Natur der Sache her 
sein kann. 

libli: Die Drogenproblematik in den 
Berliner Vollzugsatlstalten dürfte in­
zwischen auch der Justizverwaltung 
nicht mehr fremd sein. Die beiden 
Drogenstationen in der Teilanstalt VI 
der Justizvollzugsanstalt Tegel mit 
insgesamt 30 Plätzen können hier im 
wesentlichen nur eine Alibifunktion 
ausüben, zumal Erkenntnisse vor­
liegen, daß eine Drogentherapie im 
geschlossenen Vollzug eine äußerst 
geringe Aussicht auf Erfolg hat. \<lie 
beabsichtigt der Senat mit dieser 
Problematik umzugehen? 

Prof. Dr. Limbach: Auf diese Frage 
muß ich eine recht differenzierte 
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Antwort geben. Wir sind uns der Pro­
blematik voll bewußt. Es ist eines 
der drei großen Themen. die uns im 
Bereich des Strafvollzuges beschäf­
tigen. Das Problem, mit dem wir uns 
zunächst einmal im Rahmen einer 
Projektgruppe beschäftigen werden, 
ist die Frage der Zurverfügungstel­
lung von Spritzen. Das soll mit 
Sachverständigen außerhalb und 
innerhalb des Vollzuges diskutiert 
werden. Das ist der eine Punkt. Die 
zweite Frage ist die, ob es ein 
Methadon-Programm in den Justizvoll­
zugsanstalten geben wird. ln diesem 
Punkte wollen wir un Strafvollzug 
nicht die Pioniere sein, sondern 
diesen Fragenkreis mit der Senatorin 
für Gesundheit und Soziales bespre­
chen. Da sind wir also noch nicht 
weiter. Ein dritter Punkt ist der, 
der unter dem Stichwort Therapie 
angesprochen wurde. Auch wir sind 
der Meinung, daß Therapie Freiwillig­
keit voraussetzt. \Vir hoffen, uns 
auch in diesem Bereich zukünftig 
verstärkt mit externen Mitarbeitern 
zu helfen und dadurch das Problem 
etwas besser zu meistern. 

libli: Für Heroinabhängige ist die 
Gefahr einer HlV-Infektion im Straf­
vollzug durch die gemeinsame 
Nutzung von Spritzbestecken beson­
ders groß. Es mangelt in Berlin an 
speziellen Versorgungs- und Unter­
bringungsmöglichkeiten für HIV- Posi.­
tive. Methadon-Programm, Spritzen­
vergabe, Entlassung von Aids­
erkrankten Gefangenen, sind u. a . 
auch Forderungen der Deutschen 
AIDS- Hilfe. Wie stehen Sie zu dieser 
Problematik und diesen Forderungen? 

Prof. Dr. Limbach: Wir haben uns mit 
der Entlassung von Aids-Kranken 
schon wiederholt im Rahmen von Gna­
denentscheidungen beschäftigt und 
dann auch solche Entlassungen vor­
gesehen. Was zum Methadon-Programm 
zu sagen ist, habe ich bereits 
gesagt. Noch ein Wort zur Spritzen­
vergabe. Die FDP hat auf Bundes­
ebene einen Antrag gestellt, das 
straflos zu stellen. Wir unterstützen 
diesen Antrag selbstverständlich. Im 
Bereich der Berliner Staatsanwalt­
schaft ist ein Verfahren mit der 
Begrundung eingestellt worden, daß 
die Aufstellung von Spritzenauto­
maten am Nollendorfplatz nicht 
strafbar ist. 

libli: \'Ieiche Veränderungen im Sinne 
des § 3 Strafvollzugsgesetz (Gestal­
tung des Vollzuges} sind von der 
Senatsverwa1tun~ in kürze zu erwar­
ten? Zum Beispiel mehr Freizügigkeit 
nach innen (Abbau von Zäunen) . mehr 

Telefonate, Abschaffung der Größen­
begrenzung für Radiogeräte, mehr 
Besuch (Meeting, "Liebeszellen"), Ab­
schaffung der inhaltlichen Briefkon­
trolle ( § 29 StVollzG) , Eingliederung 
der Gefangenen in die gesetzliche 
Rentenversicherung, Lohnfortzahlung 
im l<rankheitsfall, Arbeitsentlohnung 
usw.? 

Prof. Dr. Limbach: Das ist ein um­
fangreicher Katalog von verschie­
denen Dingen. Bei einigen Sachen, 
meine ich, zeichnen sich bei uns 
schon Anfänge ab. \\ir haben eine 
relativ große Freizügigkeit der 
Kont aktaufnahme innerhalb zweier 
Anstalten. Einmal in der Jugend­
strafanstalt und auch in der Justiz­
vollzugsanstalt für Frauen. Dort ist 
ein Kommunikationszentrum eingerich­
tet worden, das übrigens von den 
Frauen im wesentlichen selbst orga­
nisiert und aufrechterhalten wird. 
Dann beabsichtigen wir ein Experi­
ment mit dem, was von Ihnen Liebes­
zellen genannt wurde , was wir jedoch 
bewußt nicht tun; wir sprechen von 
Familienbegegnungszentren. \vir wollen 
damit in der Sozialtherapeutischen 
Anstalt beginnen, indem dort im 
Besuchszentrum einige Räumlichkeiten 
abgeteilt werden, um solche Möglich­
keiten zu schaffen. Geplant ist, daß 
dor t Familienbesuche innerhalb eines 
Zeitraums von sechs Stunden statt­
finden können. In diesen Familien­
begegnungszentren können Eheleute, 
Eltern und Kinder zusammenkommen. 
Nach einer etwas längeren Diskus­
sion haben wir uns auch darauf ver­
ständigt, daß dauerhafte nichtehe­
liche Lebensbeziehungen der Ehe in 
diesem Zusammenhang gleichgestellt 
werden sollen. 

Zum Strafvollzugsänderungsgesetz ist 
folgendes zu sagen: Die Abschaffung 
der inhaltlichen Briefkontrolle ist 
problematisch, wobei sie in Berlin nur 
stichprobenartig und nur im ge­
schlossenen Vollzug stattfindet. Wir 
haben uns bei diesem Entwurf sehr 
zurückgehalten, weil viele der Novel­
lierungen nicht im Sinne der Gefan­
genen sind, so z . B. die Verlegung in 
den offenen Vollzug ohne Zustimmung 
des Gefangenen. Daß die Arbeitsent­
lohnung von 5 auf 6 % heraufgesetzt 
werden soll, findet unsere Zustimmung. 
Im übrigen sind die Aussichten. sich 
auf einen tragfähigen Entwurf zu 
verständigen, relativ gering. Das muß 
man einfach politisch realistisch ein­
schätzen. 

libli: Frau Prof. Dr. Limbach, Herr 
flügge, wir: danken Ihnen fUr das 
Gespräch. 



Am 21. Februar um 11 Uhr ehrte die 
Lichtblick-Redaktion Herrn Prof. Dr. 
Dr. Ernst Heinitz mit der Ehrenmit­
gliedschaft der Redaktion. Die Feier 
fand im Konferenzraum der Anstalts­
leitung statt, zu der die ]ustizsena­
torin, Frau Prof. Dr. Limbach, und 
der Tegeler Anstaltsleiter, Klaus 
Lange- Lehngut, sowie der allseits 
beliebte Vollzugsleiter Schmidt-Fich 
erschienen \Yaren. Die Lichtblick­
Redaktion würdigte ihr Ehrenmitglied 
mit folgender Rede : 

Lieber verehrter Herr Prof. Dr . 
Dr. Heinitz, 

für die Lichtblick-Redaktion ist 
es eine Ehre, Ihnen am heutigen 
Tage aus Anlaß Ihres 88. Geburts­
tages, den Sie ja schon zu Beginn 
des Jahres gefeiert haben, die 
Ehrenmitgliedschaft der Redaktion 
zu verleihen . 

Wir haben Sie als einen Menschen 
kennengelernt, der sich für die 
Belange von Randgrupoen in 
diesem Falle der Straffälliggewor­
denen - einsetzt. Ohne Ansehen der 
Persoa haben Sie jedem versucht zu 
helfen, der Ihnen seine Sorgen 
vorgetragen hat. So etwas ist 
heute nicht mehr üblich . Als 
Rechtsanwalt will heute jeder Geld 
verdienen . Die alten Anwälte - so 
wie es sie früher einmal gab -, 
die auch mal jemanden aus Gefäl­
ligkeit verteidigen, gibt es heute 
fast nicht mehr. Sie gehören noch 
zu den Leuten, die auch für ein 
Honorar von 5 Mark arbeiten; 
Hauptsache, der Gefangene wird 
vertreten. 

In Zeiten, als es dem Lichtblick 
an den Kragen gehen sollte, waren 
Sie derjenige, der sich - obwohl 
klein und schmächtig - mit starker 
Brust vor den Lichtblick gestellt 
hat . Sie haben den Lichtblick in 
Strafverfahren wegen Beleidigung 
verteidigt , und sicherlich wäre 
ohne Ihren Ruf und Ihrem Auftreten 
die Sache nicht so glimoflich ab­
gelaufen, denn man wollte den 

Ehrung für Prof. Dr. Dr. Heinitz 
Lichtblick mundtot machen . Daß es 
nicht gelang, ist auch zum großen 
Teil Ihr Verdienst. Dafür danken 
wir Ihnen. 

Wir haben lange überlegt, wie wir 
Sie würdigen können. Eigentlich 
erschien uns die Ehrenmitglied­
schaft ein bißchen wenig, aber es 
ist die höchste Ehre, die unsere 
Redaktion vergeben kann . Bisher 
ist sie auch erst einmal von uns 
an Frau Birgitta Wolf vergeben 
worden. 

Herr Prof . Heinitz, gestatten Sie 
mir, ein wenig aus Ihrem Leben zu 
erzählen. Am Beginn unseres Jahr­
hunderts, im Jahre 1902, sind Sie 
zur Welt gekommen . Von 1919 bis 
1927 haben Sie Jura studiert. Im 
April 1927 bestanden Sie das 2 . 
Staatsexamen mit Prädikat . 1928 
kamen Sie an das Arbeitsgericht 
Berlin und sind dort am 1 . Novem­
ber 1932 Amtsgerichtsrat geworden . 
1933 unterbrach das Dritte Reich 
Ihre Karriere . Man versetzte Sie 
in den Ruhestand, weil Sie Halb­
jude sind. Doch Sie gaben nicht 
auf. Sie sind nach Italien gegan­
gen und promovierten dorts bereits 
nach einem Jahr zum Doktor der 
Rechte, trotzdem Sie die italieni­
sche Sprache erst in Italien er­
lernten . Sie wurden italienischer 
Staatsbürger und waren von 1946 
bis 1948 Leiter des Wohnungsamtes 
in Florenz . 

Im Jahre 1948 kamen Sie nach 
Deutschland zurück - an die Uni ­
versität Erlangen; und im Jahre 
1952 in Ihre Heimatstadt Berlin . 
An dieser Universität wurden Sie 
Rektor und überreichten 1961 Prä­
sident Kennedy die Ehrenbürger­
urkunde der Freien Universität . 
Seit 1953 waren Sie auch an 
Berliner Gerichten als Strafrich­
ter tätig; zunächst als Land­
gerichtsrat, dann als Kammer­
gerichtsrat und schließlich von 
1959 bis 1967 Senatsoräsident beim 
Kammergericht . 1970 sind Sie eme­
ritiert und haben noch bis 1977 
Vorlesungen an der Universität ge­
halten . 

Ich weiß noch heute, als Sie in 
der Redakttön mit uns sprachen und 
mein Kollege fragte, was es denn 
für ein Gefühl war . Kennedy die 
Ehrenbürgerwürde zu überreichen . 
"Ach", haben Sie gesagt, "das war 
doch ein Zufall . Ich war gerade 
Rektor, infolgedessen war ich der 
Mann, der ihm die Sache umhängen 
mußte . " Auf den Vorhalt, daß doch 

jeder stolz sein würde, gerade 
Kennedy die Ehrenbürgerurkunde 
verliehen zu haben, antworteten 
Sie : "Für meine Grabrede ist das 
gut. Ich habe einen Ehre~doktor in 
Brasilien und habe zwei Doktoren : 
einen in Italien und einen in 
Deutschland. Ich bin also Dr . Dr. 
und außerdem noch Dr . h . c . Ich 
bin Ehrenmitglied in einer japani­
schen Strafrechtsgesellschaft, und 
ich bin Mitglied der römischen 
Gesellschaft für Gerichtsmedizin, 
wenn Sie das interessiert; ich bin 
also ein Globegreis . " 

In diesem Sinne, lieber verehrter 
Herr Prof . Heini tz, wünschen wir 
Ihnen noch ein langes Leben, und 
wir hoffen, daß wir weiterhin auf 
Ihre Hilfe rechnen können . Herz­
lichen Dank an Sie . 

Aüf diese Laudatio antwortete Prof. 
Heinitz völlig ohne Manuskript 20 
Minuten lang mit launigen Worten. 
Danach ergriff Klaus Lange-Lehngut 
das Wort. Er erzählte, daß er als 
Abiturient noch nicht wußte, was er 
studieren sollte. Er fuhr in die Freie 
Universität und besuchte eine Vorle­
sung von Prof. Heinitz über Krimi­
nologie. Bei dieser Vorlesung sei in 
ihm der Wunsch entstanden, Jura zu 
studieren. Weiterhin erklärte er, daß 
er und viele seiner Kollegen sein 
Standesbewußtsein, die Ehre und 
Moral der Juristerei durch Prof. 
Heinitz bekommen hätten. lch habe 
allerdings den Eindruck, daß der 
Anstaltsleiter im Laufe seiner lang­
jährigen Tätigkeit einiges von dieser 
hohen Moral vergessen hat. 

lm Anschluß sprach die Justizsena­
torin über ihre Erfahrung. Sie begann 
ihr Jura-Studium 1952 an der Freien 
Universität und erzählte, daß Prof. 
Heinitz sehr beliebt gewesen ist. Er 
war einer der wenigen Professoren, 
die nicht durch eine braune Vergan­
genheit vorbelastet waren. Und sie 
hat immer an ihm bewundert, daß er 
oft und unmißverständlich für seine 
Meinung eintrat. 

Auf Wunsch des Ehrenmitglieds war 
die Feier in ganz schlichtem Rahmen 
gehalten worden. Er wollte - so wie 
im Leben - auch bescheiden geehrt 
werden. Besonders gefreut haben wir 
uns über seine Erklärung, daß ihm 
diese Ehrung -viel, viel mehr bedeutet, 
als die Ehrungen, die er btsher in 
seinem Leben erhalten hat. Das 
große Bundesverdienstkreuz würde 
ihm längst nicht so viel bedeuten. 

- gäh-
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Seit einigen Monaten wird an die 
Gefangenen in den Justizvollzugs­
anstalten Burgdorf, Hannover und 
Vechta ein Fragebogen verteilt. Er 
wird von der forschungsgruppe "AIDS 
im St rafvollzug" het'ausgegeben. 
Schon in dem Begle itschreiben des 
Leiters der j ustizvollzugsanstalt 
Hannover wird bewußt die Unwahr­
heit gesagt. So heißt es dor t : Das 
Bundesministerium für Gesundheit und 
Familie in Bonn hat im Rahmen eines 
Modellvorhabens eine halbe Million 
0 - Mark zur Verfügung gestellt, um 
die gesundheitliche Situation und 
Versorgung der Bewohner zu hinter­
fragen und zu verbessern. - Das ist 
nicht wahr. Das Bundesministerium 
hat im Rahmen eines Modellprojektes 
"A 1 DS im Strafvollzug'' eine halbe 
Million 0 - t-iark zur VerfUgung ge­
stellt. Dieses Geld teil t sich das nie­
dersächsische mit dem Bremer Team. 
Dabei geht es aber hauptsächlich 
darum. die Situation der HIV-infizier­
ten und AIDS- erkrankten Gefangenen 
zu verbessern. 

Einige Sätze weiter heißt es: 
Manche dieser f ragen werden ihnen 
zu persönlich und unangenehm sein. 
Bitte beantworten Sie auch diese 
fragen wie alle anderen vollständig 
und wahrheitsgemäß. Bedenken Sie, 
daß Ihre Ant,.,orten absolut anonym 
(vertraulich) bleiben und wir ihnen 
mit wirklichen Verbesserungen nur 
helfen können, wenn wir Ihre Pro­
bleme kennen. 

Der Fragebogen beginnt mit "1. 
Ihr Alter (Geburtsdatum) : " Mit 

I. lllr Alter IGvtsruu:uo): ....... . ... ... ... . 

z . SlM Sh : .. a-to ... uc:tt.r N>s~ 
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.. jugos lcwucnt r Atuun:ung 

Datenschutzskandal 
in Niedersachsen 

der Angabe des Geburtsdatums ist der 
Fragebogen schon nicht mehr anonym. 
Selbst wenn sich 1000 Gefangene in 
einer Justizvollzugsanstalt befinden, 
wäre es äußerst ungewöhnlich, wenn 
zwei am selben Tag und im selben 
Jahr geboren wären. Das ist so gut 
wie nie der fall, und somit ist dieser 
Fragebogen sofort zu identifizieren. 
\Vir haben untenstehend Auszüge aus 
diesem Fragebogen abgedruckt, damit 
sich jeder Leser selbst tiberzeugen 
kann, daß diese Fragen dort so ge­
stellt werden. 

Ftir mich ist unverständlich, was 
verschiedene Fragen eigentlich 
sollen. So wird zum Beispiel unter 
10. gefra~: Wie oft bekommen Sie im 
Monat Briefe von Verwandten, 
Freunden? - Was das mit der Pro­
blematik AIDS im Strafvollzug zu tun 
hat, ist nicht nachvollziehbar. Frage 
13 laut e t : Welche Art von Bekannt­
schaften haben Sie unter Mitgefan­
genen? - Es fängt ganz harmlos an 
mit den möglichen Antworten: 

- Wir lesen und lernen zusammen 

Wir spielen Karten und ähnlic;hes 

Wir machen Geschäfte 

- \"ir haben Sexualkontakte 

Wir reden über alles mögliche 

Wir nehmen Drogen 

\vir reden über unser Leben 

- \vir verbringen die Freistunden ge­
meinsam 

Wir massieren uns 

Man kann jeweils angeben: häufig, 
manchmal. selten. nie. Denkt sich der 
Herausgeber des Fragebogens eigent­
lich wirklich, daß ein Gefangener so 
etwas wahrheitsgemäß beantworten 
kann? Unter 15. wird dann gefragt, 
mit wie vielen Frauen man Sexual­
kontakt gehabt hat, oder ob man · 
Sexualkontakte mit Männern oder mit 
Prostituierten hatte. Außerdem wird 
gefragt: Hatten Sie Sexualkomakte 
mit jemandem, der Drogen spritzt e? 

Frage 16 soll Aufschluß geben, 
welche Meinungen man zu folgenden 
Aussagen hat: 

ln der JVA läßt der Sexualtrieb 
nicht nach 
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In der ]VA sind mir Sexualkontakte 
mit Männern lieber als Selbst­
befriedigung 

- In der ]VA sollten für Sexkontakte 
mit Mannern die richtigen Kondome 
(Gummis) bereitliegen 

Auf der Seite 7 wird nachgefragt, 
ob sich in der JVA der Drogenkonsum 
verändert hat. Und unter 21 heißt 
es: Sollten in der ]VA Spritzen aus­
gehändigt werden? Da hat der Gefan­
gene dann die Möglichkeit, sein Ja 
oder sein Nein ausführlich zu be­
gründen. 

Mir ist der Sinn und Zweck dieser 
ganzen Fragebogenaktion unverständ­
lich. Auch finde ich es ungeheuerlich, 
daß man einen so einfach zu identi­
fizierenden ~ragebogen als absolut 
anonym und vertraulich bezeichnet. 
Ich denke, wenn man wirklich eine 
Fragebogenaktion durchführen will, 
muß man dafür sorgen, daß eine 
Identifikation der Befragten nicht 
möglich ist. Nach meinen Informatio­
nen wurde sogar bei Arbeitsbespre­
chungen dieser Gruppe überlegt, ob 
man die Fragebogen nicht in irgend­
einer Form kennzeichnen kann, ohne 
daß es sofort ersichtlich ist. 

Leider waren bis wenige Tage vor 
Fertigstellung dieses Artikels weder 
die zuständige Mitarbeiterin des 
Projektes, Frau Bärmann, noch der 
Medizinalreferent im niedersäch­
sischen justizministerium, Herr Dr. 
Göttinger, telefonisch erreichbar. Ich 
hätte gerne beide um eine Stellung-

. s. 
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nahme gebeten und sie gefragt, wie 
sie ein solches Vorhaben als absolut 
anonym bezeichnen können. 

Wenn man den Fragebogen "Meß­
instrument für HIV-Betroffene" sieht, 
der von den Mitarbeitern des Pro­
jektes "AIDS im Strafvollzug" bei 
betroffenen Gefangenen abgefragt 
werden soll, weiß man endgültig, daß 
hier nichts mehr anonym ist. Auf 20 
Seiten werden insgesamt 37 Themen­
bereiche abgefragt. Die Fragen be­
ginnen mit dEm Sozialdaten des Be­
fragten, gehen weiter über Anzahl 
und Dauer der Freiheitsstrafen, Art 
der Delikte, über besondere Vollzugs­
maßnahmen bis hin zu den medizi­
nischen Daten. Die medizinischen 
Daten sollen der Krankenakte ent­
nommen \<~erden. Dort wird wiederum 
alles gefragt, selbst nach Ge­
schlechtskrankheiten. Wir haben die 
Fotokopie eines Fragebogens aus dem 
"Meßinstrument" abgedruckt, damit 
man einmal sehen kann, welche Dinge 
da gefragt werden. 

Zum Beispiel wird die Frage ge­
stellt, wie der Gefangene glaubt, sich 
infiziert zu haben, und ob er mit 
einer großen Anzahl von Personen 
Sexualkontakte hatte. Auf mehreren 
Seiten stehen sehr persönliche 
Fragen zur Mitteilung über das posi­
tive Testergebnis: Wie können Sie am 
besten mit Ihrer Infizierung leben? 
Haben Sie irgendwelche Strategien, 
die sich bei Ihnen bewährt haben? 
usw. Auch auf diesem Fragebogen 
wird unter 34 gefragt: \'/urde Ihr 
Sexualbedürfnis durch die Infizierung 

beeinträchtigt? Und unter· 34.1, mit 
dem Hinweis, nur bei Männern zu 
erfragen: Nehmen Sie hier selber in 
der JVA Kondome oder würden Sie 
welche nehmen, wenn Ihnen welche 
zur Verfügung stünden? Das ist 
erneut ein Ausforschen über die 
sexuellen Gewohnheiten. 

Es ist bekannt, daß es in der 
Bundesrepublik Deutschland so gut 
wie keine wissenschaftlichen Ergeb­
nisse über das Sexualverhalten von 
Inhaftierten gibt. Ich habe fast das 
Gefühl, daß die Leiterin der Pro­
jektgruppe "AIDS im Strafvollzug" 
über das Thema Sexualität in der 
Haft eine Arbeit schreiben möchte . 
Anders kann ich mir diese vielen 
Fragen gerade über den sexuellen 
Bereich nicht erklären. 

Christiane Schmid von der Hanno­
verschen AIDS-Hilfe antwortete auf 
meine Frage, wie die Hannoversche 
AIDS-Hilfe mit diesem Fragebogen 
umgeht: \Vir lehnen den Fragebogen 
ab, weil er nach unserer Meinung aus 
datenschutzrechtlichen Gründen nicht 
benutzt werden soll. Ich kann nur 
jedem Gefangenen in Niedersachsen 
empfehlen, diesen Fragebogen nicht 
auszufüllen und sich der Fragen 
durch die Mitarbeiter des Projektes 
zu verweigern. Ein solches Ausspähen 
der intimsten Dinge kann man einfach 
nicht hinnehmen. 

lch bin gespannt, was der Daten­
schutzbeauftragte des Landes Nieder­
sachsen zu diesen Fragebögen sagt. 

-gäh-
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zeitungen im vorigen Jahr 
plant das Presserefe rat der 

AIDS-Hilfe auch 

dieses Jahr wieder ein Seminar für Re­

dakteure und Mitarbeiter von Gefangenen­

zeitungen. Vom 18. bis zum 20. Mai soll in 

Adelsheim den Mitarbeitern und Redakteuren von 

Gefangenenzeitungen spezielles Wissen für den Bereich 

AIDS im Strafvollzug vermittelt werden. Wer an dem Seminar 

Interesse hat, sollte sich baldmöglichst anmelden, damit die Deut­

AlOS-Hilfe ihn einladen und gegebenenfalls bei der Anstalts­

leitung seine Beurlaubtmg zu diesem speziellen Seminar beantragen kann. 

Auch bei diesem Seminar sollen wiederum besondere Hinweise für Gefangenen­

zeitungen erteilt werden. das Thema AIDS im Strafvollzug interessant und jour­

nalistisch aufzuarbeiten. Die Leitung übernimmt Klaus Graf. Michael Gähner vom Referat 

Strafvollzug der Deutschen AIDS-Hilfe wird über seine Erfahrungen als Redakteur einer Ge-

fangenenzeitung berichten. Interessenten wenden sich bitte an die Seminarorganisation der 

Deutschen AIDS-Hilfe, Nestorstraße 8-9, 1000 Berlin 31 

Als zweite große 

diesem Jahr erstmalig ein Seminar für Gefangene durch, um über die Problematik der AIDS- .1.?~~1~-':!.f!:~~~~ 

Erkrankten und HlV- Positiven im Strafvollzug zu informieren. Außerdem soll den inhaftierten_l~~~~~i~~~~ 
Seminarteilnehmern die Möglichkeit gegeben werden, sich intensiv über das Thema AlDS 

~~~l.'f~:;,:;{f,);/~llt;;:,-:_!:% Seminar soll erreicht werden, daß z. B. besonders ,}1~~)t;,~~~)fr~~~~ 

''""''''''' ,., .• ,,. interessierte Gefangene - wie Vertreter von Gefangenenmitverantwortungen -
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ausführlich und umfassend zum Thema AIDS informiert werden. Sie sollen 

dann ihr erworbenes Wissen an ihre Mitgefangenen weitergeben und in 

den einzelnen Justizvollzugsanstalten rtir Fragen zur Verltigung 

stehen. Dieses Seminar ist f'tir den 22. bis U. Juni in Harnburg 

geplant. Interessierte Gefangene melden sich 

·~~':..;-'~-~~[~. schnellstmöglichst an. denn die Teilnehmerzahl ist auf 

25 begrenzt. rtir Inhaftierte stehen 15 Plätze 

zur Verltigung. Anmeldungen sind zu richten 

an die Seminarorganisation der Deut­

schen AI DS-Hilfe, Nestorstraße 8-9, 

1000 Berlin 31. FUr beide Semi­

nare trägt die D.A.H.. die 

Kosten fUr An- und Ab­

reise und den Aufenthalt. 

Wer sonst noch Fragen zu 



Paargruppe in der 
Zentralen Beratungsstelle 

ln der Zentralen Beratungsstelle 
der freien Straffälligenhilfe in Berlin 
besteht seit Januar 1989 eine Paar-
gruppe für Inhaftierte und ihre 
Partnerinnen. In dieser ~ruppe 
können alle Probleme besprochen 
werden, die in einer Beziehung im 
Alltag und besonders durch eine 
Inhaftierung entstehen. 

Die Gruppe trifft sich einmal 
wöchimtlich, montags, in der Zeit von 
17 Uhr bis 18.30 Uhr. Treffpunkt ist 
die Zentrale Beratungsstelle, Bundes-
allee 42, 1000 Berlin 31 (U-Bhf. 
Berliner Straße), Telefon: 86 05 41. 

Geleitet wird die Gruppe von 
Doris Ayena, Zentrale Beratungs­
stelle , und Jörg Troike, "Drinnen und 
Draußen" . Wer Interesse daran hat, 
mit dem Partner an dieser Gruppe 
teilzunehmen, setzt sich bitte mit 
Doris Ayena oder Jörg Troike in Ver­
bindung. 

- d.Red.-

ASH Alkoholiker­
Strafgefangenen-Hilfe e. V. 

Die Alkoholiker-Strafgefangenen­
Hilfe e . V. - ASH - ist eine Initiative 
von Suchtkranken und besteht seit 
Anfang 1983. Seine vorrangige Auf­
gabe sieht der Verein dari:1, Straf­
gefangenen und Haftentlassenen sowie 
anderen Menschen mit Alkoholproble­
men Beratung und Hilfe anzubieten. 

Suchtkranken Strafgefangenen soll 
ermöglicht werden, den Kreislauf von 
Alkohol - Straftat - Haft - Alkohol 
zu durchbrechen. Dazu werden 
folgende Angebote unterbreitet: 

betroffene Strafgefangene über 
Suchtkrankheit zu informieren und 
Hilfe zur Selbsthilfe zu leisten 
sowie die berei.ts in den Vollzugs­
anstalten entstandenen Kontakte 
zu intensivieren 

Gruppen 

Einzeigesprache 

Beratung bei sozialen Problemen 

Briefkontakte 

Gespräche in den Vollzugsanstalten 

Freizeitaktivitäten 

Beratung von Angehörigen 

Kontakte zu Richtern/Bewährungs­
helfern 

Kontakte zu Sozialarbeiterinnen 
in den Anstalten 

Anlaufstelle nach der Haftent­
lassung 

Termine für die Gruppen sind 
jeden Dienstag und Donnerstag in der 
Zeit von 18.30 Uhr bis 20 Uhr. Für 
die Tennahme ist ein Vorgespräch 
notwendig. Weitere Termine können 

. nach telefonischer Vereinbarung ge-
troffen werden. Anlauf und Bera­
tungsstelle ist "Filmriss" in der 
Beusselstraße 3 in 1000 Berlin 21, 
Telefon: 3 91 96 61. -rdh-

Am Rande bemerkt 

Behandlungsorientiert 

Mit dem Einsatz von ehemaligen 
Bediensteten der Tegeler Sicherungs­
_gruppe im Sprechzentrum scheint sich 
die Atmosphäre dort viel freund­
licher zu gestalten. Das wäre jeden­
falls eine Erklärung dafür, daß im 
Dezember 1989 bei einer Sprech­
stunde ein polnischer Insasse den 
Haftplatz mit seinem Bruder tauschen 
konnte. 

Diese "Köpenickiade" \\IUrde erst 
nach rund zwei Monaten bemerkt. 
Aber nicht von Vollzugsbediensteten 
der JVA Tegel , sondern von zwei 
Kripobeamten, die den Polen noch 
einmal vernehmen \vollten. Sie wollten 
es einfach nicht glauben, daß sich 
ihr "alter Bekannter" in der Haft so 
verändert hatte. So wurde das Täu­
schungsmanöver Anfang Februar 
nach 64 Tagen ( I ) - bemerkt und 
dürfte seitdem der Justiz schwer im 
Magen liegen. 

Der Pole hatte bereits einen 
Monat in der Teilanstalt V ver­
bracht1 als er am 4. Dezember von 
seinem Bruder und einem weiteren 
Bekannten im Sprechzentrum besucht 
wurde. Als sie zu Ende war, tausch­
ten die beiden die Plätze. Der 
Bruder ging in die Zelle. Es ist 
einfach unglaublich, daß das über so 
einen langen Zeitraum keinem Bedien­
steten aufgefallen sein soll. Ein 
besonderes Kuriosum dabei ist, daß 
der Pole als Hausarbeiter auf der 
Station tätig \var und diese Tätig­
keit von seinem Bruder einfach fort­
gesetzt wurde. 

Doch nicht einmal dieser Umstand 
führte von seiten der Beamten, die 
auf dieser Station regelmäßig ihren 
Dienst versehen, dazu, den Austausch 
zu bemerken. Und das im behand­
lungsorientierten \Vohngruppenvollzug. 
Da müßte eigentlich jeder Gruppen­
betreuer und -leiter wissen, wer von 
ihm zu behandeln und zu betreuen 
ist. Oder spielt es keine Rolle, wer 
den Haftraum belegt, Hauptsache er 
ist belegt ?!? 

-rdh-
(Der Tagesspiegel vom 8.2.1990) 

Haftbefehl für "fa].s(:heo" Häftling 
Der 31)Ahrige Pole, der zwei Monate Haft Hlr 

seinen älteren Bruder ln der Justizvollzugsan­
stalt Tegel verbilllt hat, will aus Mitleid 
gehandelt haben. Wie berichtet, hatten die 
beiden Brüder für lbren Rollentauach im 
Dezember vorigen Jahres eine Sprechstunde 
genutzt. Das Täuschungsmanöver war e·l'6t am 
Dienstag bemerkt worden. 

Wie gestern bekannt wurde, hatte sieb einer 
der beiden gleichgekleideten Männer für das 
Vorhaben einen Bart wachsen lassen, um 
seinem bärtigem Bruder noch ähnllcher zu 
sehen. Gegen den .lafscben" H&!tling. der sich 
nun ln der Untersuchungshaftanstalt Moabit 
befindet, wurde gestern Haftbefehl wegen 
Gefangenenbefreiung erlassen. (Tsp) 
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Betreff: Lichtblick Aug./ 
Seot. 1989 - "Er­
fahrungen mn der 
Einweisungsabtei­
lung" 

Erfahrungen bestimmen 
das Leben, Leben heißt 
immer wieder neu lernen: 
Jeder }.!ensch muß, ja ist 
in jedem Stadium seines 
Lebens in einer Lernphase 
begriffen. Wissen und Er­
fahrung bedingen sich ein 
Leben lang gegenseitig. 
Auch die alten Menschen 
sind nur insofern weiSe, als 
daß sie einige Erkenntnisse 
im Leben gewonnen haben, 
die sie an jüngere weiter­
geben. 

Auf diesen Seiten haben die Leser das Wort. Ihre Wünsche, Anregungen, 
Forderungen, Kritik und Urteil, müssen sich nicht unbedi'lgt mit der 
Meinung der Redaktion decken . Die Red. behält sich vor, Beiträge - dem 
Sinn entsorechend - zu kürzen. Anonvme Briefe haben keine Chance . 

Dieses Wissen muß aber 
immer der Bewährung, der 
Auseinandersetzung ausge­
setzt sein. Logik bestimmt 
das Leben. kompliziert. 
dennoch logisch. In Tegel, 
dem Staat in \~est-Bedin, 
verstanden als Diktatur, 
wird Logik willkürlich zur 
Unlogik erklärt. Alles wird 
grundsätzlich kriminalisiert 
und negariv beurteilt; das 
iSt die wahre und einzige 
Realität. Beurteilt und 
damit erneut verurteilt 
nach Aktenlage, von Men­
schen, die ihre eigenen 
Fehler und Schwächen 
haben, zweifellos mensch­
lich. 

lm November 1989 
hatten sich zwei Insassen­
vertreter aus der Teilan­
stalt llll der Justizvoll­
zugsanstalt Tegel in einem 
Schreiben bezüglich einer 
Amnestie an den Regieren­
den Bürgermeister von 
Berlin und die Sena torin 
für Justiz gewandt. Hier 
nun die Antwort der 
Senatsverwaltung f\lr 
Justiz: 

Senatsverwaltung für Justiz 

27. Dezember 1989 

Betr.: Ihre Schreiben vom 
1~ . November 1989 
an den Regierenden 
Bürgermeister von 
Bedin und die Sena­
toLin für Justiz 

Sehr geehrter Herr .. . , 

Wir danken Ihnen für 
die oben genannten Schrei­
ben. 

Für Ihren \'Junsch, mit 
Freunden und Verwandten 
aus der DDR und dem an­
deren Teil Berlins zusam­
menzukommen und diese 
historischen Stunden ge­
meinsam zu verbringen, 
haben wir großes Verständ­
nis. Ihrem Anliegen nach 
einer Amnestie können wiL 
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jedoch aus RechtsgrUnden 
nicht nachkommen, sondern 
nur durch ein Bundesgesetz 
ausgesprochen werden. Zum 
anderen sind wiL aber auch 
der Meinung, daß die Poli­
tik des jetzigen Senats, 
der eine weitestgehende 
Öffnung des Vollzuges an­
strebt, zu zufriedenstellen­
den Ergebnissen im Einzel­
fall kommt. 

Wir bedauern daher, uns 
für Ihr Anliegen nicht ein­
setzen zu können. 

Mit freundlichen GrUßen 

Prof. Dr. Jutta Limbach 

An die Redaktion Lichtblick! 

An alle Gefangenen: Was 
läuft bei Euch in Euren 
l<nästen? Laßt mal Infos 
rUber, welche Gefängnisse 
noch Knastzeitungen hq.ben. 
Mich interessiert, was so in 
anderen Knästen läuft. 

Auch grUße ich alle 
Gefangene, die mich 
kennen. Laßt mal was 
rüberwachsen von Euch. 

Ich verbleibe mit 
freundlichen GrUßen 

\oJalter Blum 
Nibelungenstraße 1 
76LO Kehl 

Aber Verant\.,ortung 
sollte man, ja muß verant­
wortet werden, da liegt der 
Hase im Pfeffer! Ihre 
Fehler und Schwächen 
laden sie einfach auf uns 
ab - in der Situation -, 
hat jeder scpon selbst er­
lebt, und auch im Einzelfall 
übertragen. Nur der feine 

t\ornisd-1 ~ früh€v haf tv 
si~ ir'l'lmev erkvr~a ,·~r, wit. :S 
iir'I~W. ~Lhf r Wil!. dtt.r:. 
Wtlther~.e~k W3Y1 t.J~ die 
fJmilie. m&uJ.,j vni so .. :_ 



Unterschied, wir müssen für 
alles, vor allem ihre Un­
fähigkeit verantworten, 
daraus folgend die Konse­
quenz übernehmen. "Straf­
täter" sind prädestiniert 
Opfer, wenn z. B. der VDL 
Kopfschmerzen hat, ist der 
"Knacki" schuld. 

Hier wird alles verwal­
tet, klappt auch nur 
schleppend. Es sei denn, es 
dient der Sicherheil oder 
der Bestrafung. Für 
Menschlichkeit oder deren 
Problematik ist kein Inter­
esse vorhanden, hier arbei­
tet man immer nach dem 
Motto: "Halten Sie den 
Mund und büßen Sie (Origi­
nalton)". 

Einweisungsabteilung, als 
Idee gut, aber wieder 
Fragestellung der Verant­
wortung, denn wenn's nicht 
klappt, ist es ausschließ­
lich deine Schuld, warum 
kommst du in den Knast, 
basta. Alles hochqualifi­
ziert dort, zweifellos. Man 
könnte glauben, ein Umden­
kungsprozeß hätte einge­
setzt, wird zu unserem 
Leidwesen auch in der 
Öffentlichkeit verkauft. 
Warnung!!! Der TAL isl ein 
Meister in der psychologi­
schen und physionomischen 
Tötung des Ichs, also der 
Sozialstruktur. Bet vielen 
nur noch teilweise vor­
handen, wird diese dort 
total zerstört. Abhängig 
erpreßbar, a la 08/15, mit 
deinen von dir gemachten 
Angaben wird dort ver­
fahren . 

Fazit: Von denen, die 
dort die Verantwortung 
haben, ist nichts zu erwar­
ten, außer noch mehr Ge-

fängnis und Psychoterror. 
Vorgeplantes Ziel, du mußt 
wiederkommen, denn es muß 
in Gang gehalten werden, 
das Milliardending Tegel. 
Hut ab, Herr von Seefranz. 
bewußt geplanter Pseudo­
realismus. \•las man von 
euch lernt, dient jedenfalls 
nicht der Resozialisierung, 
nein, ist Rüstzeug zum Um­
stieg und eigentlich der 
Abstieg, vom Sozialtäter 
zum Kriminellen, im Einzel­
fall Vielleicht zum Mörder, 
eure Logik, alles negativ. 

Harry Kraatz 
JVA Berlin- Tegel, TA Ili 

Zum Tode eines Insassen 
in der Sozialtherapeuti­
schen Anstalt am 7. Februar 
1990 erreichte die Licht­
blick-Redaktion folgender 
Brief: 

Ein Nachruf auf Tommy H. 

ja, nun ist Tommy nicht 
mehr unter uns. Ich per­
sönlich verlor einen guten 
Sportkollegen, ger~den 
Vollzugskollegen. Es gibt 
Fixer, die sind trotz dieser 
Satansdroge nicht link. und 
Tommy .,_.ar nie bewußt link. 

Ein Bürger, der mal 
dringend Geld brauchte und 
deshalb einfuhr. Tommy 
hatte Pech mit diesem 
Stoff - war ausnahmsweise 
zu gut. Ein schwacher 
Trost an seine Beziehung: 

An Dir lag es nicht. 
Tommy hat Dich sehr ge­
liebt; behalte ihn in Er­
innerung. Bleibe selbst 
stark und flüchte nicht in 
die Arme des nächsten 
Besten. 

Und Du, Tommy, egal wo 
Du bist, ich behalte Dich 
in guter Erinnerung. 

Ciao 

Wolfgang Fricke 
JVA Berlin-Te'lel, SothA 

Autonome Interessenvertre­
tung Tegel 

Betr.: Einladung zur Po­
diumsdiskussion im 
Kultursaal der JVA 
Tegel im März 1990. 
Motto: Mehr ~1ensch­
lichkeil statt Mate­
rialismus 

Im März dieses Jahres 
v.•ollen wir in der JVA Tegel 
eL'le Podiumsdiskussion ver­
anstalten, fUr die wir Ver­
treterinnen des Petitions­
ausschusses, der Senatsver­
waltung fUr Justiz, Voll­
zugshelferlnnen, Drogen­
beratung und AIDS-Hilfe 
sowie verschiedene Volks­
vertretungen, Presse, Rund­
funk und Gefangene aus 
allen Häusern der JV A 
Tegel einladen. 

Wir bitten alle inter­
essierten Gefan~enen, vor-

Oas h~~i.., d1't dodtt 
j~bt "'iW!t rntlir nöhj ~ 
-----v----

V4~ 1st dodt lii'njsl 
all~s ,-", Col'hpvt~Y 

9L~p~i4z.gy.f . 

her ihre \vünsche oder An­
regungen und eventuelle 
Redebeiträge schriftlich 
oder direkt bei der Auto­
nomen Interessenvertretung 
einzureichen oder bei W. 
Rybinski TA lll . 

Henry Förster 

P.S.: Wir wollen kein Chaos, 
sondern sachliche Bei­
träge! 

Berlin. den 25.1.1990 

Haus V 
Station 5 

In der Vollversammlung 
des oben genannten 
Datums ist folgender Um­
stand zu beachten. An 
dieser Veranstaltung nahm 
naturlieh auch ein Beamter 
teil. 

Da dieser ja nun mal 
die Schlüssel zum Fernseh­
schrank hat, wurde dieser 
Beamte gebeten, diesen 
aufzuschließen. Selbiger 
Beamter ging also zum 
Schrank, faßte das Schloß 
- welches er ja aufschlie­
ßen wollte - an und ging 
wieder zur Tür. 

Nach einiger Zeit wurde 
eine Wahl abgehalten und 
die sollte geheim sein. Also 
gehe ich zum Schrank im 
Glauben, dieser sei offen, 
aber was muß ich fest­
stellen zu meinem Erstau­
nen: er ist ges~hlossen . 

\"ie kann so was wohl 
geschehen - Zauberei oder 
was? Nein, eine ganz ein­
fache ErklärtJ!Ig. Besagter 
Beamter hatte doch tat­
sächlich auf dem Weg von 
der Tür zum Schrank ver­
gessen, was er eigentlich 
dort wollte. 

Ich denke, das ist ein 
Anstoß zum Nachdenken. 

(Verfasser ist der Redak­
tion bekannt) 
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Betr.: Dezemberausgabe, 
"Artikel" Seite 18, 
Verfasser Henry För­
ster 

Sehr geehrte Redaktions­
gemeinschaft, 

ich befinde mich seit 
Mai 1989 im Haftkranken­
haus. Am 21. Februar 1990 
werde ich entlassen. Inner­
halb meiner Haftzeit 
wurden mir beide Hilft­
gelenke durch Prothesen 
ersetzt. 

Ich wurde zweimal im 
Urban-Krankenhaus ope­
riert. Im Rollstuhl wurde 
ich ins Haftkrankenhaus 
gebracht. Ich konnte 
keinen ·Schritt laufen. In 
11 Tagen verlasse ich die 
Anstalt. Auf eigenen 
Beinen, ohne Rollstuhl und 
ohne Krücken. 

Das Laufen fällt mir 
noch schwer, aber es geht. 
Ich bin LS Jahre alt und 
von Beruf Bäcl<er. Nun zu 
diesem Artikel, der mir be­
weist, daß die Ärzte im 
Haftkrankenhaus noch nicht 
in der Lage sind, "Geistes­
kranke" sofort zu er­
kennen. 

Was möchte Herr 
Förster? Eine gemeinschaft­
liche Rundfunkanlage sowie 
Lautsprecher im l{ranken­
haus! Mir ist kein Kranken­
haus bekannt, in dem es 
Lautsprecher gibt. Eine 
Rufanlage, ja. Herr Förster 
bemängelt "Gruppenräume" 
sowie Gemeinschaftsfem­
sehen. Wie krank ist Herr 
Förster? . Wo ist Herr 
Förster verletzt? lst das 
eine nicht festzustellende 
Krankheit im Kopf? Wie 
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dem auch sei. Gut finde ich 
es nicht, daß lhr eine 
ganze Seite für Schwach­
sinn vergeudet! Es sieht so 
aus. 

Moabit und das Haft­
krankenhaus sind ein sehr 
alter Bau. Das weiß ja 
jeder. Um so mehr erstaunt 
es, was Ärzte, Pfleger und 
besonders der Sozialdienst 
Ul"lter diesen Umständen 
leisten! 

Ihr könnt mir glauben, 
daß ich diesen Brief nicht 
schreibe, weil ich in lL. 
Tagen entlassen werde . 
Auch mit mir hatte das 
Krankenhauspersonal eine 
Menge Arger. lch wurde in 
meiner Haftzeit zweimal 
operiert und mußte lange 
Zeit liegen. Ich war be-
stimmt kein angenehmer 
Patient . Das berechtigt 
mich aber nicht, die Un­
wahrheit zu sagen oder zu 
schreiben. Es ist eine Un­
wahrheit, daß die Tran­
sistorradios nur von den 
Kalfaktoren benutzt werden. 
Man ist bemüht, get'echt zu 
verteilen . Aus einem Radio 
kann man keine zwei 
machen. Herr Förster sollte 
-sich an die richtige 
Adresse wenden, das tue 
ich auch: justizsenatorirr 
Frau Dr. Limbach. Diese 
Reformdame ist zuständig. 

Glaubt Herr Förster 
etwa. die Ärzte in diesem 
Haftkrankenhaus sind so 
dumm. um nicht zu wissen. 
daß dieser Bau nur ent­
fernt als Krankenhaus zu 
bezeichnen ist? Hier irrt 
Herr Förster abermals. 

So lange in der Bevöl­
kerung extreme Vorurteile 
gegen Strafgefan~ene be-

stehen. so lange "'ird sich 
nichts ändern. Ein Volk, 
das in 50 Jahren zwei 
1.oJeltkrief;!e führte, das 
Millionen unschuldiger 
Menschen umbrachte, ein 
Volk, das schon wieder 
nach einem Großdeutsch­
land schreit - was erwar­
tet Herr Förster von diesem 
Volk.? Der Germane ist 
blond, blauäugig, flink wie 
ein Wiesel, zäh wie Leder 
und hart wie Krupp-Stahl. 
Wie geht dieses Volk mit 
seinen Armen und Schwa­
chen um? Wie behandelt 
man Leute, die aus der 
Haft entlassen werden? \\lie 
geht man mit Ausländern 
um, die man ja rief? Hier 
liegt das Problem, Herr 
Förster! Es muß doch jeder, 
Herr Förster, der etwas 
werden \rul, davon reden, 
daß alles besser wird. 

l'r'ie sollte der ~iensch 
sonst etwas werden? Auch 
Herr Schiekelgrober (er 
nannte sich dann "Hirler"), 
ein verkrachter Anstreicher 
aus Braunau am lnn (ÖSter­
reich) versprach diesem 
Volk die Weltherrschaft. 
Dieses Volk glaubte dem 
FUhrer. Nach dem Kriege 
wußte keiner etwas , von 
judenvernichtung. Es wurde 
einfach verdrängt. 

Als 1945 Berlin in 
TrUmmern lag, Herr Förster, 
blieb die Haftanstalt ~1oabit 
erhalten. Auch das Haft­
krankenhaus, Herr Förster. 
Und dieses Haftkrankenhaus 
steht immer noch. Halten 
Sie, Herr Förster, die Ärzte 
für so dumm, daß diese 
nicht wüßten, ein Kranken­
haus sieht anders aus? 

(jtR/11ft 

~ 
Und dann der Sozial­

dienst, Herr Förster. Hier 
greifen Sie in lhrem 
Schreiben auch mich an. 
Ich empfinde Hochachtung 
vor dieser Sozialarbeiterin, 
Frau K. Beurteilen kann ich 
das, Herr Förster. Ich war 
leider bestimmt öfter in 
Moabit wie Sie, Herr För­
ster. Diese Frau tut bald 
zuviel, Herr Förster. Das 
ist in diesem verkorksten 
Strafvollzug nicht einfach 
für diese Frau, Herr 
Förster. Unter1a1:osen Sie 
bitte daher Ihre dummen 
Unterstellungen und suchen 
tn nächster Zeit einen 
Neurologen auf. Vielleicht 

kann 
renen. 

der noch 

Hochachtungsvoll 

Heinz-]ürgen Krämer 
Berlin 

etwas 

liehtblick vom Dezember 89 
- Vollzugshelferbesprechung 
TA Vl 

Liebe Lichtblicker. 

mit Interesse habe ich 
ihren Artikel übet' die 
Vo Uz ugshe lf erbesprec hung 
am 15.12.89 in Haus VI ge­
lesen. Zwei Dinge fielen 
mir auf: 

Sie schreiben: "So 
mußte man sich von seiten 
der Anstalt mit dem TAL Vl 
... und einem Anstaltsbeirat 

begnügen". Bitte ge­
statten Sie mir den Hinweis, 
daß der Anstaltsbeirat wie 
auch der Berliner Vollzugs­
beirat unabhängige Gremien 
darstellen und weder zur 
Justiz noch zur Anstalt ge­
hören. 

Eine Einladung zu dem 
jährlichen Treffen, an 
denen ich als zuständiger 
Anstaltsbeirat für Haus Vl 
in der Vergangenheit regel­
mäßig teilgenommen hatte, 
ist an mich weder schrift­
lich noch mUndlieh ergan­
gen. Ich habe mein Erstau­
nen darüber gegenüber der 
JV A sowohl am 11.1. wie 
auch am 20.1.90 schriftlich 
ausgedrückt. Die Antwort 
steht noch aus. 

Und damit sind wir beim 
Thema: Behandlung von 
freiwillig in der Anstalt 
tätigen Menschen. Seit 
Jahren die gleichen !(lagen: 
Schlechte Behandlung am 
Tor, geringe Bereitschaft 
einer Zusam.rnenarbei t der 
Anstalt und ein Nicht­
erkennenwollen, daß diese 
Menschen eigentlich einen 
Teil der der Justiz über­
tragenen Aufgaben ver­
suchen zu leisten. Eine 
"Wende" vom häufig ent­
gegengebrac~ten Mißtrauen 
(begründet mit Sicherheit 
und Ordnung) zu einem 
vertrauensvollen . Entgegen­
kommen würde die ohne 
Gegenleistung eigentlich 
von der Justiz zu leistende 
Arbeit bestimmt erleich­
tern. 

Freundliche Grüße 

Dietrich Schildknech l 
Berlin 



An den Lichtblick 

Ihren Artikel über die 
"Anhörung zur medizini­
schen Versorgung der 
Gefangenen" (Ausgabe 
Dezember 1989, S. 13 
d. Red. ) möchten wir er­
gänzen und in einem Punkt 
korrigieren. 

Nicht richtig dargestellt 
\Y'ar, daß alle "Sachver­
ständigen" einer Meinung 
waren. Wir (2 Mitarbeite­
rinnen der Zentralen Bera­
tungsstelle der freien 
Straffälligenhilfe) vertraten 
durchaus unter anderem 
konträre Ansichten. 

Wir waren darüber ver­
wundert, daß sich die Dis­
kussion zu dem Thema der 
Anhörung auf die Planung 
des neuen Vollzugskranken­
hauses beschränkte und 
fast gar nicht kurz- und 
mittelfristige Veränderungen 
thematisiert wurden. 

Wir haben auf die be­
stehenden Mißstände hin­
gewiesen und unsere Kri­
tikpunkte und unsere 
Lösungsvorschläge auch in 
der schriftlichen Stellung­
nahme an die Senatsverwal­
tung für ] ustiz im ] anuar 
des Jahres formuliert. 
Nachfolgend einige Auszüge : 

- Unter der Voraussetzung, 
daß offener Vollzug 
Regelvollzug wird, sollen 
alle Inhaftierten mit 
Vollzugslockerungen freie 
Arztwahl bei externen 
Ärzten haben. 

- Bevor eine weitere Pla­
nung durchgeführt wird, 
ist es dringend erforder­
lich, daß ein externer 
Gutachter mit der Erstel­
lung eines Gesundheits­
konzeptes beauftragt 
wird. 

- Eingerichtet werden soll 
eine unabhängige externe 
Beschwerdestelle, die für 
alle Inhaftierte direkt · 
erreichbar ist und jedem 
Einzelfall nachgehen 
kann. 

Zur Gesundheitspräven­
tion gehören die Ver­
besserung der Ernährung, 
die Ernährungsberatung, 
Ermöglichung von Selbst­
hilfegruppen im Gesund­
heitsbereich, Ausweitung 
von Sport- und Freizeit­
möglichkeiten, bessere 
Kontaktmöglichkeiten zu 
Familien und Partner 

lnnen, unkompliziertere 
und unüberprüfbare Ver­
gabe von Präservativen 
und Spritzbestecken. 

- Auf Wunsch anonyme HlV­
Tests bei externen Bera­
tungsstellen. 

24stündige Anwesenheit 
eines Arztes in den 
Standorten Moabit, Plöt­
zensee und Tegel. 

- Verbesserung der Arzt­
geschäftsstellen und Zu­
sammenlegung der Arzt­
geschäftsstellen in der 
JVA Tegel zur Ermög­
lichung der freien Arzt­
wahl für Inhaftierte ohne 
Vollzugslee kerungen. 

- Sowohl Dienst- wie auch 
Fachaufsicht über die 
medizinische Versorgung 
müssen der Senatsverwal­
tung für Gesundheit und 
Soziales zugeordnet 
werden. 

Dies sind nur einige 
unserer Kritikpunkte. 

ln der Anhörung brach­
ten \'l'ir unsere Verwunde­
rung zum Ausdruck, daß 
zwar von allen Seiten wie­
derholt geäußert wurde, 
wie "menschenunwürdig die 
Situation im KBVA für Pa­
tienten und Personal sei", 
jedoch die Fertigstellung 
eines neuen Vollzugskran­
kenhauses frühestens in 5 
Jahren erfolgen könnte . 
Anscheinend macht sich 
niemand Gedanken über die 
Verbesserung der Versor­
gung in der Zwischenzeit. 

Wir sind der Meinung, 
daß kurz- und mittelfristig 
zu prüfen ist, ob einzelne 
geschlossene Stationen in 
öffentlichen oder konfes­
sionellen Krankenhäusern 
genutzt werden können. 
Dort könnten schon vor­
handene Einrichtungen wie 
Küche, Zentrallabor, Apo­
theke und alle anderen 
Krankenhauseinrichtungen 
für die Grundversorgung 
mitgenutzt werden. 

Wir stellen uns vor, daß 
auch langfristig das Voll­
zugskrankenhaus an ein 

SPENDEN ~ONTD 

öffentliches oder auch 
konfessionelles Krankenhaus 
angeschlossen werden sollte, 
wie zum Beispiel die Kopf­
klinik des ehemaligen West­
endkrankenhauses. Auch 
hier \Y'äre die Mitbenutzung 
schon bestehender Einrich­
tungen möglich. 

Einen Neubau des Voll­
zugskrankenhauses auf dem 
Gelände der ]VA Tegel 
lehnen wir entschieden ab. 
Durch die Angliederung an 
ein öffentliches oder kon­
fessionelles Krankenhaus 
könnten unnötige hohe 
Kosten für einen Neubau 
eingespart werden. Außer­
dem glauben wir, daß da­
durch die bisher fehlende 
Transparenz der medizini­
schen Versorgung gegeben 
wäre, wodurch die Inhaf­
tierten größeres Vertrauen 
als bisher in die sie be­
handelnden Ärzte gewinnen 
könnten. 

Mit freundlichen Grüßen 

Doris Ayena 
Gisela Krüger 
(für die Beratungsstelle) 
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(Berliner Morgenpost vom 31.1.1990) 

SPD· will Strafvollzug in 
Haftanstalten verringern 

BM/dpa Bonn, 31. Jan. unbefriedigend be~elchnet. Einige 
Stratvollsur ln Haftanstalten Sachverstand~ge warnten aber 

sollte nach Anslebt der SPD welt· auch vor Bürokratislerung, rans die 
rehend elncesehrlnkt 11nd die ambulante Hilf~ fur d1e Straffarn. 
M6Jllcbk.elten der Bewlhrunp· gen wie von der SPD vorgesehen 
bllfe III~Wtltel werden. ru einer eigenstandigen, unabhlln-

Der Bundestagabgeordnete gigen Saul!! des Strafrechts ausge-
Hans de With ltündicte gestern m baut wird. 
Bonn an, daß die Sozialdm~oltra- Die Erfahrungen mtt der Straf· 
ten m der 1991 beginnenden Legis- aussetzungrurBewahrung•..,'Urden 
laturperiode einen entsprechend~n msgesaml al5 positiv angesehen. 
G~tzentwurf vorlegen woUe. De Eine un Entwurf vorgesehene Aus­
With war während der soziallibera- weitung der Bewtlhrungsmoglich­
len Koalition Parlamentarischer keilen auf Haf\strafen von drel 
Staatssekreur im Bundesjustizmi. statt bisher zwei Jahren kritisierten 
nisterium einige Experten als hnlbherz.ig. Sie 

Bet einer öffentlichen Anhorung befürworteten eme Aussetzung 
der SPD-BundeSUigSfl'aktion zur von Hanstrafen bis zu fUn! Jahren. 
Vorbereitung des Entv.-urfs v.-urd~ Gle1chze11Jg wurde auch eine Her­
d.as Vorhaben \"On Fachleuten abseuung der Bewahrungszeiten 
grundsatzlieh begrußt D1e derzeJ. gefordert. da s1ch Ruckfalle meiSt 
t~gen Bedingungen fllr dle arnbu· auf die ersten zwe1 Jahre der Be­
tante Hilfe St:rallalliger wurde als wahrungbeschrankten 

(Volksblatt Berlin vom 11.1.1990) 

Zentrales Krankenhaus 
für alle Häftlinge 

Anhörung zur medldntscben Versorgung 
Die Berliner Hatt.natalten tollen ansleUe dar blaberigen 

drei Standorte ln Tegel, Moabit und PlOtzensee ein untrales 
KrankenbauaiOr alle Getangenen bekommen. FOr die Z.entra· 
ltalerung der medlrlnlacben Vei"IOrgu.ng mJI einbellliehen 
Strukturen der Arztlieben Leitung. der Verwaltungsleitung 
und der Pllegedlenalleltung sprachen sieb geatern bel e iner 
Anbllrung zu.r Neuorganisation der medizinileben Veraor· 
gung Im SlrafvoUzug eint Reibe von Experten aua. Ob die 
Vollzugsklinik allerdings aul dem Gelände der Haftanalalt Te­
gelneu gebaut oder die .Kopfkttnlk• des lrtlberen Klinikum 
Westend umgebaut wird. tat ollen. 

MASS1ve Kritik an der Vorqe- samtpersonatrat als Voraus· 
hell$We1Se der Verwaltung setzung filr organ!satonsche 
ilbte dle Alternative Uste. Sie und baulicbeScbritte. Die Ver· 
fordert Insbesondere ein ge· waltung sage bisher ntchts 
aundheltsplanenschea Gut· Ober die Aoforderungell' an 
achten, Die bisherige Stellung· ein neues Krankenhaus, krtti: 
nahme des Senats, so die Tier· slerte der Vorsitzende Joa· 
gortener AL·Gesundhelts· eh im Jetschmann. 
sl4dlr&Un Sab!ne N1tz·Spatz, Dr. Helmut Becker von der 
sei .rein stotioniir orlen\lert • Ärztekammer, der steh grund· 
und der .s1clllbare Wunsch. sAtzlieb fnr ein zen!ralu Hall· 
eine teure Baumaßnahme zu kranke:nbaus aussprach, regte 
ergretfen, namlicb den Bau et· gleichzeitig an, die Zahl der 
nes neuen JU&uzvollzugslcnn• Pattenten 1m StraJvollzug da· 
kenbauses aul dem Gelände durch zu reduzieren, daß be· 
der Justizvollzugsanstalt Te- 6Ummle Gruppen wie unter 
qel. ragt beraus·. Da aber polt· 18J4hrige oder Schwangere 
tlacb gewollt sei, den offenen nicht mehr 1nha1Uert werden, 
Vollzug zum Regelvollzug tu weil sie ohnehin nicht Ins Oe· 
machen. laufe ein NeuMupro- langnls gehörten. Er hllt au­
Jekt dl~m Ziel jedoch zuwl· ßerdem für notwendig, dte 
der. Vielmehr mtlsse an11e· Fachaufsicht ober dAS Haft· 
strebt werden, Gefangene zu· krankenhaus von der Justiz­
nehmend extern mediZinisch verwaltung In etn eJgenes Re· 
zu betreuen. ferat der Cesundheltsverwal· 

tung zu verlagern und einen 
.l!lne Art GesundheJtspla· Ombudsmann fQr Gefangene 

uung · fordert auch der Ge· zu berufen. v. 8. 

(Der Tagesspiegel vom 15.2.1990) 

Neues Gewächshaus bringt 
Vollzugsanstalt 25 Arbeitsplätze 

In Düppel sollen Baracken durch zweigeschosslge Gebäude ersetzt werden 
JusUz.senatorin Umbach hat gestern ein 

neues Gew3chshaus in der JusUt.Vollzugsanstall 
Ouppel eröf!net. Dadurcb stehen dem ollenen 
Vollzug, der neben DOppel auch Ln Spandau­
Hakenlelde betrieben wird. 20 "-eitere Arbeits­
und fünf Ausbildungsplltze im Bereich der 
Gannerela.rbelt zur Verfügung. 

mllgllch sein. Zur Zeit sind zwe1 bis drei 
Personen ln einem Raum untergebracht, früher 
waren es sogill vier bis fünf. 

.Ziel des Senats Ist es. de.n offenen Vollzug 
10weit wie möglich ausxuh<luen·, sagte die 
Jtatluenatorin. Viele Hillllnge seien im olle­
Den Vollzug besser aufgehoben. Jutta Limbach 
kundig\e an, daß sich durch neue Ausführungs­
vorschriften die Zahl der lliltllnge in diesem 
Bereich erhöhen wird. Außerdem strebt die 
Senatorln eine umf4$$ende bauliche Erneu­
ei'UIIg ln Oüppel an. Innerhalb der nächsten 
JAhre sollen die jet%igen alten Baracken durch 
moderne. zweigesch<>S$Ige Wohngebdude er· 
a.etzt werden. Dann soU auch e.lne Unterbrin· 
gung der Gefangenen in Elntelhaftr4umen 

Das Gewlchshaus in Düppel, das in drei 
Klimazonen aulgeteilt ist. umfallt 540 Quadrat­
meter. Hinzu komn:t ein 313 Quadratmeter 
großer Vorbau. in dem unter anderem Küche, 
Verwaltung$-, Verkaufs. und Kilbiraum sowie 
SanltArrlume untergebracht a!nd. 

Oie BAukosten - Baubeginn war Im Oktober 
1988, Planungsüberlegungen gab ea berell$ seit 
1982 - betrugen 2.2 Millionen DM. Zwel 
Angeatellte. dMUnter ein GArtnennelster, 
beaulslchtlgen die Häftlinge. Oie Arbeitszelt 
betrigt 39 Stunden pro Woche bei fünf 
ArbeitstAgen. Insgesamt sied ln Düppel 
98 HAftlinge untergebntcht. D&Voll arbeiten 
20 aullerbalb der Anstalt. Jliwe 

(Der Tagesspiegel vom 7.2.1990) 

Pole tauschte mit seinem Bruder 
den Platz in einer Tegeler Zelle 
Zwei Monale lang nicht entdeckt - Ein .Tankdeckel•-Täter 

Zwtl Motate hat ein 31j1hriger Pole für 
seinen llteren Bruder hinter Tegeler Gel.ing· 
nismauern zugebracht. Der Schwindel wurde 
gestern vormiuag entdeckt. alt zwei Kripo­
beamte den Ihnen bereits seit Iangerem bekann­
ten 3Sjahrtgen Nikoclem S. vernehmen wollten. 
llueo Rollentausch hatten die belden Brtlder 
am •· Dezember vorigen Jahre• wahrend einer 
Spredatunde inszeniert.. 

Nll<odem S. wurde Im Auaust voriaen Jahres 
zu einem Jahr und neun Mooaten Haft 
verurteUt. "''eil er unter anderem ein last 
!abribeui!S Auto Im Wert von rund 60 000 0!1.{ 
entwendet batte, wobei er nach der ~ena.nn­
teo .Tankdeckel-Methocle" vors•a~ngen war. 
Darüber binaus sollte noch ein weiteres Straf· 
verfahren wegen ähnlicher Taten auf ihn 
zukommen. 

Der Vorfall, der ihm im Dezember die 
Freiheit brachte, hatte sieb ln dem der 
Elngana•pforte der Justlzvollzugs&D5talt Tegel 
nahe geleaenen Sprechzentrum a~esp!elt. Dort 
erwarten dle Gelangeneo - Oberwacht ,·on 
VolhuJ11beamten. die den Raum vom EingADgs­
bere1ch au. überblicken kllnnen - Ihre Ange­
hörigen. Auch Nikoclem S. nahm en jenem Tag 

an einem der zahlreichen T!Khe Platz und 
unterhielt alch mit seinem Bruder Marelt und 
einem weiteren Besucher. w-wend Nilt.oclem 
S. am Ende mll dem an der Pforte hinterlegten 
Ausweis seines Jüngeren Bruden; dll8 Weite 
suchte, lieB sieh <,lieser ln einem Beaueberfahr­
zeug in d.u Hau. 5 der Anstalt bringen. 

Oall sieb Im Gegensatz :zu den Kripobeamten 
so viele Personen wochenlang tauschen ließen, 
soll eD einer aro6en JOutlichkeit der Bl'ilder 
gelegen hoben. Einen verratensehen Unter· 
schied - eine andere Haartnicht - lullte 
Ma.rek S. unter einer Koplbedeckuna ver­
schwinden lauen, von der er sich ln Teael nur 
noch selten trennte. Dort galt er. wie zuvor 
schon sein Bruder, als unauliälllger Gelangener, 
der slcb von anderen eher zurOclchielt und 
allein die Geaellscbalt eines vennuUich eioge· 
weihteil lAndamannes suchte. 

Oall Marek S. der deutschen Sprache elgent· 
lieh viel weniger mä.chUg war als wn llterer 
Bruder, fiel den gestern zu dem Ereignis 
gehOrten Mitgefangenen erst im achhinein auf. 
Warum Marek S. den Plau seines Bruders 
eingenommen baue, konnte gestern noch 11lcbt 
geklärt werden. \'111 

(Uild vom 8.2.1990) 

Unel1edigte Akten: Justiz fehlen • Stellen 
Auf •·"er Konfetenz aller Personalvertretungen Joacn•m JetiCnm.tnn vcm Gesamtpersonaltat .Da-

aar Berbne• Jusi•Z i<amM neue. sc:hhmme Z..hlen 1 be' sollen f81Zt fi&CII den ~hlilssen c1es Setlall 
1.1ber O•e .. egen Persemumanget n•chc gesc:nV~te v.e•le<e1 t I Sltlwtt~••~l1-der. O•eM•tatbe•ler 
Arbett heraus AuBer den 10000 uner!edtgten 5Ch•eberuc:hon75000ÜtMJmunc!envo<Sicllher-bel 
Akten (BIL0-8erltn bencntata) steJI!en d•e PetSO- l we1teren EIMI)Irungen fürchten y,Jr die Funkt.onsun­
nalrlll fest .Uns fehlen 601JA0' 400.5 Plat1$1ehan, lahigkett der Genc:htet• O.e Personatrlle tordem 
umdieArbeltWIChatfen· dnngenddteRikknahmederSparbeschlilsle 

{Volks' 

{Süddeutsche Zeitung vom 17./18.2.1990) (B.Z. vom Jl.l.l990) 

Haftstrafen unter drE 
Jahren gibt's nicht me 

Rom, ll.Jar 

Experten fordern Tariflohn für Strafgefangene 
Anhörung vor Rechtsausschuß: Kritik an Entwurf zur Änderung des Strafvollzugsgesetzes 

Von Henbert Pr anti 
Bonn, 16. Februar-Stre.Cgefangene sollten 
kiln!tig voll tariflieb entlehnt und ln die 
Renten· und Krankenversicherung einbe­
zosen werden: Mit dieser Forderung ha­
ben Sachverständige bei Ihrer Anhörung 
durch den ßundestags·Rechtsausschuß 
11m FTeiUig einen Gesebentwurf de.J Bun· 
desratszur Änderung des Strafvollzugsge­
setzes kr~tisien. Dieser Gesetzentwurf 
steht nimllch lediglich eme ErMhung des 
tlsllchen Arbeitslohnes eul Betrage ZWI· 
schen S.SO Mark und knapp elf Mark vor. 
Bisher liegt du TagelM!rdl•nll zwisch"" 
5.49 WJd 9,18 Mark. 

Diese • .marginale Erhöhung'' lndert 
nach Meinung von F'rleder DUnkel vom 
Max-Pianck-fnstitut fllr ausländisches 
und lntematlonales Straf~ht an der de­
solaten finanziellen Sltuation der Gefan­
aenen gar nichts. Es sei vöiU, Irreal zu 
trwartan, dall der Titer •Ich um die Seha­
denswledugutmachunJ llt&tnöber dem 

Opfer kümmere Dünkel zitterte eme Un· ' sprach von einer ..resUiur&tiven Tendenz" 
tersuchuna des baden-würuembergtscben =d davon, daJl dar liberale Gehalt des 
Just4mlrusterlums. wonach dU11!hsabnnt· Strafvollzugsgesetz•s ,.zunehmend ausge­
liehen Schulden eines erwachsenen Hlft· böblt" werde. Von einer Gegenreform war 
llngs ln Höhe von 45 000 Mark ein durch· die Rede. Der Gesetzentwurf sieht bei­
schnlttllches Entlassungsgeld zwlsohen spielsweise vor. belsogenannten Vollzugs· 
500 und 1200 Mark gegenübersteht. Iockerungen {Ausaana. Urlaub) den Er-

Er lordene deshalb - unterstübt von messensspielraum der Anstalt auszuwei­
den lAttetri mehrerer JustizvolJzu&san· ten. Einige Ansta/lsdlrekt.oren begrilllten 
stalten - eine flrundsitzliche Umstrul«u- freilich dil! geplante Forrnullel1UJ8 wo­
neruna d~tr Arbe1tsentlohnWJg: SU"alfllt- nach Lockerungen nur angeordnet wer­
fangene $Ollen voll tariflich beuhlt wer- den dür!en. wenn der Gefangene ..dafür 
den, dafür jedoch k\lllftig einen Haftko- geeignet erscheint" Große Sorgen mach· 
sten't>altta& für Un~erklUlft und Verpfl&• ten sieb mehre"' Praktiker Ober den .. l>liJl­
gung beuhlen. Das sei auch eine Vorbe· brauch des Verkehrs rnlt der Außenwelt" 
reitunfl auf die Situation nach der Entlas· Dem Schmuggel von Drogen in die Anstalt 
sung: frnmer wieder müsse man futstel- will sie, wie das auch dn Gesetzentv. url 
len, dall Stralentlassene im Umsans mit des Bundurats vorsieht. durch noch 
Geld, zu dem sie kein reollstlsches Vtr· schärfere Kontrollen beJegnen: Überwa­
hll.ltrua entwickeln konnten, schellern. cbung des Schriltverkebrs, TN!nnscheibe 

Die Meinun1en fU den übrigen Nture- 1 bef Verteidlgarbesucben, kOrperliebe Un· 
gelunaen des Geseu.entwurfs des Bundu- tenuchungen. Dl• Bunde~glei1UJ8 hat 
rau waren aetellt. Ein l'eU der Experwn bereits Bedenken erhoben 

Straftater. die zu Hat\atrafen W>t.er • 
Jahren veruneill wunlen, braueher 
Italien nlcht mehr iN Cerangnis. Gn; 
Die Gdiftp.We sind QberfUilt W>d 
len enüastet werden. Die Verurtei 
müssen SoUaldlcnste leisten. 

(B.Z. vom 26.1.19 

Langzeit· I 
sind ietzt 

und Freun 
lerlln, 26. Jonuor 

ln der Haflanatall Tegal 
lt6nnen Gefange11o nocli ln 
dl ..... Johr Lang&elt·leau· 
eher empfangen. Bla zu 
aecha Stunden dUrlen alo 
alch dCM mit fomllleonge· 
hörigen und mit Freunden ln 
extJO do!Ur eingerichtete 
Röume treHen. 

Daa I 
torl11 
Rechtat 
ordnet• 

DieS 
xeltbea 
dienen 
tokto c 
r•dltzu 
dern. 



(Die Tageszeitung vom 8.2.1990) (Der Tagesspiegel vom 13.2.1990) 

Herointod in Tegel? 
Bei Sitzstreik \'OD Gefangenen vora6ebeo. die noch DI~ht zu Volhugslode-

m• lieget kea"ne Es'·-'atioo ruogen oder Urlaub zugelassen lind. Feruer 
JUU teilte die SenatoriD mll, daS eille allgemelDe 

Ein 36jahriger Gefangener starb in einer Zelle 
des Tegeler Knastes neben einem Spritzbesteck 

In der JuatirvolUugsaostalt Tegel um es, Genelumgung zur Inbetriebnahme eilles Fero· 
oa~ einem Aulrui zum Sitzstreik der .Auto- lehgerl!tes Im Haltraum nicht beabsichtigt Ist. 
nomen lnteressenvertretuog·. während des fi'sp) 
Abeadgollesdlerutes am 19. Januu zu ltelner 
Eskalation. Dies teilte Juslizseaatorln Llmbach 
auf Anlrage des Abgeordneten Carstea Page! 
(Republikaner} m.il 

(Der Tagesspiegel vom 18.2.1990) 

ln der Haf\anstah Tegel ist m der au~z~hli.eßen, daßder Gtfangen.: 
Nacht zu g~tem ein 36j!ihri_ger ~- on eoner Uberdosb Rauschtnft gc· 
fangeocr oifenbar an einer Uberdo- ,torben '~<i. Gesicherte Erkennt· 
sis Rauschgift &estorben. Wie lu- nt\<e über die Todesona.:hc v.ilr· 
stiz.sprechcr Chriitoffcl auf Nach· den Jc4ocb ef(t flJCh der Ob.l.uktoon 
frage ~itigtc. 10.urde Thomas H 1·orhegen. Mit dem Ergebnts ,.-erdt 
gestern morgen ge~en 7.45 Uhr tot heute @ttechntt. Oie Kriminalpol i· 
in seiner Zelle m der sozialthera · :tel und Sta&t'l.lnwal~cbaft ernlll· 
peuuscl!'en Anstalt des Tegelcr tcln. Thomao H war im Dezember 
Knasu gefunden. Der Beamte habe 1986 wegen gemein>chalilichen 
die Tür aufgerissen, nachdem der schweren Raubes und gcrnem­
lnsasse auf das Klopfen nicht rea· schalllieber Vergewaltigung zu 
giert habe. Thomb H. habe tot vor acht Jahrtn Hal't verurteilt "Orden 
dem Wascbbeclrcn auf einem Stuhl Er befand ~tch seit August 1988 tn 
gesessen. Der sofort herbe>geru· der >Otoaltherapeulßehen An<tall 
feae Bercoi.$Chaft>an:l habe fcstge· H \Oll drogenabbangog gc\loe>cn 
stellt,ddH. ,.·lhrendder~tthtge· l )Ctn X1rl! An;;<ben \Oß Clm· 
storben >e~n mu~.;e Weil in der ,:ofitl lUtten \'ollzugsbedtcnotetc 
Zelle eine Spn!Le, ein Löffel und 

1 

aber •den Eindrucl• gehai't , der 
ein mit Blut beOedtes Srilck Papier Gcfanpene ,et ·seit langerer z~ot 
gefunden "orden seoen. sei mcht drogenfreo• gewesen. plu 

Aß dem Gottesdieast hatten ungefabr 90 
Gefangene teilgenommen. wovon 30 4115Chlie· 
Send die Kirche lli~t verlassen wollten. Nach 
.intensiven Gespr!~en• mit den anwesenden 
Planern und t.iltubeitern der JustiZ\·ollzug~ 
anstalt verUe.Sen um 21 Uhr 2S dle letzten 
beiden Gefangenen den Gottesdieastraum. 

Berlin vom 2.2.1990) 

ilir Automaten 
Spritzbestecke 
Jundbellaeftatortn ta­
Stabmer bll •leb d.afilt 
!.lpr«hen, s terile Spritz· 
de llir Drogenabhän· 
>e.sser zugänglich zu ma· 

.hält es lü.r sinnvoll·, tn 
3e~ken, ln denen ~h 

OrogenJZCIII! etabliert 
1D bis zwei Spnlzenauto­
:t aufzustellen. Das smd 
ling, Tiergarten, Schöne-

l<reuzberg und Neu· 

· Automaten sollen unter 
! des Vereins fOr sucht· 
•itende HIHen der BerU­
Aids·Hllle. .Fixpunkt·. 

osteilt werden. 

r Senat habe dte Arbeit 
:tnrichtung durch emen 
ttuß von 130 000 Mark si· 
~esteUt. ~rld4rte Senato­
ahmereuf elnep.ulamen· 
:he Anlrage des SPD·Ab­
:tneten Hons·Joachun 

Kreuzberg und Schöne­
- beispielsweise am Bü· 
ogen- gibt es berells seit 
•rem je l'lnen Automalen 
enle Spritzen. Oie Stand· 
für v. ett~>re so11Pn m AtJ. 
:IUng zwischen Beztrken 
:'txpunkt re.stgelegt wer· 

"· B. 

Dem Senat sei eine angebliche Forderung der 
Strafgegangenen nach Einführung eines Hotel­
voUzuges nicht bekannt, sagte Seoatorln Um· 
bach außerdem. Nachdem in anderen Bundes­
landern Laagzeitbeg~nungsstätten für lnhal· 
tierte eingeri~tet worden sind, ist dica in der 
SoziallherapeuUs~en Anstalt für Inhaftierte 

(Berliner Morgenpost vom 13.2.1990) 

(Frankfurter Rundschau vom 9.2.1990) 

Gericht: Spritzen-Automaten 
verstoßen gegen Gesetz 

DOR'I'MUND. 8. Februar (dpa). Das 
Aufstellen von AutOmaten. in denen ein· 
mal ~u benutzende Sprit-un vertrieben 
werden, verstößt nach Auffassung des 
Landgerichts Dortmund eecen das Betiu­
bunpmit1elgesetz. Durch die Autcmaten 
w01rd~ vorsatzlieh eine ,.Gelegenheit zum 
unbefucten Verbrauch von Bet.iiubungs­
rxutte.ln" geschaffen, argumPnberte die 
.tWelte Strafkammer in einem am Don­
ners~ von der IX>rtmundPr Staatsan· 
walt.schaft veröffentlichten recht.skrälti· 
l!t>n Besehlull (AZ; 14 (U) Qs UQO). 

Ein von der nordrbein·westfälisehen 
A.ids·Htlfe in Zusammenarbeit m•t dem 
Bundesgesundheitsministerium aufge­
st#Jiter Autcmal m Dort.mund, der .Fi­
xer" vor dem Gilbrauch bereils benuuter 
Spritun und dnmtt der c;.,lahr etne:r 
Aid.s·lafektion bewahren sollte. ~~o1rd 
demnach beschla.gnahmt. • 

Frau Limbach: 
Opferhilfe 
ausbauen 

Filr einen Ausbau der Opferhllfe 
und des sogenannten Tater.Opfer · 
Ausgleichs im Strafverfahren hat 
sich Justiz.senatorin Juua Ltmbach 
(SPDI be1 Piner Tagung des .Ar· 
b(>iukrelses der <>Pfertlilfen in der 
Bundesrepublik Deutschland 111 
Frankfurt ausgesprochen. 

Bel der Opferhilfe soll geholfen 
werden. das Erlebnis der Verlet­
zung dureh einen St.raftater psy. 
ehtsch und mateneU besser zu ver· 
kraften . DerTater-Opfer-Ausgietch 
Zielt in e~ter Linie auf eine Aus· 
sohnung zwischen Täterund Opfer 
~ach den Worten de~ Just!2.5~na· 

tonn befas;en steh in &rlin derum 
zweJ Projekte mn diesem Problem· 
ml$. So gebe es beJ der staaUichen 
Genchtslillft' Konzepte fLlr eine 
psychische und finanZJeUe B~ra­
tunB von Opfern. Danlberhinaus 
se1 1.0 etniJ!en Fallen 11uch eine Zu­
sammenfuhrung von Tater und Op­
fer ZU$tandt'gekommen Wellerh.J.D 
sei eJ.D Verein .Opierhilfe* a!:;. t:h· 
renamt!1che lmuati\"e ins Leben ge­
rufen v.-orden . Belde ProJek~ s-ol-
len na'"h dem Wunsch der Senato­
nnau.>gebaut werden. lbn!B.\1 

PRESSESPIEGEL 
LHE22E2LIECEf 

(B.Z. vom 9.1.1990) 

Weil's keine Steckdosen gibt, 
zaDfen Häftlinge die LamDen an 

1che ln der Haft.Anstalt 
aubl- dlnH Famßien 
llaften nicht zerbrecllen 
le Jvatluona· 
llmbcach Im 

•ß das Abg•· 
ea an. 

~~~~~~~· L~g~~ 
1mlllllron Kon· 
angonon alll· 
10 und tu fllr • 

DOrfen die loauche auch 
naclrta atattflndollt 

Oie Senalorln: Nein, zu· 
nöchat nicht. 

Außerdem aal - 10 die So· 
natorln - die Juatlzverwal· 
tung aufgefordert~ Vorlcoh· 
r~~ngen gegen MlobrlSuctlo 
uncf GolllJUdung der An· 
ttoltulehorholl xu troffen. 

lorlln, 9. )onuar mac 
Ia lerll111 Haftanstalten •0•· 

na dlo H4ftll!!j• .gofallrllcllo 
Manlpulatlonoa •• lldrtloftua. 
ge11 vomoh•on,- Elolrtr<>i~.ml· 
fa betreiben tW ll6ntHtL 

Sie ltbnnen nur Rodlo hören 
oder mit einer alalctriachon 
Schrolbmoaehlno achrelbon, 
wann alo Oröhta .Morte Elgon· 
bau• an dor Doclcenlompe ange· 
bracht hoben - •• fahlen Ste~k· 
doaan. Odor sie mUasan große 
Tallolhroa geringen Einkommens 
ln den Kauf von Trockenballa· 
rlon lnvoslforon 

lclluld an diMer MIMte lat 
doa .ltedtdotoa·llnbaypn­
gra-· der Juatlnorwcalt\nlg, 

daa orat I• Jahre 1991 cabgo· 
achlouoft Mln wild. 

Daa erfuhr der Al·Abgeordno· 
lo Albort Ediert von )utlfuono· 
torln JuttG Uabadl auf eine Klol· 
noAnfrage . 

Nur in der Vollzugsonatalt Plot· 
zenaoa alnd inzwisChen alle Haft· 
rbumo mit Steckdosen auago· 
alatlot. Jot1t iat der C·Fiügol der 
Tollonatalt I in Moabit dran. Oie 
Senatorln; .,Generell wird der 
Elnbou von Stackdosen ln den 
Holtrilumen forc:lort.• 

ltOnltlg wird ft Mohr Auell<llo· 
IIIIIQOftOfiMIQUIIgOll fOt ki'RMII· 
golilto, CU.Pkiyor, CoMDVtor 
goatort -Jodocll elcllt fOr Yldoo• 
goriho. 

AIDS-Hille rügte Umgang 
mit erkrankten Häftlingen 

WlabAdm (Al'). V~ gegen Gnmd­
rechte und elhlKhoe Prinxiplcn. beim Umgug 
mit HIV-inllz1enen und AIDS-kra:nke.n Straf· 
gefugeae.n bat die Deullc:be AIDS-HWe ge­
rügt. Der IO.r Dreien und Strafvollzu11 zutUn. 
dige Referent du Verbandes. Michels. tw1nte 
de.n Bru~ der FrelwUIJgkeit bei HIV-Test&. 
Verstöße gegen die lrztllche Schwelgepflicht 
sowie die Verweigerung oder Verzögerung 
notwendiger Behandlungsmethoden ala Bel· 
spiel Nach Angaben der AIDS-Hilfe aind mehr 
als 5000 Oro&eaab!Wtgige in bu.Dcle.deullc:ben 
Gel&ngnl$$1!0 lnhaltlert. von denen ach.ai%WI~ 
weise 25 bis 3S Ptou.nt HJV-lnf"ttiert oder 
AJDS.knulk aind. 

Die Sltuatlon HJV.lnfizierter und AIDS­
lcranker Stralacla.t~geaer ist eiller der Schwer· 
punkte der Beratungea der MltgUederveriiiDm· 
Jung der AfDS.HIUe, die zur Zeit in Wiesbaden 
stattllndel Der Buadesverband der 90 retlo­
nalen AlOS.HWen fordert unter anderem. 
AIDS-kranke Ha!Ulnge aus Geflngniaaen zu 
enUasse.a. Michels sagte, die Zahl deru, die 
1m Gellngn.iJ u AIDS aterbea. lteige. Ea gebe 
keine llllgem~e medlzin.i.sche Betreuuog der 
Erlcran.kten. 

(Frankfurter AUgemeine 
Zeitunq vom 16.2.1990) 

15 500 Gefangene 
in der DDR amnestiert 
W~ BERLIS, 15. Februar Gcm.i8 der 

' o m Staahrat der DDR am 6. DcLcmber 
•ergangenen J.thr~; eri~JICD Amnestie 
sind rund I; 500 Strafgefangene aus den 
Haftan•tallen cntlas.en worden. wen mehr 
als SO Prount davon berens vor Weih­
nilchtcn \ """ der Amnestie betrorTen sond 
wettere knapp I 500 Personen. die Straf· 
aufschub "der Strafunterbrechung geneh· 
mogt bd .. ommen hatten bc-.oehungs"etSt 
ihre Strafe n<>c:h nicht angetreten hauen 
Das ~;agte der Leuer der Verv. ;altung 
Straf,ollzug de$ \'linistenwru für tnnert 
Angcle~nhcttcn. GeneralmaJor LU)IIk 
Sach ~tnen \ngat-cn heftndcn .~ich ~gcn­
"' iirttg noch etwa 5000 om Strafvollzug 
und 1600 in Unt<'J"'.Ucbunnhaft. 

Der Genaal sprach sieh für Reformen 
om Stmi1olltug der DDR aus. Dahet gehe 
e~ nh:ht um .. Kosmetik"". sondern um 
echte Reformen. Eonoge würden bereits 
rcahSJert. andere v.ürden folgen . Veriin· 
dcrt bauen >ich b<:retts dte Rechte auf 
rehtuö•c Bctau~ung Auch dürf\en jetzt 
Pakete ht> tu 1ehn Kilogramm empfangen 
\\erden ,\n@e.trebt \I erde e>n ncucs Straf. 
wllzuJ.l'i~ll ~ \'or ~llcm v.ollen v.ir. daß 
un...:rt \fot;~rbetter rucbt mehr eone Ob· 
hut>pllocht üt-cr doe Strafgefangenen aus­
üben mu~~n. •Ondem soe nur noch doe 
Auf,icht ub.:r ,je haben'·. sagte General· 
major Lu,til-. Et"a eontausend Stmfgcfun· 
sene. die '"n der Amnestie nicht bettorTen 
waren. haben Gn.Jdengesuche eingereicht . 
Darunter betilnden Steh sogar _Sammclh· 
>tcn- und !iUCh Gefangene. doc wcaen 
mehrf.~chcr Tt,tung onhal1iert 5eten 

En!!cg.en allen bt$herigen Amnestoen Stt 
die Rücl<faiiQUotc diffitllll b1s jetzt gcnntt 
Im Janu.tr bet,poelswe1se hätten lediglich 
61 Ermllllungsvcrfahren gegen Amntl.uer· 
tc cingelcttct werden miissen lnsgC$Uml 
siißcn bt>her DS wieder in Untersuchungs· 
haft. .. U no.l da,. obwohl c$ erhebliche 
Problem< mtt der Wiedereingliederung 
gibt.M Der Gener.~l ennncnc jedoc:h auch 
daran. daß tntolgc der orTeneo Grenzen 
viele der !\mnest,en~n wohl tn den Westen 
gegangen 5Cien. 

Doe Amn~stoc hatte unter den Gerunge­
nen in der DDR unterschtedltche Reaktoo· 
nen hervor[terufen. ln mehreren Strufvoll· 
ZU[!Sttnrlchtungcn war e,; zu. Hunger­
streoks. Ausbrucl\sversuchen. Arbettsnte· 
derlegungen und ultimativen Forderungen 
nach Öffentlichkeit gekommen . lnrwi· 
sehen hHt ~ich diC Lage ent$pannt !II ur 
121 Strafg-efMngenc seien bisher nteht 
bereit. die Arbeit wieder aufzunehmen. 
sastc Lu~tik der ..Juntten Weh"" 
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Insassenvertretung 
Haus 111 

Tja - Wieso??? Was ist los mit der 
LV. im Haus lll? Nicht mehr viel, 
wie ich zu unserer Schande gestehen 
muß. Nachdem ich 13 Wochen - mit 
kurzer Unterbrechung - im KBVA war, 
mußte ich feststellen, daß eine harte 
Stagnation eingetreten ist. Dazu 
kommt die Auseinandersetzung mit 
der A IV (Autonome Insassenvertre­
tung - d . Red.) Wieso eigentlich? 

Wir, die GlV und die AlV, wollen 
doch beide etwas für uns alle er-

Berlin 27, 28.1.1990 

Peter Brunn 
Küchenbeirat TA VI 

reichen. Der Tenor heißt doch wohl: 
"Po\-.rer gegen die Mauer" und nicht 
wie bekriege ich meinen Mitknacki -
oder??? Am Sonntag, dem ll.. l., gab's 
in der TA V das erste gemeinsame 
"Erörtern". Besser paßte hier wohl 
gegenseitiges Anmachen. Wir gegen 
die! Vollkommen daneben, fand ich. 
Wir brauchen keine "Opposition", da 
wir keine "Regierung" sind. Zumal die 
Anmache gegen die GIV zum Teil nur 
berechtigt war; ansonsten kam von 
der AIV auch nur Polemik rüber. 

Das war bei der Infoveranstaltung 
auch gut zu sehen und vor allem zu 
hören. Na, wenigstens wurde ein 
Anfang gemacht. Denkt alle dran: 
Gemeinsam sind wir stark. Bloße 
Laberei bringt nichts. Und den Vor­
wurf, die I.V. läßt nix von sich 
hören, ziehe ich mir nun überhaupt 
nicht rein. Wenn Ihr was wissen 
wollt, dann kommt doch fragen . 
Es gibt genügend Gründe, alles auf 
andere zu schieben, aber ein 
nicht vorhandener Informationsfluß 
liegt in diesem Fall auch bei Euch -
oder sollen wir mit jedem Beschluß 
von Zelle zu Zelle laufen? Tips, 
Kritik und Ratschläge sowie Forde­
rungen werden dankbar entgegen­
genommen. 

ln diesem Sinne Venceremos'' (das 
mein' ich auch so) 

Werner Baum 
für die Insassenvertretung Haus lll 

(* der Kampf geht weiter) 

An den 
Leiter der Wirtschaftsabteilung 
Herrn Mewes 

Küchenbeirat Haus VI 
Betr.: Beschwerde über das Essen vom 

27.1.90, TA VI, Stationen 5-8 

Sehr geehrter Herr Mewes, 

leider gab es wieder einen Gru.11d der 
Beschwerde über das Essen. Es ging 
sogar soweit, daß der Einschluß von 
Gefangenen verweigert wurde. Ich 
denke, so kann und darf es nicht 
weitergehen mit dem Essen, denn kein 
Mensch darf so behandelt werden. 

Anlaß war die Ausgabe von Nudeln 
(\'lickli), die teilweise so verklebt 
waren, daß man sie in einem Stück 
hätte essen müssen. Die Gefangenen 
sind mit Recht sehr erbost und auf­
gebracht; die Verpflegung wird nicht 
besser, ganz im Gegenteil, muß ich 
sagen. Herr Mewes, wir hatten vor 
einiger Zeit ein längeres Gespräch wo 
Sie mir sagten, daß Sie bemüht sein 
werden, Abhilfe zu schaffen, aber es 
hat sich nichts getan. An dem Unmut 
der Gefangenen kann sich nichts 
ändern, trotz Ersatzausgabe von je 
Gefangenen ein Ei sowie drei l(äse­
ecken und ca. 100 g Nudeln. 

Bitte, Herr Mewes, schaffen Sie 
Abhilfe, diese Es'<alation von Samstag 
sollte Ihnen beweisen, daß es den 
Gefangenen ernst ist . 

Mit freundlichem Gruß 

22 'der lichtblick' 

An den 
Küchenbeirat TA VI 

Sehr geehrter Herr Brunn, 

1L..2.1990 

Ihre Beschwerde vom 28.1.1990 über 
das Anstaltsessen am 27.1.90 haben 
wir geprüft. 

WCL .CI-IER IDIOT 1-/ r:IT 
OENN 1-/IER FLEISC H 

N DE N EINTOPF 
G ET R rv ~ Z 

Unverzüglich nach Beschwerdeeingang 
in der Küche am 27 .1.90 sind die an­
gegebenen Vollwertnudeln erneut ver­
kostet und als einwandfrei befunden 
worden. 

Auch in diesem Fall lagen negative 
Äußerungen nur aus der TA VI (Sta­
tionen 7 und 8) vor, die in den 
anderen Teilanstalten keinerlei 
Bestätigung fanden. 

Geschmacklich waren 
nudeln einwandfrei. 

die 
Ein 

Vollwert­
Verkleben 

kann u. U. dadurch entstanden sein, 
daß bei der Ausgabe nicht die dafür 
vorgesehenen Schaumkellen - die das 
Verkleben der Nudeln verhindern 
sollen - benutzt worden sind. 

Nach wissenschaftlichen Erkenntnissen 
ist Vollwertkost als besonders wert­
voll einzuschätzen, wobei der opti­
sche Eindruck dieser Nahrungsmittel 
oftmals etwas ungewohnt ist. 

Das Angebot der Vollwertnudeln 
sollte eine Abwechslung in der an­
gebotenen Kost darstellen. Es wurde 
von der überwiegenden Zahl der In­
haftierten der ]VA Tegel angenommen. 
Ausnahme waren wenige Gefangene 
der TA VI. 

Hochachtungsvoll 
Im AuftraQ 
Mewes -
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Insassenvertretung 
Haus VI 
In Zeiten wie diesen, wo eine 
mögliche f.leuordnung des Berliner 
Strafvollzuges ansteht, wo sowohl die 
Gefangenen als auch die Bediensteten 
auf die neuen Ausführungsvorschriften 
warten (insbesondere zu den §§ 10, 
13, 15, 35 und 160), bewegt sich 
hier in Tegel wenig. Die Organisa­
tionskonferenzen sind ab~eschlossen, 
es folgen die Koordinationskonferen­
zen - alles stagniert. So wird sich 
erst nach Abschluß und Auswertung 
der o. g. Konferenzen abzeichnen, 
wie es hier in Tegel weitergeht. 

Vorläufig brodelt nur die Gerüchte­
küche. Koppelt sich die SothA von 
den übrigen Häusern der ]VA Tegel 
ab? Werden die Aufnahme- und Ein­
weisungsabteilungen aus dem Haus VI 
wieder herausgenoi'!'UJlen oder werden 
die Häuser V und Vl gar Anstalten 
des offenen Vollzugs? Alles ist mög­
lich. Was geschieht mit den Lang­
strafern und Drogenabhängigen? Was 
geschieht mit der Frauenhaftal'lstalt? 
Fragen Uber Fragen, aber noch keine 
Antworten. 

Bei diesen Aussichten auf die völlige 
Umstrukturierung der Vollzugsanstal-

ten muß natürlich vieles - was auch 
für uns jetzt wichtig ist - hinten 
anstehen (z. B. Freistunde, Sprech­
stundenregelunq. R11diogrößen usw. ). 

So gibt es daher auch nichts Neues 
aus der TA VI zu berichten. Das 
einzige Neue - und sicher auch ein 
Novum hier in Tegel war ein 
Gespräch der Insassenvertreter mit 
der Anstaltsärztin von Haus VI. Der 
Anlaß dieses Gesprächs war ein Fall 
von Hepatitis und eine mögliche An­
steckungsgefahr. 

Gegen Hepatitis kann sich jeder 
Gefangene schutzimpfen lassen. 
Zweckmäßig ist das allerdings nur für 
Risikogruppen, insbesondere den Drc­
genabhängigen. Bei HIV-Positiven ist 
die Impfung - wie auch d1e Polio­
Impfung eher umstritten. Bei 
beiden Impfungen - man sollte kurz­
zeitig mit Übelkeit oder Durchfall 
rechnen - sollte man vorher mit dem 
behandelnden Arzt oder mi.t der 
Impfärztin im Haus V, Frau Dr. 
Klepper, sprechen. 

Ein Fall von fbc im Haus I li ließ 
uns nach den Intervallen der Schirm­
bilduntersuchungen fra~en. Hier 

Schach·Meisterschaften fn der JVA Tegel: 

erwartete uns eine Überraschung. 
Seit dem 1. Januar 1989 sind diese 
Schirmbilduntersuchungen nicht mehr 
Pflicht. sondern ausschließlich frei­
willig. Grund dafür ist eine 
bundeseinheitliche Verordnung. Dies 
geht soweit, daß noch nicht einmal 
die Neuaufnahmen in der JVA Moabit 
zur Schirmbilduntersuchung müssen. 
Hier ist allerdings eine große Gefahr 
fUr alle Gefangenen zu sehen, denn 
unter diesen Umständen können Tbc­
Kranke andere Gefangene leicht an­
stecken (das Infektionsrisiko ist bei 
Tbc recht groß) . So kann man nur 
raten, daß dlejenigen, die mit einem 
Tbc-Kranken in Berührung gekommen 
sind, sorgfältig auf ihren Körper 
achten. Bei Anzeichen von Husten, 
Müdigkeit, Fieber und Nachtschweiß 
muß sofort der Arzt aufgesucht 
werden! 

An dieser Stelle sollte noch einmal 
daran erinnert werden, daß es auch 
im Strafvollzug Vorsorgeuntersuchun­
gen gibt. Zum einen die sogenannte 
"Gesundheitsuntersuchung" für Gefan­
gene ~b dem 3.5. Lebensjahr und zum 
anderen die "Krebsvorsorgeunter­
suchung" für Gefangene ab dem lS. 
Lebensjahr. 

Da uns diese Frage öfter gestellt 
\o.tird, hier noch einmal: Jeder Gefan­
gene kann darauf bestehen, mit 
seinem Arzt alleine zu sprechen. 

Klaus Kahwoda 
f"ür die Insassenvertretung Haus ~'I 

Wir hatten ja schon prominente 
Schachspieler in Tegel .. . Axel Simon, 
der für seine geistige Freiheit die 
persönliche einbüßen mußte und 
Heinrich Burger, der für 'sein' Vater­
land mit der Freiheit bezahlte ... 

Werner Reichenbach im Knast 

Diesmal nun Werner Reichenbach. 
einer der besten Schachspieler 
Berlins. Er war aber nur als Gast da. 
Zum Abschluß der 1. Einzelmeister­
schaften im Schach in der JVA Tege1 
gab der Meister eine Simultanvorstel­
lung an 20 Brettern. Erwartungsvoll 
hofften die Experten aus Tegel, 
wenigstens ein Remis zu erspielen ... 
Nach zwei Stunden und zwei Minuten 
waren dann alle Träume ausgeträumt: 
20 : 0 fUr den Meister! 

In Tegel wird schon lange aktiv 
Schach gespielt, trotz aller Schwie­
rigkeiten im DetaiL Nun wurde zum 
ersten Mal genehmigt, daß die besten 
Spieler aus allen Häusern gemeinsam 
den \leister ermitteln durften. Club­
spieler (ex), Bundesligasoieler (ex) 
und Knastexperten maßen ihre 
Kräfte. Nach sieben Runden im 
Schweizer System waren die sechs 
Finalisten ermittelt, die nun - jeder 
gegen jeden - den Meister in harten 
Partien ausspielten. 

Die Organisatoren hatten sich eine 
Menge einfallen lassen. Preise wurden 
besorgt über Privatspender, Kaufhäu­
ser und vor allem die eva~elische 
Kirche !) sowie die Soz.päd.- Tegel. 
Die Preise wurden ohne Ansehen der 
Religion verteilt! Warum das so 
wichtig ist? Die katholische Kirche 
spendete nichts! Die ersten drei 
Plätze bekamen Urkunden, und Preise 
gab es für jeden Teilnehmer, Kaffee 
und Kuchen gehörten zum Rahmen der 
Siegerfei.er. Neben den Siegern gab 
es Sonderpreise fUr die beste Partie 

des Turniers, zwei Schönheitspreise 
und eine Auszeichnung für die beste 
Kampfpartie. 

Wir hätten auch Namen genannt -
lassen wir lieber: Datenschutz! Der 
Sieger allerdings konnte nicht per­
sönlich ausgezeichnet werden, auch 
eben Knast; er war zur Zeit flUchtig 

Was gibt es sonst noch zu sagen? 
\lierner Reichenbach hat in spritziger 
Weise Kurzparti.en, Eröffnungsfallen 
und Tricks am Demonstrationsbrett 
vorgestellt, so daß der Leiter der 
Soz.päd. Herrn Reichenbach spontan 
einen Vertrag als Trainer fUr eine 
Schachgruppe anbot - wie wir aller­
dings aus gut unterrichteten Kreisen 
erfahren, hintertreibt di.es Angebot 
eine kleine Gruppe von Bürokraten ... ! 

Das nächste große' Schachereignis 
soll der Pokal sei.n, der zu Ostern 
ausgespielt werden soll (16 Teil­
nehmer I l Runden). Die Ausschrei­
bung er-folgt in den Häusern. 

Wemer F'ieget, TA V 
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Brief eines 
Insassenvertreters 
Ende Februar erreichte uns der 
Brief eines lnsassenvertreters, 
den wir nachstehend abgedruckt 
haben . 

- d.Red.-

Hallo Lichtblicker! 

Flop ... ? Oder Streik .. . ? Oder Auto-
nome ... ? Oder GIV ... ? Oder was ... ? 

Eure Kritik in "Hoppelehen meint ... " 
kann ich sooo nicht hinnehmen, 
ohne daß die Hintergründe er­
hellt werden Ihr kennt die 
lnternas, und bisher haben wir, 
die Insassenvertreter der einzelnen 
Häuser-, immer- noch versucht, die 
Anfangskrankheiten bei der- Bildung 
einer Gesamtinsassenver-tr-etung (GIV) 
selbst zu bekämpfen (zur Zeit \vird 
gerade das Statut der GlV er­
arbeitet) . Sicherlich nicht leicht, 
denn gerade im Knast sind Groß­
mannssucht und Dilettantismus Ge­
sch\vister ... 

Durch Euren Kommentar habt lhr 
aber Öffentlichkeit hergestellt und 
das oft schon so falsche Bild über 
die Insassenvertreter (z. B. Radio 
Bambule/Radio 100) noch verstärkt! 
Ich denke, daß ich es allen Insas­
senvertretern schuldig bin, hier den 
Hintergrund zu erhellen, denn fast 
täglich haben sie gegen Unzuläng­
lichkeiten im Knast anzukämpfen -
und dadurch massenhaft Schikanen 
einzustecken ... , aber das ist ja 
bekannt! 

Die Hintergründe für die Streiks sind 
doch grundverschieden! Der erste 
Streik hatte eine breite Basis, weil 
die Leute im Haus 11 die Schnauze 
voll hatten1 Veränderungen für den 
"Müllkasten" Tegels forderten - und 
dabei konnten sie auf die große 
Solidarität der Mitgefangenen bauen! 
Der Funke sprang über ins Haus lll, 
teilweise in die Häuser IV, V und VI 

Selbst als am letzten Tag nur 
noch ein Streikender übrig war, 
wußte er, ich habe die Basis hinter 
mir! 

Sicherlich, es gab nur Teilerfolge, an 
denen jetzt schon wieder geknabbert 
\vird; aber es war ein Anfang, und er 
hat den Uneinsichtigen gezeigt : " ... 
alle Räder stehen still, wenn dein 
starker Arm es \vill ... !" 
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Dann kam der 6. Dezember in Sicht 
.. . Insassen und aktive Insassenver­
treter erfuhren von Leuten draußen 
(!), daß ein Streik geplant sei ... ! 
Dieser Streik ist im Kopf eines 
einzelnen in der Zelle ausgebrütet 
worden und an die Medien als 
"Beschluß der GIV" verkauft worden 
... ! - weil er meinte, er repräsen­
tiere allein die Stimmung der Gefan­
genen. - Und genau diesen Anfängen 
müssen \vir wehren1 Ohne Rückhalt bei 
der Basis, nur Stimmungsmache. So 
trafen sich die Insassenvertreter 
aller Häuser und berieten am 5.12.89 
die Lage. Für den StreiK gab es zu 
diesem Zeitpunkt bei den Leuten 
keine Meinung, zumal die Forderung 
mehr als nur Wischiwaschi war ... So 
mußte der Streik in die Hosen gehen, 
zumal ja die Presse schon infor­
miert war .. . Um zu retten, was zu 
retten war, haben die I.V.s sich dann 
kurzerhand für den Warnstreik ent­
schlossen. Das Ergebnis kennt ihr! 

"Eine \'laffe ist nur so lange scharf, 
\vie sie richtig und nicht zu oft ein­
gesetzt \vird . .. ", hat ein kluger 
Mann dazu bemerkt - \vie wahr! 

Unerwähnt darf nun aber dabei nicht 
bleiben, daß der Initiator des Streiks 
- fast schon klar - nicht streikte 
... ; er ließ sich krank schreiben ... , 
und auch nicht unerwähnt soll 
bleiben, daß der erste an diesem 
Tag, der zur Arbeit ging, ein Auto­
nomer war! "Werner, wer sind die 
Autonomen?", wurde ich in dieser 
Zeit immer \vieder gefragt, gefragt 
zu dem Zeitpunkt, als der Si,tzstreik 
ins Gespräch kam (siehe "Das Aller­
letzte" ) . .. Meine Antwort dann: 

"Ein paar Vereinzelte, die sich zum 
Teil zu den Wahlen als I.V.er ge­
stellt hatten und bei den Kollegen 

keine Stimme bekamen. Nur nannten 
diese Leute (man kann sie an den 
Fingern abzählen ) sich nun autonom; 
nur wenn man sich mal in der auto­
nomen Szene umhört, erkennt man 
schnell, daß dort niemand je bekannt 
war; aber der Name macht sich sooo 
gut, erweckt er doch dr-außen 
Solidaritätsgefühle Die Auto­
nomen hier \vissen nicht einmal, was 
"links denken" heißt! Einige 
Insassen, die sich dem Sitzstreik an­
schließen wollten, weil in ihren 
Häusern die Insassenvertretung ver­
sagt hatte - es fehlten ganz ein­
fach Informationen ( !) -, sind inz\vi­
schen Kandidaten für die LV. (z. B. 
Haus Ill) . 

\oJo Informationen nicht weitergegeben 
\verden, wo sie \vie "Geheiminfos" ge­
handelt werden, da ist der gewählte 
I.V.er falsch am Platz! Wem "die 
Meinung der Knackies am Arsch 
vorbeigeht", der muß weg! Nur eine 
starke Insassenvertretung ist in der 
Lage, hier in Tegel einiges zu be­
wegen, und dort auf die Finger zu 
klopfen, wo es nötig ist: Gesund­
heitswesen - Sicherheit am Arbeits­
platz Verpflegung soziale 
Kontakte und so vieles mehr ... ! 

Noch ein Wort zur Gesamtinsassen­
vertretung. Achtet darauf, daß die 
besten eurer Häuser dorthin delegiert 
werdenl Achtet darauf, daß sich 
kein Berufsfunktionärsknackietum 
breit macht!! Wahlen immer nur für 
ein Jahr, nicht \vie em1ge es 
wünschen - auf darüber hinaus län­
gere Amtsperioden! Wer gut ist, kann 
\viedergewählt werden, aber stets mit 
Zeitlimit. 

Die Frage ist, wofür lohnt es sich zu 
streiken ... ? ! Und da fallen mir dann 
sicherlich andere Werte ein, als die 
auf dem Flugblatt der Autonomen ... 
größeres Radio, mehr Essen . . . Hätten 
sie noch geschrieben ' 'besseres 
Essen"! Nein - ein Streik lohnt sich 
für: 

l . Die Einführung 
sicherung für 
bundesweit. 

einer Sozialver­
Strafgefangene 

2. Verbunden damit: Endlich normale 
Bezahlung der arbeitenden Gefan­
genen - bundesweit. 

3. Und letztlich die Abstellung aller 
Gefangenen auf 2/3 - \vie sie in 
der BRD gehandhabt \vird - für 
uns hier in Berlin. 

!. . Wenn sie doch nun kommt, die 
deutsche Einheit, dann mag auch 
sie kommen ... , die sooo lang er­
wartete Amnestie ... 

Rot/Grün sollte sehr viel weniger 
reden, nur Taten zählen! 

Werner Fiegel, 
ein Insassenvertreter 
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Am Dienstag, dem 30. Januar 1990, 
fand im Pavillion der Teilanstalt V1 
der Justizvollzugsanstalt Tegel eine 
Veranstaltung zu Problemen der· 
ausländischen Insassen im Strafvoll­
zug sta t l. Zu den Diskussionsteil­
nehmern gehörten u. a . der Vollzugs­
leiter der ]VA Teqel, der Teilan­
staltsleiter lll, die stellvertretende 
Teilanstaltsleiterin VI, zwei Vertreter 
aus der Senatsverwaltunq für Justiz, 
eine Abgeordnete und meh:ere An­
staltsbeiräte. Zu folgenden Themen 
sollte diskutier t werden: 

1. Die Ausländer können an den 
meisten Ausbildungsmaßnahmen 
nicht teilnehmen. 

2. Die drogenabhängigen Ausländer 
werden auf der Drogenstation 
nicht aufgenommen und nur selten 
zu externen Therapieeinrichtungen 
zugelassen. 

3. Die Ausländer werden in der 
Sozialtherapeutischen Anstalt in 
der Regel nicht aufgenommen. 

l. . Umsetzung der geänderten AVs zu 
Vollzugslockerunqen für Ausländer 
in die Praxis. 

S. Spezielle Betreuung und Freizeit­
gestaltung für ausländische Gefan­
gene durch geeignete Vollzugs­
helierlnnen und freie Mitarbei­
terlnnen. 

6. Fast alle Ausländer werden auf 
Grund ihrer Straftat abgeschoben. 

7. Es gibt keine(n)Sozialarbeiterlnnen 
in der ]VA Tegel. der/die über 

. türkische oder arabische Sprach­
kenntnisse verfügt. 

Was die Ausländer möchten, hatte der 
ausländische T.V.-Sprecher in einem 
Papier folgendermaßen formuliert : 

Das Recht auf Ausbildung soll nach 
dem Strafvollzugsgesetz auch für 
ausländische Gefangene gelten. Bis­
lang wurde eine Förderung von Aus­
bildungsmaßnahmen fUr Ausländer mit 
dem Hinweis, daß sie dem Arbeits­
markt nicht zur VerfUgung s tehen 
werden, abgelehnt. Mi tunt er haben 
die ausländischen Gefangenen schon 
Jahre in Berlin gelebt und hier gear­
beitet, wobei sie beruflich unter­
qualifiziert und somit benachteiligt 
waren. 

Die therapeutischen Maßnahmen, die 
der Strafvollzug bieten kann, sollen 
auch für ausländische Gefangene mit 
einer entsprechenden Problematik zu­
gängig gemacht werden. Ausländische 
Gefangene werden im Strafvollzug 
weitestgehend alleine ~elassen . 

Die drogenabhängigen Ausländer 
werden nicht zur Therapie zugelassen 
- weder int ern noch extern. Die 
drogenabhängigen Ausländer sind in 

Ausländer im Vollzug 
fast allen Fällen in dieser Gesell­
schaft süchtig geworden. Auch den 
drogenabhängigen Ausländern muß die 
Möglichkeit gegeben werden, hier 
eine Therapie anzutreten. In deren 
Heimatländern gibt es häufig keiner­
lei Therapiemöglichkeiten. 

Ausländische Gefan'Sene, deren Fami­
lien in Berlin leben und die sich hier 
in der Vergangenheit eine Existenz 
aufgebaut haben, werden aufgrund 
ihrer Straftat in der Regel abgescho­
ben. Diese Handhabung ist nicht nur 
eine Benachteiligung für die Gefan­
genen selbst, sondern zieht die 
gesamte Familie und das soziale 
Umfeld in Mitleidenschaft . Da auch 
sie durchschnittlich über 10 Jahre 
hier leben und verwurzelt sind. Bei 
einer Abschiebun~ werden nicht nur 
diese Menschen doppelt bestraft, 
sondern auch deren unbescholtene 
Familien. Besonders die Lage der 
Kinder, die hier aufgewachsen sind, 
und deren Zukunft verschlechtert 
sich und wird ungewiß. Das Grund-

recht "Schutz der Familie" muß auch 
für Ausländer gültig sein. 

Soweit die Ausführungen des auslän­
dischen I.V.-Sprechers. Die Probleme 
der ausländischen Insassen im Straf­
vollzug sind seit langem allgemein 
bekannt. Es steht jedoch auch 
unter dem neuen Justizsenat nicht 
danach aus, daß hier kurz- oder 
mittelfristlg mit Abhilfe zu rechnen 
ist. Das machte die Diskussionsnmde 
klar deutlich, die sich immer wieder 
an den Punkten "drohende Abschie­
bung" und "Sprachschwierigkeiten" 
drehte. Abhilfe kann aber der Justiz­
senat auch nicht alleine schaffen, 
sondern in einzelnen Bereichen nur 
in Zusammenarbeit mit Arbeitsamt und 
Ausländerbehörde. Doch unter den der­
zeitigen Umständen ist eine Zulassung 
von Ausländern zu Vollzugslockerun­
gen als Farce anzusehen, so lange es 
dafür u. a. an Voraussetzungen wie 
z. B. Therapie- und Ausbildun~smög­
lichkeiten und auch an qualifizierten 
~litarbeitem im Vollzug mangelt. -rdh-

;Jt. ft_o l/e_ .fo sd<" d~f dl~ 
ar111.~11.. ;j{(ii~tler nt'dtt qvfjav'~Se11. 

ltltY~e;z ! S(dl A't'y //""! d;)n~t /<Jn11 k~-t 
tt;iv dils 2tinmer n vr 11.1:1~ 
an dneM Pev!.rdte~-t 1/~r~n le/eY? t 
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Doppelt gefilmt • • • 
Mehrmals im Jahr kommt ein Fotograf 
in die Justizvollzugsanstalt Tegel und 
bietet mteressierten Gefangenen im 
Sprechzentrum seine Dienste an. Es 
handelt sich dabei um die Fa. "Foto­
Hönicke". Leider muß man sich 
per Vormelder einige \'lochen vorher 
anmelden, weil die Kosten für die 
Fotos gesperrt werden müssen. Die 
meisten Gefangenen "rissen kaum, 
wann der Fotograf mal kommt. denn 
einen Aushang am schwarzen Brett 
sieht man nur sehr selten - und die 
Preise sind den wenigsten bekannt. 

Filmtitel 

Deshalb wollen 
Fotografen hier 

Paßbilder 

4 Stück 

6 Stück 

Postkarten 

3 Stück 

6 Stück 

wir das Angebot des 
einmal vorstellen: 

s/w farbig 

D:-.1 10,- DM 14.-

DM 12.- DM 17,-

s/w farbig 

DM 20.- DM 32.-

Dt-1 35.- DM 50,-

Aufführung am 

Nacht der Wölfe ................................ 14. 04.1990 
Gorillas im Nebel ... ..... ........... . •......... 12.05.1990 
Copkil.ler .............. . ... ................. ... 2.06.1990 
Dirty Harry .............. ...................... 14.07.1990 
American Werewo1f ..... . ........................ 11.08.1990 
Der Wolf hetzt die Meute ....................... 15.09.1990 
Blind Date ..................................... 13.10.1990 
Harry und Sally 17 .11. 1990 
Asterix bei den Briten ...... ................... 15.12.1990 
Skin deep ...................................... 19.01.1991 
Taxidriver ..................................... 16 . 02.1991 
Bullit .......... .. ... ...... ....... ..... ........ 16.03. 1991 
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Zu den Preisen ist eigentlich nichts 
zu sagen. Es sind tatsächlich Durch­
schnittspreise, wie wir anhand einer 
kleinen Umfrage feststellen konnten. 
Die Negative zu den Fotos gibt es 
allerdings nicht mehr dazu - wie es 
früher mal war. Man kann sich aber 
noch Abzüge machen lassen, jedoch 
zu total überteuerten Preisen, wie 
einer unserer Leidensgenossen erst im 
Dezember feststellen mußte. 

Auf Anfrage per Vormelder bekam er 
nach 10 Tagen über den Gruppen­
leiter die Telefonnummer des Foto­
grafen und rief dort an. Er fragte 
höflich nach, ob er noch AbzU~e 
(Postkarten) haben könnte und \.1e 
das vonstatten gehen soll und was 
ihn ein Abzug kostet. Der Fotograf 
teilte ihm mit, daß er die Kosten im 
voraus auf sein Postgirokonto 
überweisen muß, und daß er nach 
Eingang des Geldes die Abzüge 
fertigt und sie per Post" zusendet. 

Beim Preis pro Abzug mußte der 
Gefangene sich aber erst mal hin­
setzen, denn was er da durch den 
Apparat hörte, wollte er zuerst nicht 
glauben. Aber er hatte sich nicht 
verhört: FUr je einen Abzug vom 
Kleinbild-Negativ nimmt Foto-Hönicke 
DM 5,-! Aber mit uns kann man es ja 
machen, da wir auf ihn anqewiesen 
sind. So bestellte der Gefangene 12 
Abzüge und überwies DM 60,-! 

Man fragt sich nur, ob der Fotograf 
diese Preise auch draußen verlangt, 
oder ob das nur Preise für Häftlinge 
sind? Letzteres wird wohl eher zu­
treffen. Wir schauten in den 
Anzeigen der Tagespresse nach und 
fanden dort Angebote fUr Abzüge 
vom Negativ auf Postkartenformat 
von DM 0,39 Uber DM 0.49 bis 
DM 0,59. Ein deutlicher Unterschied. 
Die Preise sprechen für sich. Wir 
werden ausgebeutet, da der Fotograf 
hier das Monopol besitzt - genau wie 
der Einkauf. Daß dies unter den Augen 
der Justiz passiert, ist doch sehr 
merkwürdig. \vird es stillschweigend 
geduldet oder hat die Senarsverwal­
tung für Justiz bisher davon noch 
nichts mitbekommen? Würde vielleicht 
unsere J ustizsenatorin für einen 
Abzug vom Kleinbild-Nesativ den 
lOfachen Preis zahlen ... ? 

-spe-
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Es mag Vielleicht unpopulär er­
scheinen, die Drogensta lion der JV A 
Tegel, von defätistischen Geistern als 
"Knast im Knast" verschrien, als 
"Chance" darstellen zu wollen; Tat­
sache bleibt jedoch, daß dies der 
einzige Bereich der JVA ist, der 
drogensüchtigen Strafgefangenen die 
Möglichkeit bietet, sich mit ihrer 
Problematik zu befassen. 

Die Betonung liegt unter anderem 
darauf, sich selbst ( 1) mit seiner 
Drogensucht zu beschäftigen. Zwar 
wird ein umfangreiches Behandlungs­
angebot gestellt , aber die Annahme 
~er Hilfestellung ist abhängig von 
der Bereitschaft des jeweiligen 
Klienten, sich von seiner Sucht lösen 
zu wollen. 

Das setzt natürlich eine gewisse 
Freiwilligkeit voraus, den Willen, 
ohne Drogen leben zu wollen. 

Nun kann man sicher nicht 
erwarten, daß das Klientel der 
Drogenstation von heute auf morgen 
durchgehend drogenfrei ist. Hier 
handelt es sich schließlich um Süch­
tige, die gerade erst für ihre Pro­
blematiken sensibilisiert werden 
sollen. Cleane UKs (Urinkontrollen -
d. Red. ) als Motivationsbeweis sind 
zwar wünschenswert, Rückfälle 
können allerdings in der ersten 
labilen Phase nicht ausgeschlossen 
werden; daher wird hier auch mit 
Rückfällen - sofern sich der Klient 
den Behandlungsmethoden gegenüber 
aufgeschlossen zeigt - gearbeitet. 

Was nicht toleriert werden kann, 
ist ausgeprägtes Suchtverhalten und 
erkennbare Resistenz bezüglich der 
Drogenfreiheit, der fehlende Wille 
zur Drogenabstinenz also. 

Gewisse Kreise mögen nun ein­
wenden, man sei doch hier schließ­
lich im Knast usw., aber es wurde 
noch niemand gezwungen, sich in den 

Ut, dv1 t"dt binJ·etzt 
in 'ner Irr~ dul"l Th.ert!I!Jie­
~r?te! St~l(l~l dv vnbdir?Jt 

avdt. ltt"n.&elt~t11 ~ 
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Drogentherapie im Knast 
Die Drogenstation der TA VI zwischen Anspruch und Realität 

drogenfrei gewünschten Bereich zu 
begeben. Dies geschieht grundsätz­
lich auf freiwilliger Basis. Gewünscht 
wird eine deutlich erkennbare Moti­
vation zur Erfassung der eigenen 
Suchtproblematik und die Bereit­
schaft, sich auf die Konzeption des 
Drogenbereichs einzulassen. 

Nun soll man aber nicht denken, 
daß man dort das entsprechende 
Entertainment findet, wichtig ist eine 
weitreichende Eigeninitiative. Das 
heißt, man muß weg von der üblichen 
Erwartungshaltung und selbst aktiv 
eingreifen; also nicht behandeln 
lassen, sondern handeln. Die Drogen­
station bietet hier eine echte Alter­
native zur klassischen Psychoterror­
Langzeittherapie. 

Der Drogensüchtige kann sich 
soViel Therapie nehmen wie er will 
oder braucht, so lange ein ge\-ri.sses 
Minimum von ihm geliefert wird. Der 

ltfl ~ Wieso prqvdt. t"d1 d~n 
ne l/t.~Y4fl~-~rvt~? /d,.ßit/ 
m1'd1. dP&I-t ith Avden/d,d<­
i-ibedravi?f hfdtl v~rwPid ... 
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Drogensüchtige . kann sich schon 
während seiner Strafzeit auf ein 
Vielleicht drogenfreies Leben vor-

. bereiten. Er kann sich durch ent­
sprechende Initiativen· sogar wirk­
liche Zukunftsperspektiven schaffen; 
so sind beispielsweise auf der 
Drogenstation resozialisierungsför­
dernde Projekte wie "SPATZ e . V." 
und das "Projekt 89" entstanden. 

Die Drogenstation sollte nicht als 
Wartesaal oder Übergangseinrichtung 
gesehen werden, sondern - je nach 
Anspruch - als Testfeld oder Thera­
piemöglichkeiL 

Therapie auf der Drogenstation -
warum eigentlich nicht?l 

Es wäre wünschenswert, wenn sich 
dieser Aspekt in der Konzeptions­
überarbeitung widerspiegeln würde. 

Michael Segner 

/1.:tdt dir- lf'E~Yiib~r-Htal 
kethe .fbw~t ... 

das KYI'Y~~'~ 4/e tla 
,fth()l'\ hth.. ( 
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------·-----... ----- -

----I -----f ·­-... _ _. __ ....., -~ - _..,. -- ------
-- -- -- ...,. _ - - -- -- -• In der Nacht vom 6. zum 7. • 

t· --- --- --- --- - - - - • Februar 1990 verstarb ein :-
~ .._.Jl", .. --~· , _.,::-._ .."_-, ADIEU - • Insasse der Sozialtherapeuti- = 
- - - - - - --.. • -..: sehen Anstalt an einer Über-

• COMPI.J'l'ERN WIEDER ERLAUBT •-- Nach 7 1/2 Jahren Seelsorge -• dosis Rauschgift. Ein Bedien- :.. 
l • •, -_- verläßt der zuletzt im Haus ll -• ssete

1
.nteerr Zefa

11
ned toiht naufm. orgens in •.-! 

-- Hinstehtlieh der Zulassung von tätige Pfarrer Beesk die • • ·-
-: Computern hat die Senatsver- ::... Justizvollzugsanstalt Tegel zum = 

• \"altung für Justiz mit An- ·-- Aufbau einer neuen Gemeinde -• 
1 schreiben an alle Berliner - in Reinickendorf. 
~ Vollzugsanstalten im Dezember ',:-' t:~ 

1 
• • folgende Anordnung getroffen: •-:. 

1 • "Ln vorbezeichneter Angele­
- genheit wird die Anordnun~ 
-: vom 15. Juli 1986 aufgehoben . 

• Stalt dessen bitten wir bei 
~ der Zulassung von Computern 
- iolgende Gesichtspunkte in 

• dor-tiger Zuständigkeit zu be-

·­-· - ·'* .. ·­-·­-·­.. ·­-

1'\1111 1 .... -· -· .",.. ... -· .... 
~· ... -· 

Ein noch herbeigerufener 
Bereitschaftsarzt stellte fest. 
daß Themas H. bereits wahrend 
der Nacht verstorben war. Ln 
dem Haftraum fand man eine 
Spritze . einen Löffel und ein 
blutbeflecktes Stück Papier. 
Daraus folgerte man, daß 
Themas H. an einer Überdosis 
starb. Das Obduktionsergebnis 
bestätigte im nachhinein die 
Annahme. 

• -• -.... 
• -• -·-• -• -·-• -1 • rUcksichtigen: ·­-auf den ::-

Er war vielen Gefangenen über 
all die Jahre Helfer. in der Not 
und Ansprechpartner bei Pro­
blemen. In seiner letzten 
Wochenschlußandacht äußerte 
er, daß hier menschliche Hilfe 
spontan nur möglich ist, wenn 
man sich nicht immer ver­
krampft an starre Regeln hält 
und gab das an die anwesen­
den Beamten weiter. -· . Nach Einschätzung von Voll- -

-.;_ 1. Computer dürfen 
• Hafträumen 

• installiert •-­
werden, wenn eine beson- •-

. --:: zugsbediensteten galt Themas • • 
-• H. seit längerer Zeit als dro- :.. 

i -• ders gründliche Prüfung des · ---­
Gefangenen und der inso- .,. 
weit bestehenden Gefahr •-­
des Mißbrauchs zu straf- •-­
baren Handlungen erfolgt • ­

Der bei dieser ~ndacht auch 
zu Wort gekommene katholi­
sche Pater Vincenz war ganz 
aufgelöst und verabschiedete 
einen Freund und Nachbarn. 
Pfarrer Beesks \vorte darauf­
hin: "Auf daß sich 1m Rahmen 
der weltweiten Vereinigungen 
und Wiedervereinigungen end­
lich auch unsere Kirchen ver­
einigen werden!" - Amen. 

-• genfrei. • 
- · -rdh- = --- ---- -- ----• • ~ • -• ist. 

• 2. Die Zulassung von Compu-
~ tern soll vornehmlich zu 

I 

-• 
• 

Zwecken der Aus- und 
Fortbildung erfolgen. 

.,.;:; Insoweit erachten wir es für 
sinnvoll, insbesondere Gefan­
genen, die an Computergruppen 

• 
-• 

""' 
• in den Anstalten teilnehmen 

oder den Computer für son­
stige Fortbildungszwecke be-

• 
-• • nutzen und insoweit fachlich 

~ 
betreut werden, die Möglich­
keit des Zugangs zu Computern 
in Hafträumen oder in son--• 

I 
1;: 

• stiger Weise in der Anstalt zu 
gewähren. 

I 

-• lm Auftrag 
• Krebs" 

'I!. Es wurde auch langsam Zeit , 
-: die Anordnung von 1986 auf-

I 
1::: 

• zuheben, die es einem so gut 
wie unmöglich mß.chte, von der 
Anstalt die Genehmigung fur 
den Besitz eines Computers zu -• 

• bekommen. Anzumerken ist 
'.e::. noch, daß die neue Anordnung 
-,: Anfang Januar in Tegel bei 

der Anstaltsleitung eingetrof-
• fen ist. Bekannt wurde sie zu­

·- fällig Ende Februar. Auf e10e 
• offizielle Bekanntmachung 
• warten wir heute noch, Anfang 

März. -rdh-I 
c -

- - - .. ---- --- --- --=---,.. ,.._ -. ,._ -"..". __ ., --- - _ _.. -~ ·­-·­ - --, _ ___ 
- I ·­-·­ -blk-

- ALLES WIRD BESSER, 
NlCFrrS WIRD GliT 
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Im Februar erhielten die ln­
sassenvertretungen der ]VA 
Tegel ein Schreiben der 
Senatsverwaltung für Justiz 
mit dem Entwurf einer Neu­
fassung der Ausführungsvor­
schrift zu § 10 Strafvollzugs­
gesetz zur Kenntnisnahme. Die 
eventuell darüber vorhandene 
Freude wurde jedoch durch 
den Text des Begleitschreibens 
zum Teil nicht unerheblich 
getrübt. 

·­-·­ -- --- --- -· -----tll]!_ -~ -­:..- FKK 
-.... -

m' ~ -· ·­-·­-·­_, ·­-·­-·­-·­-·­-·­-·­-·­--·­-·--·­-·--·--·­-·--·--"­.. 

Zur Freude der dort beschäf­
tigten Damen lief ein splitter­
nackter .Mann durch die TA IV. 
Statt einer leider üblichen 
Taschenkontrolle beim Ein­
rücken ins Haus nach der 
Arbeit, verlangten die kontrol­
lierehden Beamten bei einem 
Insassen eine Leibesvisitation. 

Der empfand das als gezielte 
Schikane und reagierte prompt. 
indem er sich sämtlicher 
Bekleidung entledigte, die ver­
dutzten Beamten stehen ließ 
und als Flitzer seinen Haft­
raum aufsuchte. Daß daraufhin 
eine Therapeutin die Eröffnung 
einer FKK..:Cruppe vorgeschla­
gen haben soll, wurde von 
offiziel1er Seite noch nicht 
bestätigt. Doch wir danken 
unserem Mitgefangenen für die 
anregende Aktion. -blk-

--L '01 -· --:.."': Ln dem Brief heißt es nämlich, 
- daß diese Vorschrift erst in 
- Kraft treten wird können, 

, .. wenn "im Rahmen der beab­
- • sichtigten Strukturverände-

- rungen im Berliner Strafvoll-
- zug die Arbeitsbedin15Ungen 

~~t "' des offenen Vollzuges sowohl 
-:.; in räumlicher, als auch in 

- personeller Hinsicht entschei-
dend verbessert" worden sind. 

~ ...... -· --~ ,,.. -· --: "' -· 

Lmmerhin gibt es nach einem 
Jahr rot/~em Senat einen 
Entwurf <!U einer AV. Nur wann 
er in Kraft treten wird, das 
kann keiner sa_gen. Es kann 
sich al)er nur um Jahr~ handeln ... 

-rdh-
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Mittlerweile ist es uns dank einer 
Kleinen Anfrage des AL-Abgeordneten 
Albert Eckert und der darauf er­
folgten Anweisung der Senatorin für 
Justiz gelungen, bei der Anstalts­
leitung durchzusetzen, daß hier 
demnächst Wahlen für die erste 
Insassenvertretung stattfinden. Über 
unseren Entwurf einer hier arbeits­
fähigen l:V. wird zur Zeit auf 
Anstaltsleiterebene beraten. 

Allerdings sind wir jetzt schon 
sehr skeptisch, ob unsere Anregungen 
und Verbesserungsvorschläge in dem 
Konzept für die LV. auch gebührend 
Niederschlag finden, denn bisher hat 
sich unser Teilanstaltsleiter nicht 
gerade hervorgetan, was Reform­
vorschläge von seiten der Gefangenen 
betrifft. Im Kleinigkeiten geneh-

Haus 11-JVA Moabit 
Bericht eines Insassen aus dem Verwahrvollzug 

migen für einzelne Gefangene mag er 
teilweise (aber auch viel zu selten) 
mal eine poslttve Entscheidung 
fällen, doch wenn's um allgemeine 
Verbesserungsvorschliige geht, hat er 
nicht den Mut, die hier leider noch 
immer herrschenden menschenunwürdi­
gen Haftbedingungen zu verbessern. 
Doch was soll" man schon von einem 
Anstaltsleiter und seinem Mitarbeiter­
stab erwarten, wenn sie sich jahre­
lang hinter verschlossenen Türen 
abgekapselt haben. 

Unter dem Mitarbeiterstab sind in 
diesem Falle die Sozialarbeiter zu 
verstehen, die es sich teilweise in 
wunderschön eingerichteten Büros ge­
mütlich gemacht haben, fernab von 
den Gefangenen - alle auf einem 
Flügel! Na ja, da hat man es dann 

auch nicht so weit, um bei dem 
Kollegen nebenan mal schnell ein 
Kaffeekränzchen abzuhalten. 

Üblicherweise sollten die Büros 
der Sozis doch wohl auf den jewei­
ligen Stationen sein, damit sie auch 
präsent und vor allen Dingen er­
reichbar sind bei akuten Problemen 
der Gefangenen. Doch im Moabiter 
Haus ll ist das natürlich alles ganz 
anders. Hier richten sich ja auch die 
Zuständigkeiten der Sozialarbeiter 
nach den Anfangsbuchstaben der 
Gefangenennamen. \'las - für ein 
Quatsch, denn schließlich lassen sich 
Probleme nicht nach Buchstaben ein­
ordnen! Es wäre doch wohl ein 
leichtes, auf jeder Station eine Zelle 
in ein Büro umzufunktionieren, wie es 
in Tegel üblich ist. Die dadurch frei­
werdenden Büros der Sozialarbeiter 
könnte die pädagogische Abteilung 
dann wiederum für Gruppenaktivitäten 
nutzen oder noch besser, zu Gruppen­
räumen umfunktionieren! Das eine 
schließt das andere ja nicht aus. 

Wenn man unserem Teilanstalts­
leiter, Herrn Maass, aber solche Vor­
schläge macht, dann redet er sich 
hauptsächlich mit dem Argument her­
aus, daß so was nur im Wohngruppen­
vollzug machbar ist oder einen Sinn 
hat. Langsam müßte er aber merken, 
daß dieses Vorschieben des Wohn­
gruppenvollzuges ziemlich abgelatscht 
ist und unseres Erachtens nur dazu 
dient, Reformbestrebungen zu ver­
zögern. 

In Tegel, z. B. Haus U, gibt es 
auch keinen Wohngruppenvollzug. 
Dort herrscht (leider auch noch) 
Venvahrvollzug wie im Moabiter Haus 
ll. Dennoch leben die Gefangenen 
dort unter ganz anderen Bedingungen 
als hier, was uns völlig unverständ­
lich ist, denn schließlich b~finden 
sich in beiden Häusern Strafgefan­
gene! In Tegel ausschließlich, in 
Moabit Haus li mit wenigen Aus­
nahmen auch Untersuchungsgefangene. 
Hier kurz einige Beispiele der unter­
schiedlichen Haftbedingungen der 
beiden Häuser mit Verwahrcharakter: 
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ln Tegel haben Arbeiter die Mög­
lichkeit, sich nach Feierabend in 
den Gruppenräumen oder bei Mit­
häftlingen in den Zellen zu 
treffen - bis 22 Uhr. lm Moabiter 
Haus ll \verden Arbeiter nach der 
Arbeit sofort eingeschlossen 
\vas in der Regel um 15 Uhr ge­
schieht. Der Tag hat sich somit 
erledigt' 

ln Tegel haben alle Nichtarbeiter 
zusammen Freistunde. ln Moabit 
werden die Freistunden stations­
weise abgehalten (was das für ein 
Personalaufwand ist ... ) . 

In Tegel können die Häftlinge 
jeden Tag duschen ohne 
Aufsicht. In Moabit können sie 
nur zweimal pro Woche duschen. 
Und nur in Begleitung sowie unter 
Aufsicht von jeweils zwei Bedien­
steten, die dafür extra abgestellt 
sind (\vas das für ein Personal­
auf\vand ist ... ) . 

ln Tegel können die Häftlinge in 
ihrer Freizeit ohne Aufsicht Sport 
treiben. In Moabit wird's mit der 
Begründung abgelehnt, man könne 
sich ja verletzen. Außerdem 
findet hier die Freizeit hinter 
verschlossenen Türen statt; jeder 
für sich allein, natürlich! 

In Tegel kann sich jeder Häftling 
heißes Wasser für seinen Kaffee 
oder Tee aus der Spülzelle holen, 
wenn er es braucht. Hier müssen 
\vir die Thermoskannen vor die 
Tür stellen und bekommen sie oft 
nur mit lauwarmem Wasser gefüllt. 
Die Spülzellen sind für uns tabu! 

In Tegel befinden sich in jeder 
Spülzelle Kochplatten, die es den 
Häftlingen ermöglichen, sich zu­
sätzlich zur Anstaltskost auch mal 
selber etwas zu kochen. In Moabit 
befindet sich in keiner einzigen 
Zelle ein Kocher, denn die Spül­
zellen sind tabu! 

Tegeler Strafgefangene können 
beispielsweise auch unbeobachtet 
ihre Toiletten benutzen, da die 
Türspione verschlossen sind. In 
Moabit muß man jederzeit damit 
rechnen, daß einem die "Schlie­
ßer" bei der Verrichtung der 
Notdurft zuschauen, denn hier 
muß man mit erheblichen Repres­
salien rechnen, wenn man den 
Türspion verklebt. 

Das Licht wird in Tegel seit 
Jahren nicht mehr um 23 Uhr aus­
geschaltet, obwohl es dort auch 
noch keine Lichtschalter inner­
halb der Zeilen gibt (aber nur in 
den Altbauten d. Red. ). Es 
genügt ja auch ein leichtes 
Drehen an der Glühbirne, und das 
Problem ist gelöst . In Moabit ist 
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das anscheinend nicht machbar, 
denn wer es hier wagt, die Birne 
rauszudrehen, weil er vielleicht 
schon um 21 Uhr schlafen will, 
wird um 23 Uhr wieder unsanft' 
ge,.,eckt. 

Tegeler Strafgefangene des Hauses. 
ll können mindestens einmal pro 
Woche unbeaufsichtigt telefonie­
ren und haben Telefonkabinen auf 
den Fluren. ln Moabit werden 
Telefonate nur in begründeten 
Ausnahmefällen genehmigt, \vas 
dann auch noch recht selten 
geschieht. Die Telefonate können 
nur im Beisein eines Sozialarbei­
ters durchgeführt werden, und 
zwar höchstens bis 16 Uhr. Da­
nach besteht überhaupt keine 
Telefonmöglichkeit mehr, obwohl 
es dringend angebracht wäre, für 
die Abendstunden Telefonmöglich­
keiten zu schaffen, da die An­
gehörigen der Inhaftierten größ­
tenteils berufstätig sind. 

Nichtarbeiter haben in Tegel die 
Möglichkeit, sich tagsüber im 

Gruppenraum aufzuhalten. In 
Moabit haben sie nicht einmal die 
Möglichkeit. sich beim Nachbarn 
einschließen zu lassen. 

In Tegel können die Häftlinge am 
Wochenende den ganzen Tag zu­
sammen sein. ln Moabit nur 
jeweils eine Stunde samstags und 
sonntags. Das trifft ganz beson­
ders die Arbeiter, da sie ja die 
ganze Woche über ihren Teil zur 
Aufrechterhaltung des Anstalts­
betriebes beitragen. Als Belohnung 
dafür werden sie dann auch noch 
zum Wochenende eingeschlossen. 

Da kann einem doch alles ver­
gehen - besonders die Motivation zur 
Mitarbeit am VollzugszieH 

Anhand der aufgeführten Beispiele 
ist wohl deutlich geworden, wie 
unterschiedlich die Vollzugspraxis in 
den beiden Verwahrhäusern aussieht. 
Und unser Teilanstaltsleiter, Herr 
!llaass, redet sich aus allem mit dem 
Hinweis auf den geplanten \'lohn­
gruppenvollzug heraus. Da ist es 
schon verwunderlich, daß er es 
bisher nicht einmal geschafft hat, 
den Vollzugsalltag im ~oabiter Haus 
11 dem des Tegeler Hauses 11 anzu­
gleichen. 

Doch seit geraumer Zeit gibt es 
ja hier diese sogenannten Organisa­
tionskonferenzen, in denen über 
Umgestaltungsmöglichkeiten nach­
gedacht werden soll. Aber die Teil­
nehmer dieser Runde interessieren 
sich ja mehr für das Haus VI in 
Tegel, das sie vor einiger Zeit be­
sichtigt haben. Und dieser Neubau ist 
ja nun wohl überhaupt kein Ver­
gleich für den veralteten Moabiter 
Backsteinbau und den hiesigen Ver­
hältnissen. Außerdem sind \vir der 
Meinung, daß sich die Organisations­
konferenz neben längerfristigen 
Zielen, wie Einführung des Wohngrup­
penvollzuges, auch und vor allem mit 
dem sofort Machbaren sowie nicht mit 
Kosten verbundenen Reformvorschlä­
gen beschäftigen sollte. Bisher haben 
die Organisationskonferenzen für uns 
jedenfalls noch keine spürbaren 
Ergebnisse oder gar Erleichterungen 
gebracht (traurig, traurig!) . 

Aber immerhin hat sich für diesen 
Monat (Februar - d. Red. ) die Senats­
verwaltung für Justiz unter Leitung 
des Herrn Freisewinkel zu einem 
Besuch und einem Gespräch am 
"runden Tisch" angesagt. Wir warten 
schon sehnsüchtig darauf und hoffen, 
daß es keine einmalige Angelegenheit 
bleibt. 

1n diesem Sinne 
folgt. 

Wolfgang Adler 

Fortsetzung 



Berliner Abgeordnetenhaus 
Landespressedienst 

Kleine Anfrage Nr. 801 des Abgeordneten Albert Eckert 
(AL) vom 11.12.1989 über " Insassen/-innenvertretungen in 
den Haftanstalten": 

1. ·a) Teilt der Senat die Auffassung, daß den demokra­
tisch legitimierten Vertretungsorganen der Gefan­
genen, den Lnsasslnnenvertretungen, mindestens die 
ihnen nach dem Strafvollzugsgesetz eindeutig zu­
kommende Beachtung zuteil werden muß und deshalb 
eine deutliche Abkehr von der Ver- und Behinde­
rungspolitik des Vorgängersenats erforderlich ist? 

b) Falls ja, was hat der neue Senat bereits unter­
nommen und was gedenkt er zu tun? 

2. Welche besonderen Einrichtungen zur Selbstorganisation 
ausländischer Gefangener gibt es oder sollen aufgebaut 
werden? 

3. a) \'lird der neue Senat sicherstellen, daß endlich 
Insassi nnenvertretungen einzelner Teilanstalten sich 
ungehindert regelm~ßig in einem eigenen Raum 
treffen können und Gesamtinsassinnenvertretungen 
bilden können? 

b) Teilt der Senat die Ansicht. daß zur Erfüllung der 
Vertretungsaufgaben der Insassinnenvertretungen ein 
landesweiter Kontakt und Zusammenschluß mit 
monatlichen Treffen der Insassinnenvertretungen der 
einzelnen Anstalten sinnvoll und notwendig ist? 
Falls nein, warum nicht? 

c) Sollten nicht auch lnsasslnnenvertretun15en für den 
Kontal<t untereinander und mit Behörden den Dienst­
postweg benutzen dürfen? 

d) Teilt der Senat die Ansicht, daß allen Insassinnen­
vertretungen ein eigenes Öffentlichkeitsrecht zu­
kommt, sie sich jederzeit unzensiert an die Öffent­
lichkeit wenden und zu Pressekonferenzen einladen 
können? - Falls nein, warum nicht? 

L. a) \'leshalb dürfen Insassinnenvertretungen entgegen 
den von der Justizsenaterio bei ihrem Anstalts­
besuch in Tegel gemachten Versprechungen nicht an 
den sogenannten "Organisationskonferenzen" teil­
nehmen? 

b) Gedenl<t der Senat, gegebenenfalls auf andere \'leise 
Insassinnenvertretungen an der von der Koalition 
vereinbarten justizvollzugsrefonn zu beteiligen? 

5. In welcher Weise gedenkt der Senat die von AL und 
SPD im Haushalt 1990 vorgesehenen DM 10 000,- für 
Insassinnenvertretungen zu verteilen? 

6 . a) Teilt der Senat die Auffassung, daß Behinderungen 
der Vorbereitung der Wahl von Insassinnenvertre­
tungen nicht hinzunehmen sind, sondern solche Vor­
bereitungen in allen Vollzuqsbereichen grundsätzlich 
nach Kräften zu fördern sind? 

b) Welche Möglichkeiten sieht der Senat, um auch in 
Anstalten, in denen oft die Hälfte der Belegung 

-

rasch wechselt, funktionsfähige Selbstorganisations­
und Vertretungsstrukturen aufrechterhalten zu 
können? 

c) Tetlt der Senat die Auffassung, daß die Verlegung 
(auch deren Androhung!) einzelner Gefangener zur 
Behinderung der Wahl oder der Arbeit von In­
sasslnnenvertretungen rechtswidrig und undemol<ra­
tisch ist? 

7. a) Ist dem Senat bekannt, daß in der Teilansta1t 11 
der JVA Moabit etwa 250 von ca. 300 Gefangenen 
durch Unterschrift ihren Willen bekundet haben, dort 
eine Insassenvertretung zu gründen? 

b) 1st dem Senat ferner bekannt, daß der zuständige 
Teilanstaltsleiter die Bildung einer Insassenvertre­
tung anfangs wegen angeblich mangelndem Interesse 
der Gefangenen (!) ablehnte und sie dann später 
von der Umstrukturierung der Teilanstalt ll in einen 
Wohngruppenvollzug abhängig machte C....robei völlig 
unklar blieb, wann das geschehen soll)? 

c) Teilt der Senat die Auffassung, daß Teilanstalts­
leitern solche Flexibilität und Phantasie in der 
Argumentationsweise in anderen Bereichen besser 
anstünde? Wie sonst bewertet der Senat diese 
Behinderung der Bildung einer lnsassenvertretung? 

Antwort des Senats vom 27.12.1989 (einl;egangen beim 
Abgeordnetenhaus am 29.12.): 

Zu 1.: Der Senat ist der Auffassung, daß die Gefangenen­
mitverantwortung im Sinne des § 160 Strafvollzugsgesetz 
ein v,richtiges Element der Vollzu~sgestaltung darstellt. 

Ziel der Gefangenenmitverantwortung soll es sein. das 
Verantwortungsbewußtsein der Gefangenen gegenüber 
anderen und die Berertschaft zu positiver Mitarbeit im 
Vollzug sowie eine Erreichung des Vollzugszieles anzu­
regen und zu fördern. Die DurchfUhrung der Mitverant­
wortung soll auch dazu beitragen, das gegenseitige Ver­
stlindnis zWischen Gefangenen, freiwilligen Mitarbeitern 
und justizvollzugsbediensteten zu stärken. 
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In letzter Zeit hat es nicht unerhebliche Bemühungen 
gegeben, auch dort, wo bisher keine Insassenvertretungen 
bestanden haben, die l(cnstituierung solcl-ter Gremien zu 
fördern. 

Derzeit werden die bestehenden Rahmenrichtlinien zu § 
160 Strafvollzugsgesetz überarbeitet. Die neu gestalteten 
AusfUhrungsvorschriften, die den Anstalten zu einer ab­
schließenden Stellungnahme vorliegen, dienen u. a. dem 
Zweck, die Arbeit der Insassenvertretungen zu fördern 
und zu effektivieren. 

lm übrigen sei beispielhaft fUr den hohen Stellenwert, 
den der Senat der Arbeit der Insassenvertretungen bei­
mißt, darauf hingewiesen, daß im Jahre 1989 erstmals den 
Insassenvertretungen der JVA Teqel Gelegenheit gegeben 
wurde, im Rahmen einer Pressekonferenz der Öffentlichkeit 
ihre Vorstellungen darzulegen. 

Des weiteren wurden die Insassenvertretungen um Stel­
lungnahme zu der beabsichtigten Neufassung der Ausfüh­
rungsvorschriften zu §§ 10, 11, 13. 35 und 36 sowie § 
160 Strafvollzugsgesetz gebeten. 

Die nunmehr vorliegenden Stellungnahmen spielen bei der 
Erarbeitung der vorbezeichneten Ausführungsvorschriften 
eine wichtige Rolle. 

Auch in Zukunft wird der Senat bestrebt sein. alle Bemi.i­
hungen, die auf die Verbesserung der Arbeit der Insassen­
vertretungen gerichtet sind, zu fördern und zu unter­
stUtzen. 

Zu 2.: Es ist nicht daran gedacht, Einrichtungen zur 
Selbstorganisation ausländischer Gefangener einzurichten. 
Derartige Einrichtungen würden die bereits vorhandene 
Gefahr der Ghettoisierung ausländischer Gefangener noch 
vergrößern. 

Sinnvoller erscheint es. ausländischen Gefangenen die 
Möglichkeit zu geben, in den bestehenden Insassenvertre­
tungen mitzuarbeiten und die spezUischen Interessen 
dieser Gefangenengruppe dort einzubringen. 

In der Teilanstalt Ill der JVA Tegel arbeitet ein auslän­
discher Gefangener in der dortigen Insassenvertretung mit. 
Sein Arbeitsschwerpunkt ist die Wahrnel-tmung der lnter­
essen der dortigen ausländischen Gefang'!!nen. Die Insas­
senvertretungen aller Teilanstalten der JVA Tegel haben 
im übrigen einen Gefangenen als Ausländersprecher be­
stimmt. 

Zu 3.: Es ist sichergestellt, daß sich die Insassenvertre­
tungen in Räumen der Anstalt treffen können. 

Es ist nicht daran gedacht, jeder Insassenvertretung einen 
eigenen Raum zuzuordnen, der von der Insassenvertretung 
ausschließlich genutzt werden kann. Dies hat sowohl 
organisatorische als auch Kapazitätsgründe. 

Gegen die Bildung von Gesamtinsassenvertretungen be­
stehen keine Bedenken. Insbesondere in der JVA Tegel 
tagen die Insassenvertreter der einzelnen Teilanstalten 
bereits seit geraumer Zeit gemeinsam, wobei in der Ver­
gangenheit jeweils die Genehmigung des Anstaltsleiters 
erforderlich war. Diese Genehmigungserfordernis wird in 
Zukunft wegfallen. 

Der Senat ist nich1: der Auffassung, daß zur Erfüllung 
der Aufgaben der Insassenvertretungen ein landesweiter 
!<ontal<r der verschiedenen Insassenvertretungen erforder­
lich ist. Gegen ein "Länderparlament" der Gefangenen­
insassenvertretungen spricht, daß die Tagung eines 
solchen Gremiums nur nach sehr komplizierten organisa­
torischen Vorbereitungen möglich ware, im übrigen bleibt 
es den bisherigen Insassenvertretungen unbenommen, sich 
auch zu diesen Themen zu äußern, die über den Bereich 
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der jeweiligen Anstalt hinausgehen, wie dies bereits be1 
der Frage der Neufassung der Ausführungsvorschriften ge­
schehen ist. 

Die Benutzung des Postfachverl<ehrs der Behörden des 
Landes Berlin durch Insassen bzw. Insassenvertretungen 
ist rechtlich nicht möglich. 

Der Senat ist grundsatzlieh der Auffassung, daß den ln­
sassenvertretungen in geeigneten Fälle~. die Gelegenheil 
gegeben werden soll, sich an die Offentlichkeit zu 
wenden. Dies ist auch in der Vergangenheit bereits ge­
schehen. Auch in Zukunft wird es den Insassenvertretern 
im Einzelfall ermöglicht werden. der interessierten Öffent­
lichkeit ihre Sicht·,.reise der Probleme des Strafvollzuges 
darzustellen. 

Zu 4. : Die Organisationskonferenzen sind von ihrer AuE­
gabenstellung her Dienstbesprechungen von Bediensteten 
der Anstalten. Eine regelmäßige Teilnahme von Insassen 
kommt deshalb nicht in Betracht. Den Konferenzen ist 
nahegelegt worden, die Insassenvertretungen anzuhören. 
Dies ist überwiegend bereits geschehen. 

Wie bereits oben dargelegt, haben die Insassenvertretun­
gen zu den zentralen Fragen der Neugestaltung der Aus­
fUhrungsvorschriften zu den §§ 10, 11, 13, 35 und 36 
sowie § 160 StVollzG Stellun~ahmen abgegeben. Auch im 
übrigen werden die vielf!i.ltigen Anregungen der Insassen­
vertretungen in den gegenwärtigen Diskussionsprozeß ein­
bezogen. 

Zu 5.: Derzeit wird ~eprUft, in welcher \'leise die im 
Haushalt 1990 für die Arbeit der lnsassenvertretungen zur 
Verfügung gestellten Mittel verwandt werden sollen. In 
kUrze werden die Anstalten gebeten werden, ihre dies­
bezUgliehen Vorstellungen zu entwickeln. 

Zu 6.: Der Senat ist der Auffassung, daß Wahlen zur 
Einrichtung von Insassenvertretungen in den verschiedenen 
Vollzugsbereichen zu fördern sind und hat in vielen Fällen 
auch diesbezügliche Initiativen ergriffen. 

In Vollzugsbereichen, in denen die Gefangenen nur einen 
relativ kurzen Teil ihrer Inhaftierungszeit verbringen, 
begegnet die Einrichtung von Insassenvertretungen natur­
gemäß besonderen Schwierigkeiten. Der Senat ist bemüht, 
auch in derartigen Bereichen Insassenvertretungen ein­
zurichten. Da derzeit insoweit noch keine umfassenden 
Erfahrungen vorliegen, kann noch nicht abschließend 
beurteilt werden, ob die Einrichtung von Insassenvertre­
tungen in derartigen Vollzugsbereichen überhaupt realir 
sierbar ist. 

Der Senat ist der Auffassung, daß die Verlegung bzw. die 
Androhung der Verlegung einzelner Gefangener zur Behin­
derung der Wahl oder der Arbeit von Insassenvertre­
tungen rechtswidrig und undemokratisch ist. Ein solcher 
Fall ist dem Senat allerdings nicht bekannt. 

Zu 7.: In der Teilanstalt ll der JVA Moabit werden 
derzeit die für die Wahl einer lnsassenvertre tung erfor­
derlichen Maßnahmen getroffen. Nachdem sich der Leiter 
dieser Teilanstalt anfangs gegen die Bildung einer ln­
sassenvertretung ausgesprochen hatte. wurde nach er­
neuter Prüfung des von den Gefangenen vorgetragenen 
Anliegens der Gründung einer Insassenvertretung zu­
gestimmt. Grund für die zunächst ablehnende Haltung war 
die in dieser Teilanstalt besonders hohe Fluktuation der 
Insassen. Es bleibt zu hoffen, daß dieser Ul!lStand einer 
kontinuierlichen Arbeit der Insassenvertretungen nicht 
entgegenstehen wird. 

Prof. Dr. Jutta Limbach 
Senatorin für Justiz 



Kleine AOfrage Nr. 862 des Abgeordneten Carsten Pagel 
{REP) vom 12. Januar 1990 über " Einführung d es Hotel­
vollzugs in der JVA Tegel": 

1. Ist dem Senat das Flugblatt der "Autonomen Interessen­
vertretung" der Teilanstalt lll in der ]VA Tegel 
bekannt, we lches zu einem Sitzstreik am 19. Januar 
1990 aufruft? 

2. Wie ist der Sitzstreik verlaufen? 

3. Wie bewertet der Senat die Forderungen der Straf­
gefangenen nach Einführung eines Hotelvollzugs, insbe­
sondere nach Absetzung der Teilanstaltsleiter, Arbeits­
lohn wie in der freien Wirtschaft, Schaffung von 
Familienbegegnungsräumen und genereller Erteilung 
einer Genehmigung zur Inbetriebnahme eines Fernseh­
gerätes im Haftraum? 
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4. Werden in Zukunft die Vollzugsbeamten angewiesen, den 
Strafgefangenen im Zuge eines humanen Strafvollzuges 
das Frühstück ans Bett zu bringen? 

Antwort des Senats vom 2&.1.1990 (eingegangen beim 
Abgeordnetenhaus 29.1.1990): 

Zu 1. : ja. 

Zu 2. : Nachdem den zuständigen Mitarbeitern der Justiz­
vollzugsanstalt Tegel das Flugblatt der sogenannten 
"Autonomen lnsassenvertretung" bekanntgeworden ist, 
wurde insbesondere in Zusammenarbeit mit den Mitarbei­
tern des evangelischen Pfarramtes und Vertretern der 
durch \vahl legitimierten Gefangeneninsassenvertretungen 
erreicht, daß es am 19. Januar 1990 zu keiner Eskalation 
kam. 

Die "Autonome Insassenvertretung" hatte für den Abend­
gottesdienst am 19. Januar 1990 zu einem Sitzstreik 
aufgerufen. 

An dem Abendgottesdienst nahmen ca. 90 Gefangene teil. 
Nachdem der Gottesdienst gegen 19.L.5 Uhr beendet war, 
wollten ca. 30 Gefangene die Kirche nicht verlassen. Nach 
weiteren intensiven Gesprächen mit den anwesenden 
Pfarrern und Mitarbeitern der Justizvollzugsanstalt Tegel 
befanden sich um 21.15 Uhr noch zwei Gefangene in der 
Kirche . Um 21.25 Uhr verließen auch diese Gefangenen 
den Gottesdienstraum. 

Zu 3.: Dem Senat ist die angebliche Forderung der Straf­
gefangenen nach Einführung eines Hotelvollzuges nicht 
bekannt . 

Verschiedene Forderungen der Gefangeneninsassenver­
tretungen, insbesondere in der Justizvollzugsanstalt Tegel, 
werden derzeit mit den beteiligten Mitarbeitern und den 
Inhaftierten intensiv erörtert und auf ihre Umsetzbarkeit 
geprüft . 

Dies gilt nicht für vereinzelt erhobene Forderungen nach 
der Ablösung von Mitarbeitern, da Personalangelegenheiten 
der Bediensteten kein Gegenstand der Gefangenenmitver­
antwortung sind. 

Die Angleichung der Entlohnung an die Verhältnisse der 
freien Wirtschaft steht auch deshalb nicht zur Debatte, 
weil die Entlohnung der Gefangenen bundesgesetzlich 
geregelt ist {vgl. §§ 43, 200 StVollzG in Verbindung mit 
der StVollzVergO) . 

Derzeit liegt den Gesetzgebungsorganen des Bundes ein 
Gesetzentwurf zur Änderung des Strafvollzugsgesetzes vor, 
der die Erhöhung des Arbeitsentgelts von 5 auf 6 % des 
durchschnittlichen Arbeitsentgelts aller Versicherten der 
Rentenversicherung der Arbeiter und Angestellten des 
vorvergangenen Kalenderjahres vorsieht. 

Nachdem in anderen Bundesländern {Baden- \\lürttemberg, 
Norxirhein-\'lestfalen und Hamburg) Langzeitbegegnungs­
stätten für Lnhaftierte eingerichtet worden sind. ist 
derzeit beabsichtigt, in der Sozialtherapeutischen Anstalt 
in der Justizvollzugsanstalt Tegel für Inhaftierte, die 
noch nicht zu Vollzugslockerungen zugelassen sind, eine 
solche Möglichkeit zu schaffen. 

Die generelle Erteilung von Genehmigungen zur Inbetrieb­
nahme eines Fernsehgerätes im Haftraum ist nicht beab­
sichtigt. Daran sieht sich der Senat durch § 69 Abs. 2 
StVollzG gehindert. Eigene Fernsehgeräte werden auch in 
Zukunft nur in begründeten Ausnahmefällen zugelassen 
werden. 

Zu 4.: Nein. 

Prof. Or. Jutta Limbach 
Senatorin für Justiz 
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fiAFT~ECHT 

§§ 2, 11, 21 BSffi, § 119 StPO, § 46 StVollzG (Anspruch 
des Unte<suchungsgefangenen auf FüLSo<ge) 

1. Ein Untersuchungsgefangener ha t geg~n den Vollzugs­
träger einen Anspruch auf Fürsorge. Diese schließt die 
Gewährleistung des notwendigen, der Menschenwürde 
entsprechenden Lebensunterhaltes innerhalb der Voll­
zugsanstalt ein. 

2. Der Untersuchungsgefangene hat keinen Anspruch auf 
Weihnachtsbeihilfe gegen den Träger de< Sozialbille, 
wenn er deswegen den Vollzugsträger nicht vorrangig 
in Anspruch genommen hat •. 

U<teil des Oberverwaltungsgerichts Münster vom 16.11.1987 
- 8 A 2708/86 -

Aus den Gründen: 

Die Berufung ist unbegründet. Das Verwaltungsgericht hat 
die Klage zu Recht abgewiesen. De< Beklagte ist nicht 
verpflichtet, dem Kläge< die begehrte Weihnachtsbeihilfe 
zu gewäh<en. Ein diesbezügliche< sozialhilfebe<echtigte< 
Anspruch des Klägers, aus dem eine solche Verpflichtung 
des B~klagten abgeleitet we<den könne, besteht nicht. 
Zweifelhaft ist be<eits, ob und in welchem Umfang fü< die 
vom Kläge< begehLten Leistungen zum Weihnachtsfest ein 
sozialhilfe<echtlich anzue<kennender Bedad gegeben wa.. 
Die Annahme eines solchen Bedads scheidet zwa< nicht 
schon deshalb aus, weil von ihm im BSHG nicht die Rede 
und eine Weihnachtsbeihilfe nicht ausdrücklich vorgesehen 
ist. Wie inzwischen in der Rechtsprechung anerkannt ist, 
entsteht einem Hilfeberechtigten anläßtich des Weihnachts­
festes im allgemeinen ein sozialhilferechtlich anzue<ken­
nender e<höhter Bedad, der, soweit er den <egelsatz­
mäßigen Bedarf übersteigt, du<ch einmalige Leistungen 
(\veihnachtsbeihilfen) abzudecken ist (vgl. BVerwG in FEVS 
33, 441; Hess VGH in FEVS31, 131; 34, 444;VGM Bad.-Württ. 
in FEVS 32, 469) . 

Dieser GLUDdsatz ist jedoch für Fälle entwickelt und aus­
gesprochen worden, in denen das Weihnachtsfest vomHilfe­
suchenden in Freiheit verbracht wurde bzw. wird. Auf 
Fälle wie den vorliegenden, in dem der Kläger zur maß­
geblichen Zeit in Unte<Suchungshaft wa<, läßt sich der 
GLUDdsatz nicht ohne weiteres übertragen. Ebenso wie die 
Freiheitsent ziehung durch Haft für sich allein kein der 
Leistung von Sozialhilfe entgegenstenender GLUDd ist ( vgl. 
BVerwG in FEVS 25, 1) , folgt andererseits aus der sozial­
hilferechtlichen Anerkennung eines bestimmten Bedarfs bei 
einem in Freiheit befindlichen Hilfesuchenden nicht, daß 
ein solcher Beda.f auch in der Haft anzuerkennen ist. 
Denn nach dem lndividual- und Bedarfsdeckungsprinzip des 
§ 3 Abs. 2 BSHG dürfen Sozialhilfeleistungen nur zur 
Deckung eines im Einzelfall nach dessen Besonderheiten 
gegebenen Bedarfs gewähLt \verden (vgl. BVerwG in FEVS 
27, 353; Schellhom/Jirasek/Seipp in BSHG, 12. Aufl. 1985, 
93 Rn. l) . 
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Ob einem Gefangenen eine bestimmte Sozialhilfeleistung zu 
gewähren ist, muß demzufolge danach beurteilt werden, ob 
der Zweck oder/und die Eigenart des Vollzuges die Hilfe­
leistung ausschließen, ob der mit der Hilfeleistung ver­
folgte Zweck auch während des Haftvollzuges erreicht 
werden kann und schließlich, ob der Bedarf, dessent wegen 
die Hilfe begehLt wird. anderweitig, etwa vom Vollzugs­
träger gedeckt oder zu decken ist (vgl. BVerwG in FEVS 
25, 1) . 

Im vorliegenden Fall kann dahinstehen, ob der vom Kläger 
geltend gemachte Mehrbedarf zur menschenwürdigen Be­
gehung des Weihnachtsfestes in der Unte<Suchungshaft 
sozialhilferechtlich anzuerkennen war. Wäre das der 
Fall, könnte der Kläger diesen Mehrbedarf nach den für 
seine Unterbringung maßgeblichen Vorschriften gegenüber 
dem Vollzugsträger geltend machen, so daß der Gewährung 
einer Weihnachtsbeihilfe durch den zuständigen Träger der 
Sozialhilfe der Nachranggrundsatz des § 2 Abs. 1 BSHG 
entgegensteht (vgl. OVG Rheinland-Pfalz in AS 17, 20), 
den sich auch ein Untersuchungsgefangener entgegenhalten 
lassen muß (BVerwG in FEVS 25, 1; 29, 1) . 

Der Vollzugsträger ist dem Untersuchungsgefangenen, auch 
ohne daß es einer ausdrücklichen diesbezüglichen Rege­
lung bedarf, zur FüLSorge verpflichtet (vgl. Löwe- Rosen­
berg, StPO, 23. Aufl. 1977, § 119 Rn. 188 LG Frankfurt in 
N]\v 1977, 1924; ebenso für die Strafhaft: BGHZ 21, 21L. 
(219 f.) . 

Unterwirft nämlich der Staat den Untersuchungsgef,angenen 
zwangsweise einem mit Freiheitsentziehung verbundenen 
besonderen Gewaltverhältnis und nimmt ihm dadurch \veit­
gehend die Möglichkeit, eigenverantwortlich für die 
Deckung der Lebensbedürfnisse zu sorgen, ist er schon 
von Verfassungs wegen gehalten, den notwendigen, der 
Menschenwürde entsprechenden Lebensunterhalt des Gefan­
genen innerhalb der Vollzugsanstalt zu gewährleisten. 
Dabei steht es dem Vollzugsträger gLUDdsätzlich frei, den 
notwendigen Lebensunterhalt, wie es im Hinblick auf die 
Verpflegung und Unterbringung des KlägeLS im streitigen 
Zeitraum geschehen und vom Kläger nicht bemängelt ist, 
durch Naturalleistungen sicherzustellen, die den Besonder­
heiten der Haft entsprechen. Bleibt hiernach ein - wie 
vorstehend unterstellt - auch unter Berücksichtigung der 
Erfordernisse des Haftvollzuges nicht ausgeschlossener, 
zur Führung eines menschenwürdigen Lebens des Unter­
suchungsgefangenen in der Vollzugsanstalt aber notwendi­
ger Bedarf offen, ist der Vollzugsträger (wegen § 2 BSHG 
vorrangig vor dem Sozialhilfeempfänger) verpflichtet, den 
Bedarf zu decken. Das gilt auch für den vom Kläger 
geltend gemachten besonderen Beda.f zur Begehung des 
Weihnachtsfestes. Sofern die von ihm beantragte Beihilfe 
insoweit unter dem Gesichtspunkt der Wahrung der Men­
schenwürde notwendig gewesen sein sollte, hat er die 
Möglichkeit, zwecks Deckung eines dahingehenden Bedarfs 
den Vollzugsträger in Anspruch zu nehmen. Daß er dies 
mit hinreichender: Nachhaltigkelt getan hat, läßt sich 
jedoch dem Akteninhalt nicht entnehmen und ist insbeson­
dere vom Kläger nicht dargetan worden. 

Bei dieser Sachlage läßt sich eine Leistungspflicht des 
Beklagten - einen sozialhilferechtlich anzuerkennenden 
Bedarf des Klägers für die von ihm begehrte Hilfe wieder­
um unte<Stellt - aus dem Nachranggrundsatz des § 2 BSHG 
auch nicht unter dem Aspekt begründen, daß die Sozial­
hilfe einzugreifen hat, wenn ein anderer, vorrangig zur 
Leistung Verpflichteter aus irgendwelchen Gründen nicht 
leistet (vgl. BVerwG in FEVS 19, L.3) . 

Entnommen aus Zeitschrift für Strafvollzug und Straf­
fälligenhille, 37. Jahrgang, Heft 4, Seite 243, August 1988 



StPO §§ 112, 120 (Aufhebung eines außer Vollzug ge­
setzten Haftbefehls wegen Verletzung des Beschleuni­
gungsverbots) 

1. Vom Angeklagten nicht zu vertretende erhebliche Ver­
zögerungen des Verfahrens, die einer sachlichen Recht­
fertigung entbehren, können zur Aufhebung auch eines 
außer Vollzug gesetzten Haftbefehls führen. 

2. Ein Verstoß gegen das Beschleunigungsvet"bot liegt vor, 
wenn das Gericht die begonnene Hauptverhandlung mit 
der Begründung aussetzt, die Hauptverhandlung sei nur 
in Anwesenheit des Mitangeklagten, der unbekannten 
Aufenthalts sei, durchzuführen, die gebotene Verfah­
renstrennung nicht durchführt und eine Neuterminie­
rung der Hauptverhandlung erst im Falle der Ergreifung 
des flüchtigen Mittäters in Betracht zieht. 

LG Frankfurt/M., Beschluß vom 26.1..1989 - 5/27 Qs 34/88 
- 90 Js 31063/86 - 933 Ls 266 
Aus den Gründen: 

Das Grundrecht der persönlichen Freiheit (Art. 2 11 ffi) 
und der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit ( § 120 StPO) 
gebieten zumal in Haftsachen in jeder Phase des Verfah­
rens eine angemessene Beschleunigung der Sachbearbeitung 
mit dem Ziel einer möglichst zUgigen Beendigung der 
Untersuchungen und alsbaldiger Entscheidung. Eine Ver­
letzung dieser Grundsätze durch nicht von der Angeklag­
tenseite zu vertretende erhebliche Verzögerungen des 
Verfahrens, die einer sachlichen Rechtfertigung entbehren 
und venneidbar sind, kann insoweit sogar ohne Rücksicht 
auf die Höhe der zu erwartenden Strafe zur Aufhebung 
des Haftbefehls führen . und zwar wegen der damit im all­
gemeinen weiterhin bestehenden Beeinträchtigung der per­
sönlichen Freiheit auch dann, wenn der Haftbefehl gegen 
Auflagen außer Vollzug gesetzt ist (HansOLG Hamburg, ]R 
1983, 259 f., 260; StV 1985, 66; LG Hamburg, StV 1985, 
20 f., 21; KG, StV 1985, 67; OLG Karlsruhe, NJW 1969, 
1682 f.; OLG München, NJW 1970, 156 f.; BVerfG, MDR 
1980, 822 f . ) 

WeWtJ HIER NIC.~ .SOFORT RI/IU! 
EtWilE'HRT, L-A.S.SE tCH DeN SAAL 
{3/.S AVF" OEI'I LErZTE IV ;44A N/11 
R:fl/,41 E 111 f 

Ein solcher erheblicher Verstoß gegen das Beschleuni­
gungsgebot durch das AG ist im vorliegenden Fall gege­
ben. Das SchöG hat die am 20.3.1989 begonnene Hauptver­
handlung, zu der keine Zeugen geladen wurden, mit dem 
Hinweis darauf, es solle erst dann weiter verhandelt 
werden, wenn der Mitangeklagte, der unbekannten Aufent­
halts ist, verhaftet worden sei, auf unbestimmte Zeit ver­
tagt. Der Vorsitzende hat daraufhin die Frist zur Wieder­
vorlage der Akte auf den 1.12.1989 bestimmt, wobei - wie 
aus der entsprechenden VerfUgung vom 20.3.1989 eindeutig 
hervorgeht - eine Terminierung der Hauptverhandlung nur 
im Falle der Verhaftung des Mitangeklagten in Betracht 
kommen soll. Diese Haltung hat der Vorsitzende auch in 
seiner Stellungnahme im Rahmen des Abhilfeverfahrens 
gegen die Haftbeschwerde bekräftigt und darauf hingewie-

sen, daß die Bfin die Möglichkeit habe, den Mitangekl .• 
der ihr Verlobter ist, zu veranlassen, nicht unbekannten 
Aufenthalts zu sein. 

Dieses Vorgehen des AG ist im Hinblick auf das Beschleu­
mgungsgebot für die Kammer nicht nachvollziehbar. Im 
vorliegenden Falle wäre die vorläufige Einstellung des 
Verfahrens gegen den Mitangekl. nach § 205 StPO und die 
Trennung der Verfahren gegen beide Mitangekl. nach § l. 
StPO geboten gewesen. Unter dieser Prämisse hätte die 
Hauptverhandlung über die Anklage gegen die Bfin ohne 
weiteres durchgeführt werden können. Der in den Akten 
befindliche Hinweis des Vors., eine Abtrennung sei wegen 
der angeklagten Fortsetzungstat nicht möglich, gehl in 
dieser Hinsicht an der Sache vorbei. Lnsoweit führt die 
Trennung der Verfahren nicht zu einer Zäsur im Hinblick 
auf eine mögliche Verurteilung wegen einer Fortsetzungs­
tat, sondern ermöglicht lediglich eine getrennte Durch­
führung der Hauptverhandlung gegen beide Angekl. Eine 
Verurteilung der Angekl. in getrennten Verfahren jeweils 
wegen einer Fortsetzungstat bleibt gleichwohl möglich. lm 
übrigen ist auch nicht ersichtlich, warum das Verfahren 
gegen die Bfin nur bei Anwesenheit des Mitangekl. durch­
gefUhrt werden könnte. Selbst wenn sich dieser der 
Hauptverhandlung stellen würde, wäre er nicht verpflich­
tet, sich in irgendeiner Form zur Sache einzulassen. Die 
Vertagung der Hauptverhandlung war vor diesem Hinter­
grund weder in der Sache gerechtfertigt noch unvenneid­
bar. 

ln Anbetracht der in der Frage der Verfahrenstrennung 
vertretenen Ansicht des Vorsitzenden ist auch in keiner 
Weise abzusehen, wann er neue Termine für die Hauptver­
handlung ansetzt. Es ist nun anerkannt, daß erst noch be­
vorstehende Verfahrensverzögerungen von völlig ungewis­
ser Dauer nicht anders zu behandeln sind als bereits ein­
getretene (LG Hamburg, StV 1985, 20 f., 21; HansOLG 
Hamburg, StV 1985. 66: OLG Saarbrücken, NJW 1975, 
9t.l f.). Angesichts der angeftihrten, von der Bfin nicht 
zu vertretenden Verfahrensverzögerung ist es unter Be­
achtung der vorangestellten Grundsätze nicht mehr 
gerechtfertigt, den Haftbefehl weiter aufrechtzuerhalten. 
Dies gilt auch unter Berücksichtigung des Umstandes, daß 
dieser außer Vollzug gesetzt worden ist. Denn die der 
Bfin gemachten Auflagen, insbes. die Meldeauflagen und 
die Teilnahme an einem Urinkontrollprogramm, führen noch 
zu einer nicht unerheblichen Einschränkung der Persön­
lichkeitssphäre der Bfin, deren Fortbestehen auf ungewis­
se Zeit im Rahmen dieser Grundsätze nicht hingenommen 
werden kann. Von besonderem Gewicht ist ferner, daß der 
Vorsitzende - wie explizit seiner Stellungnahme im Rahmen 
des Abhilfeverfahrens entnommen werden kann - den Haft­
befehl bzw. die Auflagen des Haftverschonungsbeschlusses 
auch als Druckmittel gegen die Bfin versteht, den Aufent­
halt des Mitangekl. preiszugeben bzw. diesen zu bewegen, 
sich dem Verfahren zu stellen. Dies steht mit der 
Funktton eines Haftbefehls sowie der, der Bfin im Rahmen 
des Haftverschonungsbeschlusses gemachten Auflagen in 
keinerlei Zusammenhang. 

Hinzu kommt, daß das beanstandungsfreie Verhalten der 
Bfin sei.t der Mitteilung ihres Aufenthalts gegen die An­
nahme spricht, sie würde versuchen, sich dem Strafver­
fahren oder der Strafvollstreckung zu entziehen. Vielmehr 
zeigt ihr gesamtes Verhalten während dieses Zeitraums 
gerade ihre Bereitschaft an, sich der Hauptverhandlung 
und ihren Konsequenzen zu stellen. Zu berücksichtigen ist 
insofern, daß sie aus eigenem Antrieb schon im April 1988 
durch ihren Verteidiger erkennen ließ, sich dem Strafver­
fahren zu stellen. Dies hat sie nach Erlaß des Haftver­
schonungsbeschlusses am 21.9.1988 in die Tat umgesetzt 
und ist auch zur Hauptverhandlung am 20.3.1989 
erschienen. 

Zudem ist sie st ets den im Haftverschonungsbeschluß 
angeordneten Auflagen, insbes. der Teilnahme an einem 
Urinkontrollprogramm nachgekommen. Gerade der Umstand , 
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daß die Bfin seit jum 1988 aus etgenem Antrieb an 
diesem l(ontrollprogramm teilnimmt und somit seit minde­
stens 10 Monaten nicht mehr drogenabhängig ist zeigt, daß 
auch der Gesichtspunkt der Wiederholungsgefahr i. S. d. 
§. 112 a 1 1 Nr. 2 StPO inzwischen zurtick tritt. Da die Bfin 
bisher nicht in Zusammenhang mit Verstößen gegen das 
BtmG vorbestraft ist, fehlf es an den Voraussetzungen des 
§ 112 a 1 2 StPO.Es müssen daher zur Annahme des Haft­
grundes der Wiederholungsgefahr nach § 112 a 1 1 Nr. 2 
StPO andere Indizien vorhanden sein. Die Drogenabhängig­
keit wie auch das Entweichen der Bfin aus dem PK H. am 
25.3.1987 können insoweit nunmehr nicht mehr die Progno­
segrundlage für die Bejahung einer Wiederholungsgefahr 
darstellen. Sie sind durch den vor dem Haftverschonungs­
beschluß liegenden freiwilligen Entschluß zur Durch­
fUhrung einer Entzugstherapie und der Teilnahme an dem 
Urinkontrollprogramm überholt. Dies und der Umstand, daß 
die Bfin sich dem Strafverfahren stellt, bildet vielmehr 
gerade ein gewichtiges Indiz fUr das Fehlen einer \Vieder­
holungsgef<ihr. Aus diesen Umständen läßt sich die Ernst­
haftigkeit des Willens der Bfin erkennen, ihr Drogenpro­
blem zu verarbeiten und zu überwinden. 

Mitgeteilt von RA Joachim Bremer, Frankfurt/M. 

Entnommen aus Strafverteidiger, 9. Jahrgang, Heft 11, 
Seite L86, November 1989 

§ 119 StPO, 102 Abs. l StVollzG (Zuständigkeit für Diszi­
plinarmaßnahme nach Obergang von Untersuchungs- in 
Strafhait) 

Die Zuständigkeit des Haftrichters bleibt für eine während 
der Ontersuch1.IDgshaft begangene Verfehlung bestehen, 
auch wenn der Untersuchungsgefangene zur Zeit der Ent­
scheidung durch den Haftrichter schon wegen der inzwi­
schen eingetretenen Rechtskraft des Strafurteils in Straf­
haft genormnen ist. 

Beschluß des Oberlandesgerichts Nürnberg vom 1.12.1988 -
Ws 1221/88 -

Entnommen aus Zeitschrift für Strafvollzug und Straf­
f"älligenhille, 38. Jahrgang, Heft 5, Seite 316, Mai 1989 

StVollzG § 56 (Einsichtsrecht in Kranl<enunterlagen) 

Ein Strafgefangener hat ein Einsichtsrecht in Aufzeich­
nungen in den Krankenunterlagen über naturwissenschaft­
lich objektivierbare Befunde und Behandlungsfakten, die 
ihn betreffen, wenn es f"ür das von ihm darzulegende 
Interesse von Bedeutung ist. 

OLG Frankfurt/M., Beschl. v . 28.10.1988 - 3 Ws 262/88 

Sachverbalt: 

Der ASt, der eine Freiheitsstrafe in der JVA verbüßt, 
hatte beantragt, die ihn betreffenden Elektrokardiogramme 
aus den Krankenakten der ]VA ihm in Kopie zu überlas­
sen, um die Aussichten einer Klage zu prtifen. Der gegen 
den ablehnenden Bescheid der ]VA gestellten Antrag auf 
gerichtliche Entscheidung wurde zurUckgewiesen. Die 
dagegen gerichtete Rechtsbeschwerde führte zur Ver­
pflichtung des zuständigen Arztes der JVA, dem ASt Foto­
kopien der betreffenden Unterlagen auf seme Kosten 
herauszugeben. 

Aus den Gründen: 

Der angefochtene Beschluß geht zu Unrecht davon aus, 
daß die Ablehnung der Aushändigung von Kopien der 
Elektrokardiogramme des Bf. rechtsfehlerfrei erfolgt sei. 
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Der Bescheid der Vollzugsbehörde ist rechtswidrig. weil 
dem Bf. ein Recht auf Überlassung der Kopien von ihn be­
treffenden Elektrokardiogrammen zusteht. 

Bereits mit Beschluß vom 2.2.1984 (3 VRs 32/83) hat der 
Senat festgestellt, daß ein solches Recht einem V-Gefan­
genen zusteht . Gleiches gilt auch für einen Strafge­
fangenen. 

Dieses Einsichtsrecht ergibt sich aus dem in dem Art. 1 
Abs. 1 und Art. 2 Abs. I a:; geschützten allgemeinen Per­
sönlichkeitsrecht und dem durch grundrechtliche Wertung 
hieraus abgeleiteten informationellen Selbstbestimmungs­
recht, sowie der personalen WUrde des Strafgefangenen 
(vgl. dazu &3H NJW 1983, S. 328 ff.) . Hieran ändert das 
zwischen dem ASt und dem Anstaltsarzt bestehende 
Rechtsverhältnis öffentlich-rechtlicher Natur nichts (vgl. 
OLG Frankfurt a. a . 0 ., S. t. f.). 

Dem genannten Urteil des &3H (a. a . 0 .) ist aber auch 
insoweit zu folgen, als das Einsichtsrecht nicht die 
gesamten Krankenunterlagen umfaßt, sondern sich nur auf 
die Aufzeichnungen über naturwissenschaftlich obJektivier­
bare Befunde und auf Behandlungsfakten, die die Person 
des Patienten betreffen, bezieht. Mit überzeugender Be­
grii.ndung hat der &3H ausgeführt (a. a . 0. S. 329), daß 
die Krankenunterlagen vielfach auch schriftlich niederge­
legte persönliche EindrUcke und legitime Bekundungen des 
Arztes enthalten, die - mcht nur wegen ihrer zwangs­
läufig emotionellen Färbung und in ihnen enthaltener 
subjektiven Wertungen, sondern etwa auch wegen des 
Hinweises auf später aufgegebene Verdachtsdiagnosen, den 
indessen zu tilgen ärztlich verfehlt wäre - der Einsicht 
des Patienten entzogen werden müssen und dürfen. Diese 
im Interesse des Patienten wichtigen Aufzeichnungen 
würden unterbleiben, wenn der Arzt zu threr Offenlegung 
verpflichtet wäre (vgl. Besch1. d. Senats a . a. 0., S. 5, 
OLG Nürnberg, ZfStrVO 1986, S. 61. 63, LG Berlin, StV 
198l. s. 384, 385). 

Dieses damit in diesem Umfange bestehende Einsichtsrecht 
des Strafgefangenen in seine Krankenunterlagen darf 
jedoch nur dann ausgeübt 1>1erden, wenn es für das von 
dem Betroffenen darzulegende Interesse von Bedeutung 
ist. 

Da im vorliegenden Fall der Bf. die Kopien der ihn be­
treffenden Elektrokardiogramme bedarf, um zu prtifen, ob 
eine zivilrechtliche l(lage erhoben werden soll, ist dieses 
berechtigte Interesse gegeben. 

Schon allein die Überprüfung, ob eine Klage erhoben 
werden soll, stellt ein anerkanntes Interesse dar, und es 
ist insoweit sogar sachdienlicher, die Erfolgsaussichten 
einer Klage zu prüfen, als ungeprUft eine möglicherweise 
aussichtslose Klage zu erheben (insoweit stellt sich der 
Sachverhalt im vorliegenden Fall anders dar, als im 
Beschl. des Senats v. 6 .2.1980 Az: Ws 1048/80 StVollz) . 

Demzufolge handelt es sich auch nicht - entgegen der 
Auffassung der StVK - um ein Begehren nach Aus­
forschung. 

Somit waren der angefochtene Beschluß mit Ausnahme der 
Festsetzung des Gegenstandswerts und auch der Bescheid 
des Leiters der JVA aufzuheben (§ 119 Abs. 4 StVollzG) . 
Gleichzeitig war wegen Spruchreife der zuständige Arzt, 
anstelle des Leiters der ]VA, der die angefochtene Ver­
fügung erlassen hat, als diejenige Person, die hinsichtlich 
der Krankenunterlagen verfü~ungsbefugt ist, Adressat der 
gerichtlich ausgesprochenen Verpflichtung (vgl. Senatsbe­
schl. v. 9.9.1981 3 \•ls SLl/81 und vom 2.2 .l98L 3 VAs 
32/83, a . A. Volckart, StV 1984 S. 385 ff. ), dem Bf. 
Kopien der ihn betreffenden Elel<trokardiogramme auszu­
händigen (§ 115 Abs. 4 S. 2 StVollzG) 

Mitgeteilt von RiAG Claus Michael Ullrich, Frankfurt/M. 

Entnommen aus Strafverteidiger, 9. Jahrgang, Heft 10, 
Seite Lt..O, Oktober 1989 



§ 115 StVollzG (Anforderungen an den Beschluß der 
Strafvollstreckungskammer l 

1. Das Rechtsmittel der Rechtsbeschwerde gegen die Be­
schlüsse der Strafvollstreckungskanttner ün Verfahren 
nach dem StVollzG ist revisionsähnlich ausgestaltet. lm 
Beschluß der Strafvollstreckungskammer müssen daher 
auch die angefochtene Entscheidung des Anstaltsleiters 
und eine gegebenenfalls ergangene Wide:rspruchsent­
scheidWlg mit der von den Behörden gegebenen Be­
gtündung dargestellt werden. Soweit sich diese behörd­
lichen Entscheidungen bei den Akten befinden, kann 
zur Vermeidung unnötiger Schreibarbeiten mit einer 
eindeutigen Vet"Weisung hierauf Bezug genommen 
werden. 

2. Oiesen Anforderungen genügt ein Beschluß nicht, der 
überwiegend nur aus abgeschriebenen Schriftsätzen und 
Eingaben der Verfahrensbeteiligten besteht. Eine solche 
Form der Wiedergabe ersetzt nicht die vom Gericht a uf 
Grund seiner Amtserndttlungspflicht zu treffenden Fest­
stellungen. Das Eirui.lcken sämtlicher Eingaben läßt sich 
auch nicht damit rechtfertigen, daß der Beschluß der 
Strafvollstreckungskammer erkennen lassen muß, er 
habe sich mit der EinlaSSWlg des Betroffenen auseinan­
dergesetzt. Hierfür ist nur Voraussetzung, daß der Be­
schluß die wesentlichen Punkte dieser Einlassung 
wiedergibt und sich mit ihnen auseinandersetzt. 

Beschluß des Oberlandesgerichts Hamm vom 6.10.1988 -
1 Vollz (\'ls) 297/88 

Entnommen aus Zeitschrift !Ur" Strafvollzug und Strai­
fä.lligenhille, 38. Jahrgang, Heft 5, Seite 315, Mai 1989 

§ 83 Abs. 1 StVoUzG (Kein allgemeines Geschäftsverbot) 

1. Eine Abgabe von Sachen wird von § 83 Abs. 1 StVollzG 
nicht erfaßt. 

2. Das StVoUzG kennt kein allgemeines Geschäftsverbot. 

3. Die Abgabe einer Sache kann nur als Teilnahme des 
abgebenden Gefangenen an der Pflichtwidrigkeit des 
annehmenden Gefangenen gewertet werden. Das Diszi­
plinarrecht erblickt indessen in der bloßen Beteiligung 
an der Pflichtwidrigkeit eines anderen keinen Diszipli­
nartatbestand. Eine Beteiligung an der Pflichtwidrigkeit 
eines anderen Gefangenen bildet iür den teilnehmenden 
Gefangenen vielmehr nur dann eine Pflichtwidrigkeit', 
wenn der Gefangene mit ihr Pflichten verletzt, die ihm 
selbst vom Gesetz auferlegt sind. 

Beschluß des Oberlandesgerichts Koblen7. vom 25.8.1988 -
2 Vollz (Ws) 43/88 -

Entnommen aus Zeitschrift 11ir Strafvollzug und Straf­
fälligenhille, 38. jahrganq. Heft 5, Seite 313, Mai 1989 

§§ 13, 115, 116 StVoUzG CUmfan~ der schriftlichen Be­
gti.indung bei ablehnenden Urlaubsentscheidungenl 

1. Enthält der angefochtene Beschluß keine Feststellungen 
darüber, mit welcher umfassenden, konkreten Begrün­
dung der Anstaltsleiter den Urlaub versagt hat, so 
liegt darin ein die Rechtsbeschwerde begründender 
sachlich-rechtlicher Mangel. 

2. Der Anstaltsleiter muß nicht alle maßgebenden Um­
stände, die flir eine Urlaubsentscheidung von Bedeutung 
sind, schriftlich niederlegen. Eine Bezugnahme in der 
Urlaubsentscheidung auf in der Vergangenheit ge­
äußerte Ablehnungsgründe ist zulässig. 

3. Oie StrafvollstreckWlgskammer ist ün Verfahren nach 
den §§ 109 ff. StVollzG als Tatsacheninstanz verpflich­
tet, die für die Urlaubsentscheidung von der Vollzugs­
behörde angestellten Erwägungen zu ermitteln und 
festzustellen. Hierzu gehört auch die Interpretation 
einer kurzgefaßten schriftlichen Entscheidung. 

Beschluß des Oberlandesgerichts Hamm vom 20.4.1989 - 1 
Vollz (Ws) 26/89 -

Entnommen aus Zeitschrift für Strafvollzug und Straf­
iälligenhilfe, 38. Jahrgang, Heft 5, Seite 311, Mai 1989 

§ 21 StVollzG (Zulässigkeit einer sog. Kostkartel 

Eine personenbezogene sog. Kostkarte, die dazu dient, 
den täglichen Bedarf an Essensportionen in unterschied­
lichen Kostformen IUI" die Gefangenen zu ermitteln, ver­
letzt die Rechte des Gefangenen aus § 21 StVollzG nicht. 

Beschluß des Kammergerichts vom 27.7.1988 - 5 Ws 218/88 

Entnommen aus Zeitschrift für Strafvollzug und Straf­
rälligenhilfe, 38. Jahrgang, Heft 5, Seite 312, Mai 1989 

§§ 51, 109 StVollzG (Unmittelbare rechtliche \'/irkung des 
Vollzugshandelns, Anlage des ÜberbrUckWlgsgeld-Guthabens) 

1. Die Eigenschaft des Verwaltungshandelns als "Maßnahme 
zur Regelung einer einzelnen Angelegenheit auf dem 
Gebiet des Strafvollzuges" im Sinne des § 109 Abs. 1 
StVoUzG ist nach den Regeln des allgemeinen Verwal­
tungsrechts zu beurteilen. 

2. Maßnahmen der (Vollzugs-)Behörde ohne unmittelbare, 
rechtliche Außenwil:lrung, die lediglich mittelbare Wir­
kungen äußern, sind gerichtlich nicht überprüfbar. 

3. Das Überbrückungsgeld ( § 51 StVoUzG) besteht bis zu 
seiner Auszahlung bei der Entlassung lediglich aus einem 
noch nicht .fälligen Zahlungsanspruch des Strafgefan­
genen gegen das Land, das dabei durch die Justizvoll­
zugsanstalt vertreten wird. Es ist ein dem Gefangenen 
gegen den Staat zustehendes Guthaben, an dem sich 
rechtlich durch die Art der Anlage (z. lt Sparvertrag 
bei einem Kreditinstitut) nichts ändert. 

4. Richtet die Vollzugsanstalt ein Konto in Höhe des 
Überbrückungsgeldes bei einem Kreditinstitut ein, so ist 
Gläubiger des Guthabens allein der Staat. Oie Wahl des 
Kreditinstituts und der J\nlageform wirken sich nur auf 
die Zinsen dieses Guthabens aus. 

5. Der Strafgefangene kann als durch die Anlage des Gut­
habens nur mittelbar Betroffener sein Begehren, das 
Guthaben auf andere Weise anzulegen, nicht mit einem 
Antrag nach § 109 StVollzG verfolgen. 

Beschluß des Oberlandesgerichts Celle vom 15.1.1988' - 3 
\'ls 590/87 (StrVollz) -

Entnommen aus Zeitschrift für Strafvollzug und Straf­
lalligenhille, 37. Jahrgang, Heft l., Seite 251 , August l988 
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Der Flop (2): 
Sitzstreik in der .Kirche 

Zum ·19. Januar 1990 hatte die Auto-
. nome Interessenvertretung per Hand­

zettel und Mundpropaganda zum Sitz­
streik in der Kirche aufgerufen. Sie 
wollten mit dieser Aktion, die bis zur 
Erfüllung ihrer Forderungen andauern 
sollte, Hafterleichterungen durch­
setzen. 

Die wenigsten allerdings wußten, 
daß dieser Streik am 19.1. kurz 
zuvor in eine Infor:mationsveranstal­
tung der Gesamtinsassenvertretung 
(GlV) und der Autonomen Interessen­
vertretung umgewandelt wurde. Das 
erfuhren die etwa 100 Teilnehmer, 
unter denen sich auch Gruppentrainer 
und mehrere evangelische Pfarrer be­
fanden . erst zu Beginn des Gottes­
dienstes von Pfarrer Bäßler. Ihm 
hatte man wegen des Aufrufes zum 
Sitzstreik von seiten der Anstalts­
leitung massive Vorwürfe gemacht, 
daß er dieses a1les angerUhrt hätte. 
Das ist aber nicht der fall. Wenn 
jemandem Vorwürfe zu machen sind, 
dann der Autonomen lnteressenver­
tretung, für die der Gottesdienst 
Mittel zum Zweck sein sollte. 

Die meisten Teilnehmer waren nur 
gekommen, weil sie dachten, daß 
auch Leute vom Justizsenat an 
diesem Abend anwesend wären. An 
diesem Tag wurde auch das 20jährige 
Bestehen der Sozialtherapeutischen 
Anstalt gefeiert, und dort gehörte 
die Justizsenatorin mit einigen 
Mitarbeitern zu den geladenen 
Gästen. 

Pfarrer Bäßler begrüßte zu Beginn 
des Gonesdienstes die Anwesenden im 
Namen der GIV und AlV und sagte, 
daß dies eine reine Informations­
veranstaltung werden soll. Er meinte 
noch, daß es unter den Kirchgängern 
sicherlich einige gibt, die hoffen, 
daß diese Veranstaltung in eine 
BesetZunQ der Kirche ausartet, aber 
er brachte seine Hoffnung zum Aus­
druck, daß es nicht so weit komme. 

Wegen der zunehmenden Unruhe 
mußte der Gottesdienst vorze1t1g 
beendet werden. Ein GIV-Sprecher 
ergriff das Wort. Was sich dann ab­
spielte, ist kaum in \'/orten zu be­
schreiben. Ich konnte kaum ein \'fort 
verstehen, was sicher nicht nur an 
der leisen Stimme des Sprechers lag, 
sondern mehr an den unwichtigen 
Dingen, die vorgetragen wurden und 
niemanden interessierten. 

Darauf mußten sich beide Insassen­
vertretungen schwere Vorhalte der 
lnha ftierten anhören. Als ein auslän­
discher Insasse das Wort ergriff und 
Forderungen stellte, gab der GIV­
Sprecher meines Erachtens eine sehr 
peinliche Antwort. Er sagte ihm, er 
hätte doch ganz ruhig zu sein, denn 
er sei einer der wenigen, die schon 
von der Justizreform profitieren 
würden. Er spielte dabei auf die 
Urlaubsregelung für Ausländer an. Ich 
habe mich in diesem Moment wirklich 
gefragt, ob man sich von so einem 
l.V.er vertreten lassen kann? 

ZENTRALE BERATUNGSSTELLE 
DER FREIEN STRAFFÄLLIGENHILFE BERLIN 

Wir bieten an 

Beratung für Straffällige und deren Familienangehörige, Freunde und Bekannte in 
Form von Einzel- und Gruppengesprächen. für Personen. die 

-noch länger inhaftiert sind 

-vor der Entlassung aus der Strafhaft stehen (unser Vorschlag: melden Sie sich 
möglichst bereits 12 Monate vor der Entlassung) 

-als Regelurlauber eine Gästewohnung benötigen 

-unter Bewährung stehen 

-bereits aus der Haft entlassen sind 

-von einer lnhaftierung bedroht sind 

-ihre Geldstrafe nicht bezahlen können 

-verschuldet sind 

Gruppenangebote für Inhaftierte, speziell zur Vorbereitung der Entlassung. sozial­
therapeutische Gruppen, auch für Enflasseue, sowie llil{en fiir 
Angehörige bitte erfragen! 

lnformalionsbrosclzüre .,wohin. was lllll?" anfordern! 
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Die Lautstärke nahm zu, und dann 
Ubernahm ein Vertreter der Auto­
nomen Interessenvertretung das Wort. 
Er rief brüllend zum Sitzstreik auf, 
bis die Senatorin erscheint - natUr­
lieh unter großem Beifall! Sein 
Kollege versuchte, einen Forderungs­
katalog vorzustellen, was aber auch 
mißglückte, denn nun machten sich 
die Insassenvertretungen gegenseitig 
Vorwürfe . 

Pfarrer Bäßler versuchte immer 
\o:ieder mit sehr viel Geduld, Ruhe 
und Ordnung zu schaffen, um infor­
mieren zu können; es war einfach 
nicht möglich. Es ging eine Unter­
schriftenliste mit einer Einladung an 
den Senat herum, die sogar von 
einem Beamten unterschrieben wurde, 
wofür es heftigen Applaus gab. 

Als die Veranstaltung um 19 Uhr 
geschlossen wurde, leerte sich die 
Kirche bis auf ca. 40 Personen. Es 
waren nur noch wenige Insassen­
vertreter unter ihnen. Als ich um 20 
Uhr die Kirche verließ, blieben noch 
12 Insassen, die aber auch bis 22 
Uhr gegangen sind. 

\"as hat die Veranstaltung und der 
sogenannte Sitzstreik nun gebracht? 
Nichts. Genau wie der letzte war es 
ein Flop, der den Leuten nur ge­
zeigt hat, wie lächerlich sich die In­
sassenvertretung mit solchen wilden 
Aktionen macht. Da braucht man sich 
nicht zu wundern, wenn es an Ver­
trauen in die Arbeit der I. V.s 
mangelt. 

Arbeiterwohlrahn der Stadt Btrhn e \ 
Caritasverband !ur Berlin e \i. 

Olnkonischc> Werk Berlin c . V 

Straffälligen und llewaluunJt$hilrc e. \ ' 

Sprechzeiten in der Beratungsstelle: 

-spe-

Montag. Dienstag. Donnerstag 9-16 Uhr 
Freitag 9-12 Uhr 
und nach Vereinbarung 

Beratung bei Geldstrafen: 

Montag. Dienstag. Donnerstag 
und Freitag 9-12 Uhr 

Sprechzeiten in den Haftanstalten: 

Tegel. Plötzensee (Jugendliche und 
Frauen) nach Vereinbarung über Vor­
melder. Briefe oder telefonisch bzw. 
über ihren Gruppenleiter 

Bundesallee 42 (U-Bahn Berliner Straße) 
1000 Berlin 31 
Telefon 86 05 41 



Buch 
Scherz. Verlag 
Stievestraße 9 
8000 München 19 

Alicia Appleman 

Überleben, um Zeugnis zu geben 

Alicia Appleman beschreibt in diesem 
Buch ihr Leben. Sie war l9l.2 gerade 
12 Jahre alt, als sie den Schrecken 
des Krieges von allen Seiten erlebte. 

Der Vater verschwand, die Brüder 
wurden getötet, die Mutter vor den 
Augen der Tochter ermordet. Das 
Mädel selbst konnte entkommen. \\las 
ihr alles widerFährt. beschreibt sie in 
diesem Buch. Dieses Buch ist so 
dramatisch und erschütternd, daß ich 
oft einfach nicht weiterlesen konnte. 
Es ist schrecklich, was diesem Mädel 
alles passiert. 

Seit dem Tagebuch der Anne Frank 
hat wohl keine Stin>.me mehr so leb­
haft und überzeugend die Fähigkeit 
zu Menschlich.'k.eit und Überlebens­
willen in den Jahren der Verfolgung 
und Vernichtung der Juden aus­
gedrückt. 

Hoffmann und Campe 
Harvestehuder Weg l.S 
2000 Harnburg 13 

Stephen King 

Stark 
The Dark Half 

-gäh-

Stephen King ist ein bekannter 
Autor: "Friedhof der Kuscheltiere", 
"Shining" und "Christine" sind 
Erfolge, die sogar verfilmt wurden. 

In diesem Buch beschreibt er die 
dunkle Hälfte des Schriftstellers Thad 
Beaumont: Das ist Geor~e Stark, der 
Name, unter dem der sonst nur in 
literarischen Kreisen bekannte Autor 
makabre Bestseller schreibt. lst Stark 
nur ein Pseudonym? Oder ist es mehr: 
Der Zwilling, mit dem Thad alle 
dunklen Geheimnisse seines Lebens 
teilen muß - bis auf eines? 

Dieser Roman ist nicht nur spannend. 
Er ist ein Meisterstück des Grauen­
haften. Und fUr Grauenhaftes ist 
Stephen King immer gut. 

-gäh-

Hoffmann und Campe 
Harvestehuder Weg 45 
2000 Harnburg 13 

john le Carre 

Eine Art Held 

In der üblichen spannenden Art 
berichtet le Carre hier über die Welt 
des Geheimdienstes. Natürlich immer 
wieder der englische Geheimdienst. 
Wir erinnern uns an seine vielen 
Bücher wie "Dame, König, As, Spion", 
der auch in spannendster Form aus 
der Welt der Spionage und Spione 
berichtet. 

Nach dem größten Skandal im Zirkus 
- so heißt in England das Geheim­
diensthUre - wird Mr. George Smiley 
als neuer Chef des britischen 
Geheimdienstes bestellt. Es gab einen 
großen Skandal, weil ein Verräter 
aus den eigenen Reihen lebenswich­
tige Ereignisse an die Russen verriet. 

Akribisch beschreibt das Buch die 
Arbeit des Geheimdienstes, und daß 
im Endeffekt der Erfolg einer ganzen 
Aktion vom einzelnen Menschen ab­
hängt. John le Carre hat diese 
Geschichte in Hongkong angesiedelt. 
Man erfährt viel über die Mentalität 
der Bewohner und über die 
Geschäftemacherei dort. Dieses Buch 
ist sehr spannend. lch kann es nur 
jedem le Carre-Fan empfehlen. 

Scherz Verlag 
Stievestraße 9 
8000 München 19 

Piers Paul Read 

Im Strom des Lebens 

-gäh-

Mit großer Erzählkunst wird hier i.n 
diesem Buch eine französische Familie 
durch drei Generationen begleitet. 
Man erfährt vieles aus dem Leben 
des Bertrand de Roujay. Er ist sozu­
sagen die Hauptfigur i.n diesem Roman, 
und sein Leben und das Leben seiner 
Eltern wird in diesem Roman be­
schrieben. 

Man erfährt Dinge aus dem fran­
zösischen Widerstand, die sehr inter-

essant und eigentlich in dieser Form 
noch nicht an das Licht der Öffent­
lichkeit gedrungen sind. 

Bereits frühzeitig schließt sich de 
Roujay den freien Franzosen an und 
verläßt Frankreich illegal. Bevor er 
zu de Gaulle nach London kommt, 
muß er einige Abenteuer bestehen. 
Kurz vor der Befreiung 19!4 kehrt 
er zurück und gerät als Außenseiter 
zwischen alle Fronten. ÜberaU 
herrscht Verrat unter Brüdern, 
Kampfgefährten, Liebenden, Freunden. 
Erst als sich in Frankreich die Ver­
hältnisse konsolidieren, findet auch 
de RouJay auf den einstmals be­
gonnenen Weg zurück. 

Dieses Buch beschreibt hervorragend 
privates Schicksal und historische 
Ereignisse. kh habe in diesem Roman 
viel über Fran.~eich dazugelernt. 

Hoffmann und Campe 
Harvestehuder \veq 45 
2000 Harnburg 13 

Karen Lison I Carol Poston 

Weiterleben nach dem Inzest 

- -gäh-

In diesem Buch berichten Frauen 
darüber, wie es ihnen gelungen ist, 
den Inzest und seine Folgen zu be­
wältigen. Carol Poston, selbst Opfer 
eines Inzestes, ist promovierte Lite­
raturwissenschaftlerin und lehrt an 
der Universität von Illinois in 
Chicago. Karen Lison ist Absolventin 
des Alfred Adler Institutes in 
Chicago. Sie arbeitet als Psycho­
therapeutin in privater Praxis und 
gründete Therapie- und Selbsthilfe­
gruppen fUr erwachsene Inzeslopfer. 

Mich hat dieses Buch ein wenig er­
schreckt, weil es in schonungsloser 
Form über Inzest berichtet und die 
Frauen sozusagen ihre Seele zeigen. 
Mir war nicht bewußt, wie sehr 
Inzestopfer unter ihrem traumati­
schen Erlebnis leiden. Ich denke mir, 
das Buch ist ein wenig auch Hilfe für 
betroffene Frauen, weil ausführlich 
über ein umfassendes Selbsthilfe­
programm und die neuesten For­
schungsergebnisse berichtet wird. 

-gäh-
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